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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 

Änderung des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 

§ 15b. (1) bis (5) … § 15b. (1) bis (5) … 

(6) Die Erklärung nach Abs. 1 kann frühestens zwölf Monate vor dem 
beabsichtigten Wirksamkeitstermin der Ruhestandsversetzung abgegeben und bis 
spätestens einen Monat vor ihrem Wirksamwerden widerrufen werden. Diese 
Frist erhöht sich auf drei Monate, wenn die Beamtin oder der Beamte eine 
Funktion oder einen Arbeitsplatz innehat, die nach den §§ 2 bis 4 des  

es 1989 – AusG, BGBl. Nr. 85/1989, auszuschreiben sind. Ein späterer 
Widerruf wird nur wirksam, wenn die Dienstbehörde ausdrücklich zugestimmt 
hat. Während einer (vorläufigen) Suspendierung gemäß § 112 oder einer 
(vorläufigen) Dienstenthebung nach § 40 HDG 2014 kann jedoch die Beamtin 
oder der Beamte die Erklärung nach Abs. 1 jederzeit widerrufen. 

(6) Die Erklärung nach Abs. 1 kann frühestens zwölf Monate vor dem 
beabsichtigten Wirksamkeitstermin der Ruhestandsversetzung abgegeben und bis 
spätestens einen Monat vor ihrem Wirksamwerden widerrufen werden. Diese 
Frist erhöht sich auf drei Monate, wenn die Beamtin oder der Beamte eine 
Funktion oder einen Arbeitsplatz innehat, die oder der nach den §§ 2 bis 4 des 
Ausschreibungsgesetzes 1989 – AusG, BGBl. Nr. 85/1989, auszuschreiben sind. 
Ein späterer Widerruf wird nur wirksam, wenn die Dienstbehörde ausdrücklich 
zugestimmt hat. Während einer (vorläufigen) Suspendierung gemäß § 112 oder 
einer (vorläufigen) Dienstenthebung nach § 40 HDG 2014 kann jedoch die 
Beamtin oder der Beamte die Erklärung nach Abs. 1 jederzeit widerrufen. 

§ 15c. (1) und (2) … § 15c. (1) und (2) … 

 (3) Die nach Abs. 1 erforderliche ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit 
verringert sich um die Zeiten der Kindererziehung gemäß § 25a Abs. 3 und 7 
Pensionsgesetz 1965, die nicht ruhegenussfähig sind, jedoch um höchstens sechs 
Monate pro Kind. Sich überlagernde Zeiten der Kindererziehung zählen für jedes 
Kind gesondert. 

§ 36a. (1) bis (5) … § 36a. (1) bis (5) … 

 (6) Abweichend von Abs. 3 und der nach Abs. 1 erforderlichen 
Voraussetzung der Regelmäßigkeit kann Telearbeit auch anlassbezogen, nicht 
regelmäßig für bestimmte dienstliche Aufgaben und einzelne Tage angeordnet 
werden. 

§ 37. (1) und (2) … § 37. (1) und (2) … 

(3) Der Beamte, (3) Der Beamte, 

 1. dessen regelmäßige Wochendienstzeit nach den §§ 50a, 50b oder 50e 
herabgesetzt worden ist oder 

 1. dessen regelmäßige Wochendienstzeit nach den §§ 50a, 50b, 50e oder 
50f herabgesetzt worden ist oder 
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 2. und 3. …  2. und 3. … 

darf eine Nebentätigkeit nur ausüben, wenn und insoweit die oberste 
Dienstbehörde dies genehmigt. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die 
Ausübung dieser Nebentätigkeit dem Grund der nach den Z 1 bis 3 getroffenen 
Maßnahme widerstreitet. 

darf eine Nebentätigkeit nur ausüben, wenn und insoweit die oberste 
Dienstbehörde dies genehmigt. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die 
Ausübung dieser Nebentätigkeit dem Grund der nach den Z 1 bis 3 getroffenen 
Maßnahme widerstreitet. 

§ 48. (1) bis (2a) … § 48. (1) bis (2a) … 

(3) Soweit nicht wichtige dienstliche oder sonstige öffentliche Interessen 
entgegenstehen, ist die gleitende Dienstzeit einzuführen. Gleitende Dienstzeit ist 
jene Form der Dienstzeit, bei der der Beamte den Beginn und das Ende seiner 
täglichen Dienstzeit innerhalb festgesetzter Grenzen (Gleitzeitrahmen) selbst 
bestimmen kann. Während der innerhalb des Gleitzeitrahmens festzulegenden 
Blockzeit hat der Beamte jedenfalls Dienst zu versehen. Der fiktive 
Normaldienstplan dient als Berechnungsbasis für die Feststellung der 
anrechenbaren Dienstzeit bei Abwesenheit vom Dienst. Die Erfüllung der 
regelmäßigen Wochendienstzeit ist im Durchschnitt der Wochen des 
Kalenderjahres zu gewährleisten. Der zur Erreichung der durchschnittlichen 
Wochendienstzeit erforderliche Verbrauch von Zeitguthaben aus der gleitenden 
Dienstzeit kann, soweit nicht dienstliche Interessen entgegenstehen, vom 
unmittelbaren Dienstvorgesetzten auch während der Blockzeit gestattet werden. 
Im Gleitzeitdienstplan sind 

(3) Soweit nicht wichtige dienstliche oder sonstige öffentliche Interessen 
entgegenstehen, ist die gleitende Dienstzeit einzuführen. Gleitende Dienstzeit ist 
jene Form der Dienstzeit, bei der der Beamte den Beginn und das Ende seiner 
täglichen Dienstzeit innerhalb festgesetzter Grenzen (Gleitzeitrahmen) selbst 
bestimmen kann. Während der innerhalb des Gleitzeitrahmens festzulegenden 
Blockzeit hat der Beamte jedenfalls Dienst zu versehen. Der fiktive 
Normaldienstplan dient als Berechnungsbasis für die Feststellung der 
anrechenbaren Dienstzeit bei Abwesenheit vom Dienst. Die Erfüllung der 
regelmäßigen Wochendienstzeit ist im Durchschnitt der Wochen des 
Kalenderjahres zu gewährleisten. Der zur Erreichung der durchschnittlichen 
Wochendienstzeit erforderliche Verbrauch von Zeitguthaben aus der gleitenden 
Dienstzeit kann, soweit nicht dienstliche Interessen entgegenstehen, vom 
unmittelbaren Dienstvorgesetzten auch während der Blockzeit gestattet werden. 
Im Gleitzeitdienstplan sind 

 1. …  1. … 

 2. eine Obergrenze für die jeweils in den Folgemonat übertragbaren 
Zeitguthaben bzw. Zeitschulden 

 2. eine Obergrenze für die jeweils in den Folgezeitraum, der ein Jahr nicht 
übersteigen darf, übertragbaren Zeitguthaben bzw. Zeitschulden 

festzulegen. festzulegen. 

 (3a) Für Beamtinnen und Beamte, deren Mehrleistungen in zeitlicher und 
mengenmäßiger Hinsicht durch eine Zulage oder ein Fixgehalt 
besoldungsrechtlich als abgegolten gelten, ist die Übertragung von Zeitguthaben 
aus der gleitenden Dienstzeit des betreffenden Kalendermonats in den 
Folgemonat nur in dem Ausmaß zulässig, als das im betreffenden Kalendermonat 
aufgebaute Guthaben aus der gleitenden Dienstzeit bei Bezug 

 1. einer Zulage 11 Stunden, 

 2. eines Fixgehalts 18 Stunden 

übersteigt. 

 (3b) Das gemäß Abs. 3a Z 1 und 2 angeführte Stundenausmaß ändert sich im 
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Falle einer 

 1. Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit gemäß §§ 50a, 50b, 
50e oder 50f, 

 2. Teilzeitbeschäftigung nach dem MSchG oder VKG oder 

 3. Dienstfreistellung gemäß § 17 Abs. 1, § 78a oder § 78c Abs. 3 

dem Ausmaß der Herabsetzung, Teilzeitbeschäftigung oder Dienstfreistellung 
entsprechend. 

(4) bis (6) … (4) bis (6) … 

§ 48f. (1) … § 48f. (1) … 

(2) Die §§ 48a bis 48e sind auf Beamte mit spezifischen staatlichen 
Tätigkeiten, die im Interesse der Allgemeinheit keinen Aufschub dulden, 
insbesondere 

(2) Die §§ 48a bis 48e sind auf Beamte mit spezifischen staatlichen 
Tätigkeiten, die im Interesse der Allgemeinheit keinen Aufschub dulden, 
insbesondere 

 1. …  1. … 

 2. im Rahmen des Kabinetts eines Bundesministers oder des Büros eines 
Staatssekretärs oder eines anderen in den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des 
Bezügegesetzes, BGBl. Nr. 273/1972, angeführten obersten Organes, 

 2. im Rahmen des Kabinetts einer Bundesministerin oder eines 
Bundesministers, einer sonstigen Einrichtung gemäß § 7 Abs. 3 des 
Bundesministeriengesetzes 1986 – BMG, BGBl. Nr. 76/1986, die der 
Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler oder der Vizekanzlerin oder 
dem Vizekanzler zur Beratung und Unterstützung auf dem Gebiet der 
allgemeinen Regierungspolitik insbesondere im Bereich Strategie, 
Analyse und Planung direkt unterstellt ist, des Büros einer 
Staatssekretärin oder eines Staatssekretärs oder eines anderen in den 
§§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes, BGBl. 273/1972, angeführten 
obersten Organs des Bundes oder des Büros der Sprecherin der 
Bundesregierung oder des Sprechers der Bundesregierung gemäß 
Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG, 

 3. bis 7. …  3. bis 7. … 

insoweit nicht anzuwenden, als die Besonderheiten dieser Tätigkeiten einer 
Anwendung dieser Bestimmungen zwingend entgegenstehen. 

insoweit nicht anzuwenden, als die Besonderheiten dieser Tätigkeiten einer 
Anwendung dieser Bestimmungen zwingend entgegenstehen. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

§ 49. (1) bis (8) … § 49. (1) bis (8) … 

(9) Folgende Zeiten gelten jedenfalls nicht als Überstunden: 

 1. … 

(9) Folgende Zeiten gelten jedenfalls nicht als Überstunden: 

 1. … 

 2. Zeitguthaben aus der gleitenden Dienstzeit, soweit sie die im  2. Zeitguthaben aus der gleitenden Dienstzeit, soweit sie die im 
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Gleitzeitdienstplan festgelegte Obergrenze für jeweils in den Folgemonat 
übertragbare Zeitguthaben nicht übersteigen. 

Gleitzeitdienstplan festgelegte Obergrenze für jeweils in den 
Folgezeitraum übertragbare Zeitguthaben nicht übersteigen. 

Diese Zeiten sind, soweit dies nicht bereits erfolgt ist, ausschließlich im 
Verhältnis 1 : 1 in Freizeit abzugelten. 

Diese Zeiten sind, soweit dies nicht bereits erfolgt ist, ausschließlich im 
Verhältnis 1 : 1 in Freizeit abzugelten. 

§ 50e. (1) bis (3) … § 50e. (1) bis (3) … 

 Wiedereingliederungsteilzeit 

§ 50f. (1) Einer Beamtin oder einem Beamten kann nach einer mindestens 
sechswöchigen ununterbrochenen Dienstverhinderung wegen Unfall oder 
Krankheit auf Antrag eine Herabsetzung ihrer oder seiner regelmäßigen 
Wochendienstzeit auf die Hälfte des für eine Vollbeschäftigung vorgesehenen 
Ausmaßes (Wiedereingliederungsteilzeit) für die Dauer von mindestens einem 
Monat bis zu sechs Monaten gewährt werden, wenn keine wichtigen dienstlichen 
Interessen entgegenstehen. Die Wiedereingliederungsteilzeit muss spätestens 
einen Monat nach dem Ende der Dienstverhinderung im Sinne des ersten Satzes 
angetreten werden. 

(2) Vor Beginn der Wiedereingliederungsteilzeit nach Abs. 1 hat eine 
ärztliche Untersuchung gemäß § 52 Abs. 2 erster und zweiter Satz zur 
Dienstfähigkeit der Beamtin oder des Beamten und zur medizinischen 
Zweckmäßigkeit der Wiedereingliederungsteilzeit zu erfolgen. 

(3) Die Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit gemäß Abs. 1 
kann nach einer weiteren ärztlichen Untersuchung gemäß § 52 Abs. 2 erster und 
zweiter Satz einmalig für die Dauer von mindestens einem bis zu drei Monaten 
verlängert werden. 

(4) Während einer Wiedereingliederungsteilzeit ist die Anordnung von 
Mehrdienstleistungen unzulässig. 

(5) Der Beamtin oder dem Beamten kann eine vorzeitige Rückkehr zur 
ursprünglichen regelmäßigen Wochendienstzeit gewährt werden, wenn die 
Zweckmäßigkeit der Wiedereingliederungsteilzeit nicht mehr gegeben ist. 

§ 56. (1) bis (3) … § 56. (1) bis (3) … 

(4) Der Beamte, (4) Der Beamte, 

 1. dessen regelmäßige Wochendienstzeit nach den §§ 50a, 50b oder 50e 
herabgesetzt worden ist oder 

 1. dessen regelmäßige Wochendienstzeit nach den §§ 50a, 50b, 50e oder 
50f herabgesetzt worden ist oder 

 2. und 3. …  2. und 3. … 
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darf eine erwerbsmäßige Nebenbeschäftigung nur ausüben, wenn und insoweit 
die Dienstbehörde dies genehmigt. Die Genehmigung ist in den Fällen des Abs. 2 
sowie dann zu versagen, wenn die Ausübung dieser Nebenbeschäftigung dem 
Grund der nach den Z 1 bis 3 getroffenen Maßnahme widerstreitet. 

darf eine erwerbsmäßige Nebenbeschäftigung nur ausüben, wenn und insoweit 
die Dienstbehörde dies genehmigt. Die Genehmigung ist in den Fällen des Abs. 2 
sowie dann zu versagen, wenn die Ausübung dieser Nebenbeschäftigung dem 
Grund der nach den Z 1 bis 3 getroffenen Maßnahme widerstreitet. 

(5) bis (7) … (5) bis (7) … 

§ 59. (1) Der Beamtin oder dem Beamten ist es verboten, im Hinblick auf 
ihre oder seine amtliche Stellung oder Amtsführung für sich oder eine Dritte oder 
einen Dritten ein Geschenk, einen anderen Vermögensvorteil oder einen 
sonstigen Vorteil zu fordern oder anzunehmen. Ebenso ist es der Beamtin oder 
dem Beamten verboten, im Hinblick auf ihre oder seine amtliche Stellung oder 
Amtsführung sich oder einer oder einem Dritten ein Geschenk, einen anderen 
Vermögensvorteil oder einen sonstigen Vorteil zu verschaffen oder versprechen 
zu lassen. 

§ 59. (1) Der Beamtin oder dem Beamten ist es verboten, im Hinblick auf 
ihre oder seine amtliche Stellung oder Amtsführung für sich oder eine Dritte oder 
einen Dritten ein Geschenk oder einen sonstigen Vorteil zu fordern oder 
anzunehmen. Ebenso ist es der Beamtin oder dem Beamten verboten, im Hinblick 
auf ihre oder seine amtliche Stellung oder Amtsführung sich oder einer oder 
einem Dritten ein Geschenk oder einen sonstigen Vorteil zu verschaffen oder 
versprechen zu lassen. 

(2) Eine orts- oder landesübliche Aufmerksamkeit von geringem Wert gilt 
nicht als Geschenk oder Vorteil im Sinne des Abs. 1, soweit die Beamtin oder der 
Beamte nicht die Absicht verfolgt, sich durch die wiederkehrende Begehung im 
Sinne des Abs. 1 eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen. 

(2) Eine orts- oder landesübliche Aufmerksamkeit von geringem Wert gilt 
nicht als Geschenk oder sonstiger Vorteil im Sinne des Abs. 1, soweit die 
Beamtin oder der Beamte nicht die Absicht verfolgt, sich oder einer oder einem 
Dritten durch die wiederkehrende Begehung im Sinne des Abs. 1 eine 
fortlaufende Einnahme zu verschaffen. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 

(6) Ein Vorteil, der einer Beamtin oder einem Beamten im Rahmen einer 
Veranstaltung gewährt wird, an deren Teilnahme ein dienstlich oder sonst 
sachlich gerechtfertigtes Interesse besteht, darf von ihr oder ihm angenommen 
werden, wenn dieser Vorteil 

 1. bis 3. … 

(6) Ein Vorteil, der einer Beamtin oder einem Beamten im Rahmen einer 
Veranstaltung gewährt wird, an deren Teilnahme ein dienstlich oder sonst 
sachlich gerechtfertigtes Interesse besteht, darf von ihr oder ihm angenommen 
werden, wenn dieser Vorteil 

 1. bis 3. … 

 4. abgesehen von Z 3 in keinem Konnex zu einem konkreten, 
gegenwärtigen oder zukünftigen Amtsgeschäft steht. 

 4. abgesehen von Z 3 in keinem Konnex zu einem konkreten Amtsgeschäft 
steht. 

§ 72. (1) Der Beamte hat Anspruch auf Erhöhung des ihm gemäß § 65 
gebührenden Urlaubsausmaßes um 16 Stunden, wenn am 1. Juli des jeweiligen 
Kalenderjahres eine der folgenden Voraussetzungen gegeben ist: 

§ 72. (1) Der Beamte hat Anspruch auf Erhöhung des ihm gemäß § 65 
gebührenden Urlaubsausmaßes um 16 Stunden, wenn am 1. Juli des jeweiligen 
Kalenderjahres eine der folgenden Voraussetzungen gegeben ist: 

 1. Minderung der Erwerbsfähigkeit, die zum Bezug einer Rente auf Grund 
des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957, BGBl. Nr. 152, des 
Opferfürsorgegesetzes, BGBl. Nr. 183/1947, oder des 
Heeresversorgungsgesetzes, BGBl. Nr. 27/1964, berechtigt, 

 1. Minderung der Erwerbsfähigkeit, die zum Bezug einer Rente auf Grund 
des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957, BGBl. Nr. 152, des 
Opferfürsorgegesetzes, BGBl. Nr. 183/1947, oder des 
Heeresentschädigungsgesetzes – HEG, BGBl. I Nr. 162/2015, berechtigt, 

 2. bis 4. …  2. bis 4. … 
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(2) und (3) … (2) und (3) … 

§ 75. (1) und (2) … § 75. (1) und (2) … 

(3) Ein Karenzurlaub endet 

 1. spätestens mit Ablauf des Kalendermonates, in dem er gemeinsam mit 
früheren Karenzurlauben oder Freistellungen nach § 160 Abs. 2 eine 
Gesamtdauer von zehn Jahren erreicht, oder 

 2. spätestens mit Ablauf des Jahres, in dem der Beamte sein 64. Lebensjahr 
vollendet. 

Auf die Gesamtdauer von zehn Jahren sind frühere, nach dienstrechtlichen 
Vorschriften des Bundes gewährte Karenzurlaube anzurechnen, ausgenommen 
Zeiten von Karenzen nach dem MSchG oder dem VKG. 

(3) Ein Karenzurlaub endet spätestens mit Ablauf des Kalendermonates, in 
dem er gemeinsam mit früheren Karenzurlauben oder Freistellungen nach § 160 
Abs. 2 eine Gesamtdauer von zehn Jahren erreicht. Auf die Gesamtdauer von 
zehn Jahren sind frühere, nach dienstrechtlichen Vorschriften des Bundes 
gewährte Karenzurlaube anzurechnen, ausgenommen Zeiten von Karenzen nach 
dem MSchG oder dem VKG. 

(4) … (4) … 

§ 76. (1) und (2) … § 76. (1) und (2) … 

(3) Die Pflegefreistellung nach Abs. 1 darf im Kalenderjahr das Ausmaß der 
regelmäßigen Wochendienstzeit des Beamten nach § 48 Abs. 2 oder 6 oder nach 
den §§ 50a bis 50c und 50e nicht übersteigen. 

(3) Die Pflegefreistellung nach Abs. 1 darf im Kalenderjahr das Ausmaß der 
regelmäßigen Wochendienstzeit des Beamten nach § 48 Abs. 2 oder 6 oder nach 
den §§ 50a bis 50c, 50e und 50f nicht übersteigen. 

(4) … (4) … 

(5) Die Pflegefreistellung kann tageweise oder stundenweise in Anspruch 
genommen werden. Ein nicht in einer vollen Stunde verbrauchbarer Restanspruch 
kann im Stundenbruchteil verbraucht werden. 

 

(6) Ändert sich das Ausmaß der dienstplanmäßigen Wochendienstzeit des 
Beamten während des Kalenderjahres, so ist die in diesem Kalenderjahr bereits 
verbrauchte Zeit der Pflegefreistellung in dem Ausmaß umzurechnen, das der 
Änderung des Ausmaßes der dienstplanmäßigen Wochendienstzeit entspricht. 
Bruchteile von Stunden sind hiebei auf volle Stunden aufzurunden. 

(6) Ändert sich das Ausmaß der dienstplanmäßigen Wochendienstzeit des 
Beamten während des Kalenderjahres, so ist die in diesem Kalenderjahr bereits 
verbrauchte Zeit der Pflegefreistellung in dem Ausmaß umzurechnen, das der 
Änderung des Ausmaßes der dienstplanmäßigen Wochendienstzeit entspricht.  

(7) bis (10) … (7) bis (10) … 

§ 78c. (1) … § 78c. (1) … 

 (1a) Ein öffentliches Interesse im Sinne des Abs. 1 liegt insbesondere auch 
dann vor, wenn die Dienstfreistellung dem Wissenstransfer oder der Förderung 
der beruflichen Mobilität zwischen dem Bundesdienst und der Privatwirtschaft 
oder zwischen den Gebietskörperschaften dient. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
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§ 80. (1) bis (4a) … § 80. (1) bis (4a) … 

(5) Die Dienstbehörde kann die Dienst- oder Naturalwohnung entziehen, 
wenn 

 1. bis 4. … 

(5) Die Dienstbehörde kann die Dienst- oder Naturalwohnung entziehen, 
wenn 

 1. bis 4. … 

 Von einer Entziehung einer Naturalwohnung nach Z 1 wegen Versetzung an 
einen anderen Dienstort kann abgesehen werden, wenn der neue Dienstort nicht 
weiter als 50 Kilometer vom bisherigen Dienstort entfernt ist. 

(6) bis (9) … (6) bis (9) … 

§ 136b. (1) bis (3) … § 136b. (1) bis (3) … 

(4) In den Fällen des Abs. 3 sind auf das öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnis anstelle der für die Bundesbeamten geltenden besoldungs- und 
pensionsrechtlichen Vorschriften die für tätigkeitsmäßig vergleichbare 
Vertragsbedienstete des Bundes maßgebenden besoldungs- und 
sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften anzuwenden. Sie sind jedoch nicht in 
der gesetzlichen Pensionsversicherung versichert. 

(4) In den Fällen des Abs. 3 sind auf das öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnis anstelle der für die Bundesbeamten geltenden besoldungs- und 
pensionsrechtlichen Vorschriften die für tätigkeitsmäßig vergleichbare 
Vertragsbedienstete des Bundes maßgebenden besoldungs- und 
sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften anzuwenden. Sie sind jedoch nicht in 
der gesetzlichen Pensionsversicherung versichert. Anstelle der Bestimmung des 
§ 50f ist § 20c VBG mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
Wiedereingliederungsteilzeit gewährt werden kann, wenn eine Vereinbarung 
zwischen Antragstellerin oder Antragsteller und der Dienstbehörde über Beginn, 
Dauer, Ausmaß und Lage der Teilzeitbeschäftigung nach den Voraussetzungen 
des § 20c VBG abgeschlossen wird. 

 (4a) In den Fällen des Abs. 3 ist das Betriebliche Mitarbeiter- und 
Selbständigenvorsorgegesetz – BMSVG, BGBl. I Nr. 100/2002, mit folgenden 
Maßgaben anzuwenden: 

 1. § 35 Abs. 1 VBG ist anzuwenden. 

 2. Ein Übertritt oder eine Versetzung in den Ruhestand entspricht einer 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 

(4b) In den Fällen des Abs. 3 ist, sofern das unmittelbar vorangehende 
vertragliche Bundesdienstverhältnis vor dem 1. Jänner 2003 begonnen hat, § 84 
VBG mit folgenden Maßgaben anzuwenden: 

 1. Die Zeit des unmittelbar vorangehenden vertraglichen 
Dienstverhältnisses ist der Dauer des öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnisses hinzuzurechnen. 

 2. Ein Übertritt oder eine Versetzung in den Ruhestand entspricht einer 



  8 von 108 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Beendigung des Dienstverhältnisses. 

 3. Ein Austritt entspricht einer Kündigung der Dienstnehmerin oder des 
Dienstnehmers. 

(5) … (5) … 

§ 138. (1) bis (4) … § 138. (1) bis (4) … 

(5) Die Abs. 1 bis 4 sind nicht anzuwenden auf 

 1. … 

(5) Die Abs. 1 bis 4 sind nicht anzuwenden auf 

 1. … 

 2. Beamte während ihrer Verwendung im Kabinett eines Bundesministers 
oder im Büro eines Staatssekretärs oder im Büro eines anderen in den 
§§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes angeführten obersten Organs 
des Bundes. 

 2. Beamte während ihrer Verwendung im Kabinett einer Bundesministerin 
oder eines Bundesministers, in einer sonstigen Einrichtung gemäß § 7 
Abs. 3 BMG, die der Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler oder der 
Vizekanzlerin oder dem Vizekanzler zur Beratung und Unterstützung auf 
dem Gebiet der allgemeinen Regierungspolitik insbesondere im Bereich 
Strategie, Analyse und Planung direkt unterstellt ist, im Büro einer 
Staatssekretärin oder eines Staatssekretärs oder eines anderen in den 
§§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes angeführten obersten Organs 
des Bundes oder im Büro der Sprecherin der Bundesregierung oder des 
Sprechers der Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der 
Anlage zu § 2 BMG. 

§ 140. (1) bis (4) … § 140. (1) bis (4) … 

(5) Die Wirkung der mit der Erreichung eines höheren 
Besoldungsdienstalters oder einer höheren Funktionsgruppe verbundenen 
Änderung des Amtstitels gemäß Abs. 1 oder der Verwendungsbezeichnung 
gemäß Abs. 3 tritt während eines Disziplinarverfahrens bis zu dessen 
rechtskräftigem Abschluss nicht ein. Wird jedoch das Disziplinarverfahren 
eingestellt oder der Beamte freigesprochen, tritt die Wirkung des Abs. 1 oder 3 
rückwirkend ein. Im Falle eines Schuldspruches ohne Strafe kann mit Bescheid 
festgestellt werden, dass die Wirkung des Abs. 1 oder 3 rückwirkend eintritt, 
wenn 

 1. und 2. … 

 3. keine dienstlichen Interessen entegegenstehen 

(5) Die Wirkung der mit der Erreichung eines höheren 
Besoldungsdienstalters oder einer höheren Funktionsgruppe verbundenen 
Änderung des Amtstitels gemäß Abs. 1 oder der Verwendungsbezeichnung 
gemäß Abs. 3 tritt während eines Disziplinarverfahrens bis zu dessen 
rechtskräftigem Abschluss nicht ein. Wird jedoch das Disziplinarverfahren 
eingestellt oder der Beamte freigesprochen, tritt die Wirkung des Abs. 1 oder 3 
rückwirkend ein. Im Falle eines Schuldspruches ohne Strafe kann mit Bescheid 
festgestellt werden, dass die Wirkung des Abs. 1 oder 3 rückwirkend eintritt, 
wenn 

 1. und 2. … 

 3. keine dienstlichen Interessen entgegenstehen 

§ 141. (1) und (1a) … § 141. (1) und (1a) … 

(2) Abweichend vom Abs. 1 und 1a sind Arbeitsplätze der Funktionsgruppen 
7 bis 9 der Verwendungsgruppe A 1 

(2) Abweichend vom Abs. 1 und 1a sind Arbeitsplätze der Funktionsgruppen 
7 bis 9 der Verwendungsgruppe A 1 
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 1. im Kabinett eines Bundesministers oder im Büro eines Staatssekretärs 
oder im Büro eines anderen in den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des 
Bezügegesetzes angeführten obersten Organs des Bundes auf die Dauer 
der Verwendung, 

 1. im Kabinett einer Bundesministerin oder eines Bundesministers, in einer 
sonstigen Einrichtung gemäß § 7 Abs. 3 BMG, die der Bundeskanzlerin 
oder dem Bundeskanzler oder der Vizekanzlerin oder dem Vizekanzler 
zur Beratung und Unterstützung auf dem Gebiet der allgemeinen 
Regierungspolitik insbesondere im Bereich Strategie, Analyse und 
Planung direkt unterstellt ist, im Büro einer Staatssekretärin oder eines 
Staatssekretärs oder eines anderen in den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des 
Bezügegesetzes angeführten obersten Organs des Bundes auf die Dauer 
der Verwendung, 

 1a. bis 2. …  1a. bis 2. … 

ohne Ernennung durch Betrauung zu besetzen. ohne Ernennung durch Betrauung zu besetzen. 

(3) bis (9) … (3) bis (9) … 

(10) Die erstmalige Übertragung eines Arbeitsplatzes an 

 1. den Beamten der Verwendungsgruppe A 1 in der gemäß Abs. 6, 7 oder 8 
anfallenden Funktionsgruppe - ausgenommen die Funktionsgruppen 7 bis 
9 der Verwendungsgruppe A 1 - und 

 2. den im Abs. 9 angeführten Beamten in der Verwendungs- und 
Funktionsgruppe, in die er bei Beendigung seiner befristeten Funktion 
ernannt ist, 

ist abweichend von einer allfälligen Ausschreibungspflicht nach dem 
Ausschreibungsgesetz 1989 ohne Ausschreibung zulässig. 

 

(11) In Dienstbereichen, bei denen es gemäß § 41 nach der Natur des 
Dienstes notwendig ist, die Beamten nach einiger Zeit zu einer anderen 
Dienststelle zu versetzen, sind 

 1. … 

(11) In Dienstbereichen, bei denen es gemäß § 41 nach der Natur des 
Dienstes notwendig ist, die Beamten nach einiger Zeit zu einer anderen 
Dienststelle zu versetzen, sind 

 1. … 

 2. die Abs. 5, 9 und 10 nicht anzuwenden.  2. die Abs. 5 und 9 nicht anzuwenden. 

§ 141a. (1) bis (6) … § 141a. (1) bis (6) … 

(7) Die Zuweisung eines niedriger oder gleich bewerteten Arbeitsplatzes 
nach den Abs. 1 oder 3 ist abweichend von einer allfälligen 
Ausschreibungspflicht nach dem Ausschreibungsgesetz 1989 ohne 
Ausschreibung zulässig. Dies gilt nicht für zeitlich begrenzte Funktionen. 

 

(8) … (8) … 

(9) Ein Beamter bleibt in seiner bisherigen Einstufung, wenn er (9) Ein Beamter bleibt in seiner bisherigen Einstufung, wenn er 
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 1. mit einem Arbeitsplatz in einem Kabinett eines Bundesministers oder in 
einem Büro eines Staatssekretärs oder in einem Büro eines anderen in 
den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes angeführten obersten 
Organs des Bundes oder im Büro der Sprecherin der Bundesregierung 
oder des Sprechers der Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des 
Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG oder mit dem Arbeitsplatz des Leiters 
des Büros einer Generalsekretärin oder eines Generalsekretärs gemäß § 7 
Abs. 11 BMG betraut wird und 

 1. mit einem Arbeitsplatz in einem Kabinett einer Bundesministerin oder 
eines Bundesministers, in einer sonstigen Einrichtung gemäß § 7 Abs. 3 
BMG, die der Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler oder der 
Vizekanzlerin oder dem Vizekanzler zur Beratung und Unterstützung auf 
dem Gebiet der allgemeinen Regierungspolitik insbesondere im Bereich 
Strategie, Analyse und Planung direkt unterstellt ist, im Büro einer 
Staatssekretärin oder eines Staatssekretärs oder eines anderen in den 
§§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes angeführten obersten Organs 
des Bundes oder im Büro der Sprecherin der Bundesregierung oder des 
Sprechers der Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der 
Anlage zu § 2 BMG oder mit dem Arbeitsplatz der Leiterin oder des 
Leiters des Büros einer Generalsekretärin oder eines Generalsekretärs 
gemäß § 7 Abs. 11 BMG betraut wird und 

 2. …  2. … 

Verbleibt der Beamte im Fall einer Betrauung nach Z 1 weiterhin im 
Personalstand einer anderen Dienststelle, gilt er mit der Betrauung als an die 
Zentralstelle dienstzugeteilt, in der sich der neue Arbeitsplatz befindet. 

Verbleibt der Beamte im Fall einer Betrauung nach Z 1 weiterhin im 
Personalstand einer anderen Dienststelle, gilt er mit der Betrauung als an die 
Zentralstelle dienstzugeteilt, in der sich der neue Arbeitsplatz befindet. 

(10) bis (12) … (10) bis (12) … 

§ 145b. (1) bis (5) … § 145b. (1) bis (5) … 

(6) Die Zuweisung eines niedriger oder gleich bewerteten Arbeitsplatzes 
nach den Abs. 1 und 3 ist abweichend von einer allfälligen Ausschreibungspflicht 
nach dem Ausschreibungsgesetz 1989 ohne Ausschreibung zulässig. 

 

(7) … (7) … 

(8) Ein Beamter des Exekutivdienstes bleibt in seiner bisherigen Einstufung, 
wenn er 

(8) Ein Beamter des Exekutivdienstes bleibt in seiner bisherigen Einstufung, 
wenn er 

 1. mit einem Arbeitsplatz in einem Kabinett eines Bundesministers oder in 
einem Büro eines Staatssekretärs oder in einem Büro eines anderen in 
den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes angeführten obersten 
Organs des Bundes betraut wird und 

 1. mit einem Arbeitsplatz in einem Kabinett einer Bundesministerin oder 
eines Bundesministers, in einer sonstigen Einrichtung gemäß § 7 Abs. 3 
BMG, die der Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler oder der 
Vizekanzlerin oder dem Vizekanzler zur Beratung und Unterstützung auf 
dem Gebiet der allgemeinen Regierungspolitik insbesondere im Bereich 
Strategie, Analyse und Planung direkt unterstellt ist, im Büro einer 
Staatssekretärin oder eines Staatssekretärs oder eines anderen in den 
§§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes angeführten obersten Organs 
des Bundes oder im Büro der Sprecherin der Bundesregierung oder des 
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Sprechers der Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der 
Anlage zu § 2 BMG oder mit dem Arbeitsplatz der Leiterin oder des 
Leiters des Büros einer Generalsekretärin oder eines Generalsekretärs 
gemäß § 7 Abs. 11 BMG betraut wird und 

 2. …  2. … 

Verbleibt der Beamte im Fall einer Betrauung nach Z 1 weiterhin im 
Personalstand einer anderen Dienststelle, gilt er mit der Betrauung als an die 
Zentralstelle dienstzugeteilt, in der sich der neue Arbeitsplatz befindet. 

Verbleibt der Beamte im Fall einer Betrauung nach Z 1 weiterhin im 
Personalstand einer anderen Dienststelle, gilt er mit der Betrauung als an die 
Zentralstelle dienstzugeteilt, in der sich der neue Arbeitsplatz befindet. 

(9) bis (11) … (9) bis (11) … 

§ 148. (1) bis (5) … § 148. (1) bis (5) … 

(6) Die Abs. 1 bis 5 sind nicht anzuwenden auf (6) Die Abs. 1 bis 5 sind nicht anzuwenden auf 

 1. …  1. … 

 2. Militärpersonen während ihrer Verwendung im Kabinett eines 
Bundesministers oder im Büro eines Staatssekretärs oder im Büro eines 
anderen in den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes angeführten 
obersten Organs des Bundes. 

 2. Militärpersonen während ihrer Verwendung im Kabinett einer 
Bundesministerin oder eines Bundesministers, in einer sonstigen 
Einrichtung gemäß § 7 Abs. 3 BMG, die der Bundeskanzlerin oder dem 
Bundeskanzler oder der Vizekanzlerin oder dem Vizekanzler zur 
Beratung und Unterstützung auf dem Gebiet der allgemeinen 
Regierungspolitik insbesondere im Bereich Strategie, Analyse und 
Planung direkt unterstellt ist, im Büro einer Staatssekretärin oder eines 
Staatssekretärs oder eines anderen in den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des 
Bezügegesetzes angeführten obersten Organs des Bundes oder im Büro 
der Sprecherin der Bundesregierung oder des Sprechers der 
Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 
BMG. 

§ 152b. (1) … § 152b. (1) … 

(2) Abweichend vom Abs. 1 sind Arbeitsplätze der Funktionsgruppen 7 bis 9 
der Verwendungsgruppe M BO 1 

(2) Abweichend vom Abs. 1 sind Arbeitsplätze der Funktionsgruppen 7 bis 9 
der Verwendungsgruppe M BO 1 

 1. im Kabinett eines Bundesministers oder im Büro eines Staatssekretärs 
oder im Büro eines anderen in den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des 
Bezügegesetzes angeführten obersten Organs des Bundes auf die Dauer 
der Verwendung, 

 1. im Kabinett einer Bundesministerin oder eines Bundesministers, in einer 
sonstigen Einrichtung gemäß § 7 Abs. 3 BMG, die der Bundeskanzlerin 
oder dem Bundeskanzler oder der Vizekanzlerin oder dem Vizekanzler 
zur Beratung und Unterstützung auf dem Gebiet der allgemeinen 
Regierungspolitik insbesondere im Bereich Strategie, Analyse und 
Planung direkt unterstellt ist, im Büro einer Staatssekretärin oder eines 
Staatssekretärs oder eines anderen in den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des 
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Bezügegesetzes angeführten obersten Organs des Bundes auf die Dauer 
der Verwendung, 

 2. …  2. … 

ohne Ernennung durch Betrauung zu besetzen. ohne Ernennung durch Betrauung zu besetzen. 

(3) bis (9) … (3) bis (9) … 

(10) Die erstmalige Übertragung eines Arbeitsplatzes an 

 1. die Militärperson der Verwendungsgruppe M BO 1 oder M ZO 1 in der 
gemäß Abs. 6, 7 oder 8 anfallenden Funktionsgruppe - ausgenommen die 
Funktionsgruppen 7 bis 9 - und 

 2. die im Abs. 9 angeführte Militärperson in der Verwendungs- und 
Funktionsgruppe, in die sie bei Beendigung ihrer befristeten Funktion 
ernannt ist, 

ist abweichend von einer allfälligen Ausschreibungspflicht nach dem 
Ausschreibungsgesetz 1989 ohne Ausschreibung zulässig. 

 

§ 152c. (1) bis (6) … § 152c. (1) bis (6) … 

(7) Die Zuweisung eines niedriger oder gleich bewerteten Arbeitsplatzes 
nach den Abs. 1 und 3 ist abweichend von einer allfälligen Ausschreibungspflicht 
nach dem Ausschreibungsgesetz 1989 ohne Ausschreibung zulässig. Dies gilt 
nicht für zeitlich begrenzte Funktionen. 

 

(8) Einer Militärperson, die aus Gründen, die sie nicht zu vertreten hat, aus 
ihrer Verwendung als Zugskommandant abberufen worden ist und diese 
Verwendung mindestens acht Jahre hindurch ausgeübt hat, gebührt, solange sie 
ständig mit einem Arbeitsplatz betraut ist, der der Funktionsgruppe 1 der 
Verwendungsgruppe M BUO 1 oder M ZUO 1 zugeordnet ist, die Einstufung in 
die Funktionsgruppe 2 dieser Verwendungsgruppe. Dies gilt auch dann, wenn die 
Abberufung vor der Überleitung in den Militärischen Dienst erfolgt ist. 

(8) Einer Militärperson, die aus Gründen, die sie nicht zu vertreten hat, aus 
ihrer Verwendung als Zugskommandant abberufen worden ist und diese 
Verwendung mindestens acht Jahre hindurch ausgeübt hat, gebührt, solange sie 
ständig mit einem Arbeitsplatz betraut ist, der der Funktionsgruppe 1 der 
Verwendungsgruppe M BUO oder M ZUO zugeordnet ist, die Einstufung in die 
Funktionsgruppe 2 dieser Verwendungsgruppe. Dies gilt auch dann, wenn die 
Abberufung vor der Überleitung in den Militärischen Dienst erfolgt ist. 

(9) und (10) … (9) und (10) … 

(11) Eine Militärperson bleibt in ihrer bisherigen Einstufung, wenn sie (11) Eine Militärperson bleibt in ihrer bisherigen Einstufung, wenn sie 

 1. mit einem Arbeitsplatz in einem Kabinett eines Bundesministers oder in 
einem Büro eines Staatssekretärs oder in einem Büro eines anderen in 
den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes angeführten obersten 
Organs des Bundes betraut wird und 

 1. mit einem Arbeitsplatz in einem Kabinett einer Bundesministerin oder 
eines Bundesministers, in einer sonstigen Einrichtung gemäß § 7 Abs. 3 
BMG, die der Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler oder der 
Vizekanzlerin oder dem Vizekanzler zur Beratung und Unterstützung auf 
dem Gebiet der allgemeinen Regierungspolitik insbesondere im Bereich 
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Strategie, Analyse und Planung direkt unterstellt ist, im Büro einer 
Staatssekretärin oder eines Staatssekretärs oder eines anderen in den 
§§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes angeführten obersten Organs 
des Bundes oder im Büro der Sprecherin der Bundesregierung oder des 
Sprechers der Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der 
Anlage zu § 2 BMG oder mit dem Arbeitsplatz der Leiterin oder des 
Leiters des Büros einer Generalsekretärin oder eines Generalsekretärs 
gemäß § 7 Abs. 11 BMG betraut wird und 

 2. …  2. … 

Verbleibt die Militärperson im Fall einer Betrauung nach Z 1 weiterhin im 
Personalstand einer anderen Dienststelle, gilt sie mit der Betrauung als an die 
Zentralstelle dienstzugeteilt, in der sich der neue Arbeitsplatz befindet. 

Verbleibt die Militärperson im Fall einer Betrauung nach Z 1 weiterhin im 
Personalstand einer anderen Dienststelle, gilt sie mit der Betrauung als an die 
Zentralstelle dienstzugeteilt, in der sich der neue Arbeitsplatz befindet. 

(12) bis (14) … (12) bis (14) … 

§ 198. (1) bis (3) … § 198. (1) bis (3) … 

(4) Die Zahl der im Abs. 3 angeführten Wochenstunden vermindert sich 
entsprechend, wenn 

(4) Die Zahl der im Abs. 3 angeführten Wochenstunden vermindert sich 
entsprechend, wenn 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

ist. Die Zahl der im Abs. 3 angeführten Wochenstunden erhöht sich entsprechend, 
wenn das Ausmaß der Wochendienstzeit aus den im § 61 Abs. 1 des 
Gehaltsgesetzes 1956 angeführten Gründen überschritten wird. § 76 Abs. 6 Satz 1 
und Abs. 7 sind mit der Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle des 
Kalenderjahres das Studienjahr tritt. 

ist. Die Zahl der im Abs. 3 angeführten Wochenstunden erhöht sich entsprechend, 
wenn das Ausmaß der Wochendienstzeit aus den im § 61 Abs. 1 des 
Gehaltsgesetzes 1956 angeführten Gründen überschritten wird. § 76 Abs. 6 und 
Abs. 7 sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle des Kalenderjahres 
das Studienjahr tritt; ergeben sich bei der Ermittlung des Ausmaßes des 
Anspruchs auf Pflegefreistellung Bruchteile von Stunden, sind diese auf volle 
Stunden aufzurunden. 

§ 203h. (1) bis (4) … § 203h. (1) bis (4) … 

(5) Vor der Zuweisung von Lehrpersonen für den Unterrichtsgegenstand 
Religion ist – ungeachtet der Zuständigkeit der Kirchen und 
Religionsgemeinschaften für die Zuweisung der Religionslehrpersonen – bei 
erstmals am Schulstandort tätigen Lehrpersonen (ausgenommen nur 
vorrübergehende Zuweisungen) der Schulleitung Gelegenheit zur Stellungnahme 
einzuräumen. 

(5) Vor der Zuweisung von Lehrpersonen für den Unterrichtsgegenstand 
Religion ist – ungeachtet der Zuständigkeit der Kirchen und 
Religionsgemeinschaften für die Zuweisung der Religionslehrpersonen – bei 
erstmals am Schulstandort tätigen Lehrpersonen (ausgenommen nur 
vorübergehende Zuweisungen) der Schulleitung Gelegenheit zur Stellungnahme 
einzuräumen. 

§ 213. (1) Die §§ 50a bis 50e sind auf Lehrer mit den Abweichungen 
anzuwenden, die sich aus den Abs. 2 bis 9 ergeben. 

§ 213. (1) Die §§ 50a bis 50f sind auf Lehrer mit den Abweichungen 
anzuwenden, die sich aus den Abs. 2 bis 10 ergeben. 

(2) bis (9) … (2) bis (9) … 
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 (10) § 50f ist mit den Maßgaben anzuwenden, dass  

 1. an die Stelle der Herabsetzung auf die Hälfte der regelmäßigen 
Wochendienstzeit die Herabsetzung auf mindestens 45 vH und höchstens 
55 vH der Lehrverpflichtung tritt und 

 2. der Heranziehung einer Lehrperson zu einer wöchentlichen 
Supplierstunde und der anteiligen Supplierverpflichtung (gemäß § 61 
Abs. 8 GehG) § 50f Abs. 4 nicht entgegensteht. 

§ 219. (1) bis (5c) … § 219. (1) bis (5c) … 

(6) § 76 ist auf Lehrer mit folgenden Abweichungen anzuwenden: (6) § 76 ist auf Lehrer mit folgenden Abweichungen anzuwenden: 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 

 5. Bei der Anwendung des § 76 Abs. 6 Satz 1 und Abs. 7 tritt an die Stelle 
des Kalenderjahres das Schuljahr. 

 5. Bei der Anwendung des § 76 Abs. 6 und Abs. 7 tritt an die Stelle des 
Kalenderjahres das Schuljahr. 

 6. § 76 Abs. 6 Satz 2, Abs. 8 und 9 sind nicht anzuwenden.  6. § 76 Abs. 8 und 9 sind nicht anzuwenden. 

8. Abschnitt 

SCHUL- UND FACHINSPEKTOREN 

Anwendungsbereich und Einteilung 

8. Abschnitt 

BEAMTINNEN UND BEAMTE DES 
SCHULQUALITÄTSMANAGEMENTS 

Ausschreibung, Besetzung, Verwendung 

§ 225. (1) Dieser Abschnitt ist auf Schulaufsichtsbeamte anzuwenden, das 
sind 

 1. Schulinspektoren und 

 2. Beamte, die ausschließlich als Fachinspektoren verwendet werden. 

(2) Die Besoldungsgruppe „Schul- und Fachinspektoren“ umfaßt die 
Verwendungsgruppen SI 1 und SI 2 für die Schulinspektoren und die 
Verwendungsgruppen FI 1 und FI 2 für die Fachinspektoren. 

(3) Der Besetzung einer freien Planstelle eines Schul- oder Fachinspektors 
hat ein Ausschreibungs- und Bewerbungsverfahren voranzugehen. 

§ 225. (1) Dieser Abschnitt ist auf Beamtinnen und Beamte des 
Schulqualitätsmanagements anzuwenden. 

(2) Für Beamtinnen und Beamte gemäß Abs. 1 ist die Verwendungsgruppe 
„SQM“ vorgesehen. 

(3) Der Besetzung einer Planstelle des Schulqualitätsmanagements und der 
Besetzung der Funktion Leitung einer Bildungsregion (§ 226) hat eine 
Ausschreibung durch die Bundesministerin oder den Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung voranzugehen. Spezifische Erfordernisse an die 
Qualifikation der Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund der 
verschiedenen Schularten des differenzierten österreichischen Schulsystems 
ergeben, sind in der Ausschreibung angemessen zu berücksichtigen. Auf das 
Ausschreibungs- und Besetzungsverfahren ist das Ausschreibungsgesetz 1989 mit 
der Maßgabe anzuwenden, dass der Begutachtungskommission anstelle der 
beiden Mitglieder, die gemäß § 7 Abs. 2 zweiter Satz Ausschreibungsgesetz 1989 



  15 von 108 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
durch die Leiterin oder den Leiter der Zentralstelle zu bestellen sind, folgende 
Personen angehören: 

 1. die Bildungsdirektorin oder der Bildungsdirektor oder eine von der 
Bildungsdirektorin oder vom Bildungsdirektor bestellte Vertretung als 
Vorsitzende oder als Vorsitzender, 

 2. die Leiterin oder der Leiter des Bereichs Pädagogischer Dienst oder eine 
von der Leiterin oder vom Leiter des Bereichs Pädagogischer Dienst 
bestellte Vertretung als weiteres Mitglied. 

Die Entscheidung über die Auswahl obliegt der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung. 

(4) Dienststelle einer Beamtin oder eines Beamten des 
Schulqualitätsmanagements ist die Bildungsdirektion oder eine für eine 
Bildungsregion zuständige Außenstelle der Bildungsdirektion. 

(5) Beamtinnen und Beamten des Schulqualitätsmanagements obliegt neben 
der Aufsicht über die Erfüllung der Aufgaben der österreichischen Schulen 
insbesondere die Sicherstellung der Implementierung von Reformen und 
Entwicklungsvorgaben in der Region, die Mitwirkung am Qualitätsmanagement 
(evidenzbasierte Steuerung der regionalen Bildungsplanung) und an der 
schularten- und standortbezogenen Schulentwicklung, das laufende Qualitäts-
Controlling, die strategische Personalführung auf Ebene der Schulleitungen und 
Schulcluster-Leitungen, die Bereitstellung pädagogischer Expertise an 
Schnittstellen und das Krisen- und Beschwerdemanagement im Eskalationsfall. 
Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung hat die Aufgaben der Beamtinnen und Beamten des 
Schulqualitätsmanagements unter Berücksichtigung der Erfordernisse des 
Qualitätsmanagements im Rahmen der verschiedenen Schularten des 
differenzierten österreichischen Schulsystems näher durch Verordnung 
festzulegen. 

(6) Einer Beamtin oder einem Beamten des Schulqualitätsmanagements für 
den Bereich des Minderheitenschulwesens für Kärnten oder das Burgenland 
obliegt die Wahrnehmung der im jeweiligen Minderheiten-Schulgesetz 
vorgesehenen Aufgaben. 

(7) Beamtinnen und Beamte des Schulqualitätsmanagements sind 
verpflichtet, Veranstaltungen zur Weiterbildung zu absolvieren. Die 
Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und 
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Forschung hat unter Bedachtnahme auf die Aufgaben des 
Schulqualitätsmanagements den Umfang und die Inhalte der Weiterbildung durch 
Verordnung festzulegen. 

(8) Kann eine Beamtin oder ein Beamter des Schulqualitätsmanagements 
ihre oder seine Funktion für die Dauer von mindestens drei Monaten 
vorübergehend nicht wahrnehmen, darf ohne Durchführung eines 
Ausschreibungsverfahrens eine Lehrperson vorläufig mit der Funktion 
Schulqualitätsmanagement betraut werden. Betrauungen für einen 
Gesamtzeitraum von bis zu einem Jahr obliegen der Bildungsdirektorin oder dem 
Bildungsdirektor; sie enden spätestens mit Ablauf dieses Zeitraumes; darüber 
hinausgehende Betrauungen obliegen der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung. 
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 Leitung einer Bildungsregion 

§ 226. (1) Einer Leiterin oder einem Leiter einer Bildungsregion obliegen 
die Entwicklung und Implementierung von regionalen Konzepten und 
Maßnahmen zur Verbesserung der Bildungsqualität und Erhöhung der Chancen- 
und Geschlechtergerechtigkeit, die Steuerung der Bildungsangebote in der 
Bildungsregion, die Abstimmung der Bildungsangebote aufeinander sowie deren 
Weiterentwicklung, die strategische Personalführung und -entwicklung der 
regionalen Teams, die Förderung der Zusammenarbeit aller Schulen 
(Schulcluster) sowie deren Zusammenarbeit mit den außerschulischen 
Einrichtungen einer Bildungsregion, die Steuerung des Qualitätsmanagements 
und der Agenden der Inklusion und Diversität, die Steuerung der Umsetzung 
regionaler Bildungskonzepte (z. B. Bildungsregionen, Cluster/Campus) und 
zentraler Reformen und Entwicklungsvorgaben, die Unterstützung der Leitung 
des Pädagogischen Bereiches in Planungs- und Steuerungsangelegenheiten der 
Bildungsdirektion sowie die Kommunikation und Zusammenarbeit mit 
Stakeholdern und externen Partnerinnen und Partnern in der Region. 

(2) Die Besetzung der Funktion Leitung einer Bildungsregion ist zunächst 
auf einen Zeitraum von fünf Jahren wirksam. § 207h Abs. 3 ist mit der Maßgabe, 
dass sich die Verpflichtung auf die Absolvierung der Weiterbildung auf § 225 
Abs. 7 bezieht, sinngemäß anzuwenden. 

(3) Kann die Leitung einer Bildungsregion ihre Funktion für die Dauer von 
mindestens einem Monat vorübergehend nicht wahrnehmen, darf ohne 
Durchführung eines Ausschreibungsverfahrens eine Person, die der 
Verwendungsgruppe SQM, SI 1 oder SI 2 angehört oder mit der Funktion 
Fachinspektion betraut ist, vorläufig mit der Funktion Leitung einer 
Bildungsregion betraut werden. Betrauungen für einen Gesamtzeitraum von bis 
zu einem Jahr obliegen der Bildungsdirektorin oder dem Bildungsdirektor; sie 
enden spätestens mit Ablauf dieses Zeitraumes; darüber hinausgehende 
Betrauungen obliegen der Bundesministerin oder dem Bundesminister für 
Bildung, Wissenschaft und Forschung. 

(4) Für die erstmalige Besetzung der Funktionen gemäß Abs. 1 kommen 
lediglich Schulinspektorinnen oder Schulinspektoren der Verwendungsgruppen 
SI 1 und SI 2 in Betracht. Auf diese Beschränkung des Kreises der 
Bewerberinnen und Bewerber ist in der Ausschreibung hinzuweisen. 

Ausnahmebestimmungen Ausnahmebestimmungen 
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§ 226. (1) Die §§ 10 bis 12 sind auf das Dienstverhältnis der Schul- und 
Fachinspektoren nicht anzuwenden. 

§ 227. (1) Die §§ 10 bis 12 sind auf das Dienstverhältnis der Beamtinnen 
und Beamten des Schulqualitätsmanagements nicht anzuwenden. 

(2) Die §§ 50a und 78a sind auf die Dienstzeit der Schul- und 
Fachinspektoren nicht anzuwenden. 

(2) Die §§ 50a und 78a sind auf die Dienstzeit der Beamtinnen und Beamten 
des Schulqualitätsmanagements nicht anzuwenden. 

 (3) Soweit die Besetzung einer Planstelle des Schulqualitätsmanagements 
mit einer Landeslehrperson erfolgen soll, die vor dem 1. Jänner 2005 in ein 
öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis zu einem Land aufgenommen worden ist 
und von diesem Zeitpunkt an ununterbrochen in einem solchen Dienstverhältnis 
steht, ist diese Landeslehrperson mit ihrer Zustimmung auf eine Planstelle der 
Verwendungsgruppe SQM zu ernennen. 

Amtstitel 

§ 227. Für Schul- und Fachinspektoren sind folgende Amtstitel vorgesehen: 

 1. in der Verwendungsgruppe SI 1 „Landesschulinspektor“, 

 2. in der Verwendungsgruppe SI 2 je nach Verwendung „Schulinspektorin 
für allgemein bildende Pflichtschulen (Pflichtschulinspektorin) bzw. 
Schulinspektor für allgemein bildende Pflichtschulen 
(Pflichtschulinspektor)“ oder „Berufsschulinspektor“, 

 3. in den Verwendungsgruppen FI 1 und FI 2 „Fachinspektor“. 

 

Amtstitel 

§ 227a. (1) Die Beamtin oder der Beamte des Schulqualitätsmanagements 
führt den Amtstitel „Schulqualitätsmanagerin“ oder „Schulqualitätsmanager“, im 
Fall der Innehabung der Funktion Leitung einer Bildungsregion den Amtstitel 
„Leiterin der Bildungsregion“ oder „Leiter der Bildungsregion“ mit einem 
entsprechenden die Region kennzeichnenden Zusatz. 

(2) Eine oder ein gemäß § 32 Minderheiten-Schulgesetz für Kärnten, BGBl. 
Nr. 101/1959, oder gemäß den §§ 15 und 16 Minderheiten-Schulgesetz für das 
Burgenland, BGBl. Nr. 641/1994, bestellte Schulinspektorin oder Schulinspektor 
führt den Amtstitel „Schulinspektorin“ oder „Schulinspektor“. Die oder der 
gemäß § 32 Abs. 3 Minderheiten-Schulgesetz für Kärnten zur 
Landesschulinspektorin oder zum Landesschulinspektor bestellte Beamtin oder 
Beamte führt den Amtstitel „Landesschulinspektorin“ oder 
„Landesschulinspektor“. 

§ 236d. (1) bis (5) … § 236d. (1) bis (5) … 

 § 237. Arbeitsplätze einer Fachexpertin oder eines Fachexperten nach 
Anlage 1 Z 1.6.17 in der bis zum 31. Dezember 2018 geltenden Fassung gelten ab 
1. Jänner 2019 bis zu einer Nachbesetzung als Arbeitsplätze nach Anlage 1 
Z 1.6.17 lit. a. Sind in einem Generalsekretariat oder einer Sektion mindestens 
zwei solcher Arbeitsplätze eingerichtet, kann kein zusätzlicher Arbeitsplatz nach 
Anlage 1 Z 1.6.17 lit. a eingerichtet werden. Die Einrichtung von Arbeitsplätzen 
nach Anlage 1 Z 1.5.21 oder Z 1.6.17 lit. b in einem Generalsekretariat oder einer 
Sektion ist nur zulässig, wenn eine Anzahl von insgesamt vier Fachexpertinnen 
oder Fachexperten nach Z 1.5.21 und Z 1.6.17 im Generalsekretariat oder in der 
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betreffenden Sektion sowie die in Z 1.6.17 letzter Satz festgesetzte Gesamtzahl 
noch nicht erreicht sind. 

In der Fassung BGBl I Nr. 167/2017  

§ 248d. (1) bis (3) … § 248d. (1) bis (3) … 

(4) Bei der Besetzung von Planstellen für leitende Funktionen 
(5. Unterabschnitt des 7. Abschnittes des Besonderen Teiles) und für die Schul- 
und Fachinspektion (8. Abschnitt des Besonderen Teiles), für die die Kollegien 
der Landesschulräte oder des Stadtschulrates für Wien bis spätestens 
31. Dezember 2018 Besetzungsvorschläge beschlossen haben, sind die §§ 207f, 
207g und 225 jeweils in der bis zum 31. Dezember 2018 geltenden Fassung 
weiterhin anzuwenden. 

(4) Bei der Besetzung von Planstellen für leitende Funktionen 
(5. Unterabschnitt des 7. Abschnittes des Besonderen Teiles) und für die Schul- 
und Fachinspektion (8. Abschnitt des Besonderen Teiles), für die die Kollegien 
der Landesschulräte oder des Stadtschulrates für Wien bis spätestens 
31. Dezember 2018 Besetzungsvorschläge beschlossen haben, sind die §§ 207f, 
207g und 225 jeweils in der bis zum 31. Dezember 2018 geltenden Fassung 
weiterhin anzuwenden. § 207g ist auf Verfahren gemäß § 225 anzuwenden. 

 (5) Die Frist gemäß § 207h Abs. 2 in der Fassung ab 1. Jänner 2019 
verlängert sich auf Antrag längstens um jene Zeiträume, die gemäß § 207h Abs. 2 
in der bis 31. Dezember 2018 geltenden Fassung einzurechnen waren. 

13. Unterabschnitt 

BEAMTE DES SCHULAUFSICHTSDIENSTES UND 
ÜBERLEITUNG VON LEHRERN, DIE AUSSCHLIESSLICH FÜR 

DIE FACHINSPEKTION FÜR EINZELNE 
UNTERRICHTSGEGENSTÄNDE VERWENDET WERDEN 

13. Unterabschnitt 

SCHUL- UND FACHINSPEKTOREN 

 

Einteilung Anwendungsbereich und Einteilung 

§ 273. Für die Besoldungsgruppe der Beamten des Schulaufsichtsdienstes 
sind die Verwendungsgruppen S 1 und S 2 vorgesehen. 

 

§ 273. (1) Die Besoldungsgruppe „Schul- und Fachinspektoren“ umfasst die 
Verwendungsgruppen SI 1 und SI 2 für die Schulinspektorinnen und 
Schulinspektoren sowie die Verwendungsgruppen FI 1 und FI 2 für die 
Fachinspektorinnen und Fachinspektoren. 

(2) Nach dem 31. Dezember 2018 dürfen Ernennungen auf Planstellen der 
Verwendungsgruppen SI 1 und SI 2 sowie FI 1 und FI 2 nur mehr dann 
vorgenommen werden, wenn die Kollegien der Landesschulräte (des 
Stadtschulrates für Wien) nach Durchführung eines Ausschreibungs- und 
Bewerbungsverfahrens bis spätestens 31. Dezember 2018 Besetzungsvorschläge 
erstattet haben. Für solche Ernennungen sind die Ernennungserfordernisse gemäß 
Anlage 1 Z 28 und Z 29 in der am 31. Dezember 2018 geltenden Fassung 
weiterhin anzuwenden. 
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(3) Für die in § 32 des Minderheiten-Schulgesetzes für Kärnten und für die 
in § 16 des Minderheiten-Schulgesetzes für das Burgenland vorgesehenen 
Schulaufsichtsfunktionen gilt die in Abs. 2 getroffene zeitliche Begrenzung nicht. 
Das Ausschreibungs- und Besetzungsverfahren für Ernennungen zur 
Schulinspektorin oder zum Schulinspektor sowie zur Fachinspektorin oder zum 
Fachinspektor im Bereich des Minderheitenschulwesens für Kärnten oder das 
Burgenland richtet sich nach § 225 Abs. 3. 

(4) Die Betrauung einer Lehrperson mit der Funktion Fachinspektion ist nur 
in den Fällen des § 32 Abs. 2 des Minderheiten-Schulgesetzes für Kärnten und 
des § 16 Abs. 1 und 2 des Minderheiten-Schulgesetzes für das Burgenland 
zulässig. Der Betrauung mit der Funktion Fachinspektion hat ein Ausschreibungs- 
und Besetzungsverfahren gemäß § 225 Abs. 3 voranzugehen. 

(5) Schulinspektorinnen und Schulinspektoren der Verwendungsgruppen 
SI 1 und SI 2 haben Aufgaben wahrzunehmen, die den Beamtinnen und Beamten 
des Schulqualitätsmanagements gemäß § 225 obliegen. Hierzu sind sie bei Bedarf 
an die Bildungsdirektion oder an eine für eine Bildungsregion zuständige 
Außenstelle der Bildungsdirektion zu versetzen. 

(6) Wird eine Schulinspektorin oder ein Schulinspektor zur Leiterin oder 
zum Leiter einer Bildungsregion gemäß § 226 Abs. 2 bestellt oder wird eine 
Schulinspektorin oder ein Schulinspektor vorübergehend mit der Leitung einer 
Bildungsregion betraut (Abs. 10 und § 226 Abs. 3), so sind die §§ 226 und 227a 
Abs. 1 für die Dauer dieser Verwendung in der Funktion Leitung einer 
Bildungsregion anzuwenden. Zeiten einer vorübergehenden Betrauung mit der 
Leitung einer Bildungsregion sind für den Zeitraum gemäß § 226 Abs. 2 nicht zu 
berücksichtigen. 

(7) Ernannten Fachinspektorinnen und Fachinspektoren sowie Bundes- und 
Landeslehrpersonen, die nach den bis zum 31. Dezember 2018 geltenden 
Bestimmungen mit der Funktion Fachinspektion betraut worden sind, obliegt es, 
die Fachaufsicht über die Lehrpersonen des jeweiligen Faches wahrzunehmen 
und sie zu beraten, ihre Fachexpertise in das Schulqualitätsmanagement 
einzubringen sowie das Krisen- und Beschwerdemanagement im Eskalationsfall 
wahrzunehmen. Weiters obliegt ihnen die Wahrnehmung der fachbezogenen 
Aufgaben, die ihnen von der Bildungsdirektorin oder vom Bildungsdirektor 
zusätzlich übertragen werden. Fachinspektorinnen und Fachinspektoren des 
Minderheitenschulwesens obliegt die Wahrnehmung der im Minderheiten-
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Schulgesetz für Kärnten sowie im Minderheiten-Schulgesetz für das Burgenland 
vorgesehenen Aufgaben. 

(8) Die Fachaufsicht über gemäß § 7c Religionsunterrichtsgesetz, BGBl. 
Nr. 190/1949, von den Kirchen und Religionsgesellschaften bestellten 
Fachinspektorinnen und Fachinspektoren richtet sich nach § 7c 
Religionsunterrichtsgesetz. Die Aufsicht in organisatorischer und 
schuldisziplinärer Hinsicht, sowie in dienstrechtlichen Angelegenheiten obliegt 
der Bildungsdirektion. Die Fachinspektorinnen und Fachinspektoren haben ihre 
Fachexpertise in das Schulqualitätsmanagement einzubringen. Abs. 4 zweiter 
Satz findet für diese Fachinspektorinnen und Fachinspektoren keine Anwendung. 

(9) Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung hat die Aufgaben der Fachinspektorinnen und 
Fachinspektoren näher durch Verordnung festzulegen. 

(10) Bis zur erstmaligen Besetzung der Funktion Leitung einer 
Bildungsregion hat die Bildungsdirektorin oder der Bildungsdirektor eine 
Schulinspektorin oder einen Schulinspektor der Verwendungsgruppen SI 1 oder 
SI 2 vorübergehend mit der Leitung der Bildungsregion zu betrauen. 
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Ernennung 

§ 274. Ernennungen auf eine Planstelle der Verwendungsgruppen S 1 oder S 
2 mit Wirkung von einem nach dem 31. August 1999 gelegenen Tag sind nur 
mehr für Beamte zulässig, die der Verwendungsgruppe S 1 oder S 2 angehören. 

 

Überleitung in andere Verwendungsgruppen 

§ 275. (1) Ein Beamter des Schulaufsichtsdienstes und ein ausschließlich als 
Fachinspektor verwendeter Bundeslehrer einer der Verwendungsgruppen L 1 
oder L 2 können durch schriftliche Erklärung ihre Überleitung in die 
Besoldungsgruppe „Schul- und Fachinspektoren“ bewirken. 

(2) Eine solche schriftliche Erklärung kann rechtswirksam frühestens am 
1. September 1999 und spätestens 31. Dezember 2009 abgegeben werden. Sie ist 
rechtsunwirksam, wenn ihr der Optant eine Bedingung beigefügt hat. 

(3) Wird die schriftliche Erklärung bis spätestens zum 31. Dezember 1999 
abgegeben, wird die Überleitung in die Besoldungsgruppe „Schul- und 
Fachinspektoren“ mit 1. September 1999 wirksam. Erfüllt jedoch ein Schul- oder 
Fachinspektor die Voraussetzungen für eine Überleitung in diese 
Besoldungsgruppe erst ab einem nach dem 1. September gelegenen Tag des 
Jahres 1999, wird die Überleitung mit diesem späteren Tag wirksam. Ist dieser 
Tag kein Monatserster, wird die Überleitung mit dem darauffolgenden 
Monatsersten wirksam. 

(4) Wird die schriftliche Erklärung nach Ablauf des 31. Dezember 1999 
abgegeben, wird die Überleitung in die Besoldungsgruppe „Schul- und 
Fachinspektoren“ mit dem Monatsersten wirksam, der dem Tag dieser Abgabe 
folgt. 

(5) Die Überleitung erfolgt 

 1. bei Schulinspektoren 

 a) aus der Verwendungsgruppe S 1 in die Verwendungsgruppe SI 1, 

 b) aus der Verwendungsgruppe S 2 in die Verwendungsgruppe SI 2, 

 2. bei Fachinspektoren 

 a) aus der Verwendungsgruppe L 1 in die Verwendungsgruppe FI 1, 

 b) aus einer der Verwendungsgruppen L 2 in die Verwendungsgruppe 
FI 2. 
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(6) Ist der Schul- oder Fachinspektor nach dem 1. September 1999, aber vor 
der tatsächlichen Durchführung der Überleitung in eine andere 
Verwendungsgruppe überstellt worden, ist in der Überleitung auszusprechen, 
welche geänderte Einstufung für den Schul- oder Fachinspektor ab dem Tag der 
betreffenden Überstellung maßgebend ist. 

(6a) Ist auf einen Schul- oder Fachinspektor anlässlich einer Überleitung 
oder Überstellung § 67 Abs. 4 GehG angewendet worden und hätte sich für ihn 
aus der Anwendung des § 67 Abs. 4a GehG eine günstigere besoldungsrechtliche 
Stellung ergeben, ist seine besoldungsrechtliche Stellung in der 
Verwendungsgruppe SI 1 bzw. FI 1 mit dem Tag der Wirksamkeit der 
betreffenden Überleitung oder Überstellung entsprechend zu verbessern. 

(6b) Ein Beamter des Schulaufsichtsdienstes ist auf seinen Antrag mit 
Rückwirkung auf den 1. September 1999 gemäß den Abs. 1 bis 6a in die 
Besoldungsgruppe der Schul- und Fachinspektoren überzuleiten, wenn sich für 
ihn auf Grund der Anwendbarkeit des § 67 Abs. 4a GehG eine bessere 
besoldungsrechtliche Stellung ergibt als jene, die ihm bei einer Überleitung ohne 
Anwendung des § 67 Abs. 4a zugekommen wäre. Dies gilt auch für Beamte des 
Schulaufsichtsdienstes, die mittlerweile in den Ruhestand versetzt worden oder 
übergetreten sind, wenn sie am 1. September 1999 als Beamte des 
Schulaufsichtsdienstes dem Dienststand angehört haben und die sonstigen 
Voraussetzungen des ersten Satzes erfüllen. Anträge nach dem ersten und zweiten 
Satz sind bis zum Ablauf des Jahres 2002 zulässig. 

(6c) Im Zuge der Rückabwicklung gemäß Abs. 6a und 6b sind 
Nebengebühren für zeit- und mengenmäßige Mehrleistungen, die für Zeiträume 
ab dem 1. September 1999 bezogen worden sind, auf die gemäß der verbesserten 
besoldungsrechtlichen Stellung gebührenden Leistungen anzurechnen. 

(7) Die Abs. 1 bis 6c sind auf als Fachinspektoren verwendete Lehrer nicht 
anzuwenden, wenn sie lediglich vertretungsweise mit dieser Funktion betraut 
sind. 

(8) Ein Beamter des Schulaufsichtsdienstes, auf den § 71 Abs. 8 des 
Gehaltsgesetzes 1956 anzuwenden ist, kann seine Überleitung in die 
Besoldungsgruppe „Schul- und Fachinspektoren“ bis 31. Dezember 2000 mit 
Wirksamkeit vom 1. September 1999 bewirken. Ist ein solcher Beamter bereits 
aus dem Dienststand ausgeschieden, ist sein Ruhegenuss auf der Grundlage der 
neuen dienst- und besoldungsrechtlichen Stellung mit Wirksamkeit der 
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Versetzung oder des Übertritts in den Ruhestand neu zu ermitteln. 

Dienstzeit 

§ 276. Die §§ 50a und 78a sind auf Beamte des Schulaufsichtsdienstes nicht 
anzuwenden. 

 

Amtstitel Amtstitel 

§ 277. Für Beamte des Schulaufsichtsdienstes ist in der 
Verwendungsgruppe S 1 der Amtstitel „Landesschulinspektor“ und in der 
Verwendungsgruppe S 2 je nach Verwendung der Amtstitel „Schulinspektorin für 
allgemein bildende Pflichtschulen (Pflichtschulinspektorin) bzw. Schulinspektor 
für allgemein bildende Pflichtschulen (Pflichtschulinspektor)“ oder 
„Berufsschulinspektor“ vorgesehen. 

§ 274. Für Schul- und Fachinspektorinnen und Schul- und Fachinspektoren 
sind folgende Amtstitel vorgesehen: 

 1. in den Verwendungsgruppen SI 1 und SI 2 „Schulqualitätsmanagerin“ 
oder „Schulqualitätsmanager“ sowie 

 2. in den Verwendungsgruppen FI 1 und FI 2 „Fachinspektorin“ oder 
„Fachinspektor“. 

§ 284. (1) bis (97) … § 284. (1) bis (97) … 

(96) In der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I Nr. 60/2018, 
treten in Kraft: 

 1. bis 16. … 

(98) In der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I Nr. 60/2018, 
treten in Kraft: 

 1. bis 16. … 

 (99) In der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I 
Nr. XXX/2018, treten in Kraft: 

 1. § 136b Abs. 4b mit 1. Jänner 1999, 

 2. § 136b Abs. 4a mit 1. Jänner 2003, 

 3. § 203h Abs. 5 mit 1. September 2018, 

 4. § 36a Abs. 6, § 37 Abs. 3 Z 1, § 48 Abs. 3a und 3b, § 56 Abs. 4 Z 1, § 76 
Abs. 3, § 136b Abs. 4, § 213 Abs. 1, der 8. Abschnitt des Besonderen 
Teils samt Überschriften, § 237, § 248d Abs. 4 und 5, der 13. 
Unterabschnitt des 2. Abschnitts des Schlussteils samt Überschriften, 
Anlage 1 Z 1.2.4 lit. f, Anlage 1 Z 1.5.20, Anlage 1 Z 1.5.21, Anlage 1 
Z 1.6.17, Anlage 1 Z 8.16, Anlage 1 Z 28 samt Überschriften und 
Anlage 1 Z 29 samt Überschriften mit 1. Jänner 2019, 

 5. § 15b Abs. 6, § 15c Abs. 3, § 48 Abs. 3 Z 2, § 48f Abs. 2 Z 2, § 49 
Abs. 9 Z 2, § 59 Abs. 1, 2 und Abs. 6 Z 4, § 72 Abs. 1 Z 1, § 75 Abs. 3, 
§ 76 Abs. 5 und 6, § 78c Abs. 1a, § 80 Abs. 5, § 138 Abs. 5 Z 2, § 140 
Abs. 5 Z 3, § 141 Abs. 2 Z 1 und Abs. 11 Z 2, § 141a Abs. 9 Z 1, § 145b 
Abs. 8 Z 1, § 148 Abs. 6 Z 2, § 152b Abs. 2 Z 1, § 152c Abs. 8 und 
Abs. 11 Z 1, § 198 Abs. 4, § 219 Abs. 6 Z 5 und 6 sowie der Entfall von 
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§ 141 Abs. 10, § 141a Abs. 7, § 145b Abs. 6, § 152b Abs. 10, § 152c 
Abs. 7 mit dem der Kundmachung folgenden Tag. 

(100) § 50f samt Überschrift und § 213 Abs. 10 in der Fassung der 
2. Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I Nr. XXX/2018, treten mit 1. Jänner 2019 
in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft. Auf eine vor dem 
1. Jänner 2021 wirksam gewordene Wiedereingliederungsteilzeit sind die 
genannten Bestimmungen nach dem 31. Dezember 2020 weiterhin anzuwenden; 
die Verlängerung der Wiedereingliederungsteilzeit ist jedoch ausgeschlossen. 

1.2.4. der Leiter einer besonders bedeutenden Sektion In einer sonstigen 
Zentralstelle 

 a) bis e) … 

1.2.4. der Leiter einer besonders bedeutenden Sektion In einer sonstigen 
Zentralstelle 

 a) bis e) … 

f)im Bundesministerium für Inneres 

der Sektion I (Ressourcen), 

der Sektion II (Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit), 

der Sektion III (Recht), 

der Sektion IV (Service und Kontrolle), 

f)im Bundesministerium für Inneres 

der Sektion I (Ressourcen), 

der Sektion II (Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit), 

der Sektion III (Recht), 

der Sektion IV (Service und Kontrolle), 

der Sektion V (Fremdenwesen), 

 g) bis l) …  g) bis l) … 

1.5.20. im Bundesministerium für Landesverteidigung und Sport die Leiterin 
oder der Leiter der Personalabteilung B der Sektion I in der Zentralstelle. 

1.5.20. im Bundesministerium für Landesverteidigung und Sport die Leiterin 
oder der Leiter der Personalabteilung B der Sektion I in der Zentralstelle, 

 1.5.21. die Fachexpertin oder der Fachexperte in einer Zentralstelle, die oder 
der unmittelbar einer Generalsekretärin oder einem Generalsekretär, einer 
Sektionsleitung, einer Gruppenleitung oder einer stellvertretenden Leitung nach 
Z 1.4.2 lit. a zugeordnet ist und gemäß § 10 Abs. 4 BMG die Ermächtigung zur 
selbstständigen Behandlung besonders bedeutender und umfangreicher 
Angelegenheiten hat, wenn sie oder er eine langjährige Verwendung in einer der 
Funktionsgruppe 6 oder einer höheren Funktionsgruppe der 
Verwendungsgruppe A 1 zugeordneten Leitungsfunktion sowie eine 
außergewöhnliche fachliche Qualifikation aufweist und ihr oder ihm 
Zusatzfunktionen wie organisationsspezifische Koordinationstätigkeiten, 
Vortrags- oder Publikationstätigkeiten oder Wissensmanagement übertragen sind. 
Je Generalsekretariat oder Sektion in einer Zentralstelle können insgesamt 
höchstens zwei Fachexpertinnen oder Fachexperten gemäß dieser Ziffer und 
Z 1.6.17 lit. b eingerichtet werden, sofern die in Z 1.6.17 letzter Satz festgesetzte 
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Gesamtzahl nicht überschritten wird. 

1.6.17. der Fachexperte in einer Zentralstelle mit langjähriger 
Fachkompetenz und Fachverantwortung, der unmittelbar der Sektionsleitung 
zugeordnet ist. Er hat gemäß § 10 Abs. 4 des Bundesministeriengesetzes 1986 die 
Ermächtigung zur selbstständigen Behandlung besonders bedeutender und 
umfangreicher Angelegenheiten. Der Arbeitsplatz muss eine außergewöhnliche 
Qualifikation und Zusatzausbildung erfordern. Der Fachexperte kann 
aufgabenbezogen von Mitarbeitern unterstützt werden (fachliche Führung), 

1.6.17. die Fachexpertin oder der Fachexperte in einer Zentralstelle, die oder 
der unmittelbar einer Generalsekretärin oder einem Generalsekretär, einer 
Sektionsleitung, einer Gruppenleitung oder einer stellvertretenden Leitung nach 
Z 1.4.2 lit. a zugeordnet ist und gemäß § 10 Abs. 4 BMG die Ermächtigung zur 
selbstständigen Behandlung besonders bedeutender und umfangreicher 
Angelegenheiten hat, wenn 

 a) sie oder er eine langjährige Fachkompetenz und Fachverantwortung 
sowie eine außergewöhnliche Qualifikation und fachspezifische 
Zusatzausbildung aufweist und ihr oder ihm Zusatzfunktionen wie 
organisationsspezifische Koordinationstätigkeiten oder Vortrags- oder 
Publikationstätigkeiten übertragen sind oder 

 b) sie oder er eine langjährige Verwendung in einer zumindest der 
Funktionsgruppe 5 der Verwendungsgruppe A 1 zugeordneten 
Leitungsfunktion sowie eine außergewöhnliche fachliche Qualifikation 
aufweist und ihr oder ihm Zusatzfunktionen wie organisationsspezifische 
Koordinationstätigkeiten, Vortrags- oder Publikationstätigkeiten oder 
Wissensmanagement übertragen sind, soweit sie oder er nicht die 
Voraussetzungen der Z 1.5.21 erfüllt. 

Je Generalsekretariat oder Sektion in einer Zentralstelle können höchstens zwei 
Fachexpertinnen oder Fachexperten gemäß lit. a und insgesamt höchstens zwei 
Fachexpertinnen oder Fachexperten gemäß lit. b und Z 1.5.21 eingerichtet 
werden. Insgesamt darf aber die Anzahl von Fachexpertinnen und Fachexperten 
nach dieser Ziffer und Z 1.5.21 in einer Zentralstelle eine Gesamtzahl nicht 
überschreiten, die sich aus dem Vierfachen der Sektionsanzahl in der Zentralstelle 
errechnet. 

8.16. (1) 

 a) Die Erfüllung der Erfordernisse der Z 2.11, 

 c) eine praktische Verwendung als Beamter der Verwendungsgruppe E 2a 
im Ausmaß von zumindest einem Jahr. 

8.16. 

 a) Die Erfüllung der Erfordernisse der Z 2.11, 

 b) eine praktische Verwendung als Beamter der Verwendungsgruppe E 2a 
im Ausmaß von zumindest einem Jahr. 

28. VERWENDUNGSGRUPPEN SI 1, FI 1 und S 1 28. VERWENDUNGSGRUPPE SQM 

Ernennungserfordernisse: Ernennungserfordernisse: 

28.1. Eine Verwendung im Schulqualitätsmanagement und die Erfüllung nachstehender 
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Erfordernisse: 

 a) Die Erfüllung der Ernennungserfordernisse der Z 23.1 und 

 b) eine mehrjährige Unterrichtstätigkeit an der betreffenden Schulart mit 
hervorragenden pädagogischen Leistungen. 

28.2. Im Bereich des allgemein bildenden Pflichtschulwesens an Stelle der 
Erfordernisse der Z 28.1 lit. a der Erwerb des akademischen Grades Bachelor of 
Education (BEd) gemäß § 65 Abs. 1 des Hochschulgesetzes 2005 für eine 
allgemein bildende Pflichtschule bzw. das Diplom gemäß AStG für eine 
allgemein bildende Pflichtschule. 

28.3. Im Bereich der Berufsschulen wird das Erfordernis der Z 28.1 durch 
den Erwerb des akademischen Grades Bachelor of Education (BEd) gemäß § 65 
Abs. 1 des Hochschulgesetzes 2005 für das Lehramt an Berufsschulen bzw. durch 
das Diplom gemäß AStG für das Lehramt an Berufsschulen, jeweils gemeinsam 
mit einer Tätigkeit in der Lehrerfortbildung ersetzt. 

28.4. Für Fachinspektoren 

 a) die Erfüllung der Ernennungserfordernisse der Z 23.1 und 

 b) eine mehrjährige Unterrichtstätigkeit an einer der betreffenden 
Schularten mit hervorragenden Leistungen sowie 

 c) im Bereich des Minderheitenschulwesens überdies die im 
Minderheitenschulgesetz für Kärnten, BGBl. Nr. 101/1959 bzw. im 
Minderheitenschulgesetz für das Burgenland, BGBl. Nr. 641/1994 
festgelegten besonderen Erfordernisse. 

 a) Die Erfüllung der Ernennungserfordernisse 
 aa) gemäß Z 23 oder 24 der Anlage 1 oder 
 bb) gemäß Artikel II Z 1 oder 2 der Anlage zum 

LDG 1984 und 

 b) eine mindestens fünfjährige erfolgreiche Lehr- oder 
Schulleitungspraxis an einer Schule, deren Schulart im 
Schulorganisationsgesetz – SchOG, BGBl. Nr. 242/1962, im 
Bundessportakademiengesetz, BGBl. Nr. 140/1974, oder im Land- 
und forstwirtschaftlichen Bundesschulgesetz, BGBl. Nr. 175/1966, 
geregelt ist, oder an einer vergleichbaren Schule in einem 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum, der Türkischen Republik oder der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft; 

 c) im Bereich des Minderheitenschulwesens überdies die im 
Minderheiten-Schulgesetz für Kärnten bzw. im Minderheiten-
Schulgesetz für das Burgenland festgelegten weiteren besonderen 
Erfordernisse. 

29.VERWENDUNGSGRUPPEN SI 2, FI 2 und S 2 29. VERWENDUNGSGRUPPEN FI 1 und FI 2 

Ernennungserfordernisse: Ernennungserfordernisse: 

Reife- und Diplomprüfung einer höheren Schule und Eine Verwendung in der Fachinspektion und die Erfüllung nachstehender 
Erfordernisse: 

 29.1. Verwendungsgruppe FI 1: 

 a) im Bereich der allgemein bildenden Pflichtschulen der Erwerb des 
akademischen Grades Bachelor of Education (BEd) gemäß § 65 Abs. 1 
des Hochschulgesetzes 2005 für eine allgemein bildende Pflichtschule 
bzw. das Diplom gemäß AStG für eine allgemein bildende Pflichtschule 
sowie eine mehrjährige Tätigkeit an allgemein bildenden Pflichtschulen 

 a) eine der Verwendung entsprechende facheinschlägige abgeschlossene 
Hochschulbildung gemäß Z 1.12 der Anlage 1 bzw. § 235 BDG 1979 
oder ein Mastergrad gemäß § 65 Abs. 1 HG und 

 b) eine mehrjährige erfolgreiche Unterrichtstätigkeit; 

 c) im Bereich des Minderheitenschulwesens überdies die im Minderheiten-
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mit hervorragenden pädagogischen Leistungen; 

 b) im Bereich der Berufsschulen der Erwerb des akademischen Grades 
Bachelor of Education (BEd) gemäß § 65 Abs. 1 des 
Hochschulgesetzes 2005 für das Lehramt an Berufsschulen bzw. das 
Diplom gemäß AStG für das Lehramt an Berufsschulen sowie eine 
mehrjährige Lehrtätigkeit an Berufsschulen mit hervorragenden 
pädagogischen Leistungen und eine Tätigkeit in der Lehrerfortbildung; 

 c) für die Fachinspektoren im Bereich des Minderheitenschulwesens 
überdies die im Minderheitenschulgesetz für Kärnten, BGBl. 
Nr. 101/1959, bzw. im Minderheitenschulgesetz für das Burgenland, 
BGBl. Nr. 641/1994, festgelegten besonderen Erfordernisse; 

 d) für die Fachinspektoren im Bereich der mittleren und höheren Schulen 
überdies eine einschlägige Lehrbefähigung. 

Schulgesetz für Kärnten, bzw. im Minderheiten-Schulgesetz für das 
Burgenland festgelegten besonderen Erfordernisse. 

 29.2. Verwendungsgruppe FI 2: 

 a) Die Erfüllung der Ernennungserfordernisse für die Verwendung als 
Lehrperson; 

 b) im Bereich des Minderheitenschulwesens überdies die im Minderheiten-
Schulgesetz für Kärnten bzw. im Minderheiten-Schulgesetz für das 
Burgenland festgelegten besonderen Erfordernisse. 

Artikel 2 

Änderung des Gehaltsgesetzes 1956 

§ 2. Die Bezüge der Beamten richten sich nach der Zugehörigkeit zu einer 
der folgenden Besoldungsgruppen: 

§ 2. Die Bezüge der Beamten richten sich nach der Zugehörigkeit zu einer 
der folgenden Besoldungsgruppen: 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 

 5. a) Schul- und Fachinspektoren,  5.  a) Beamtinnen und Beamte des Schulqualitätsmanagements und 

 b) Beamte des Schulaufsichtsdienstes,  b) Schul- und Fachinspektoren gemäß § 273 Abs. 1 BDG 1979 

 6. bis 10. …  6. bis 10. … 

§ 4. (1) bis (7) … § 4. (1) bis (7) … 

 (8) Abweichend von Abs. 1 gebührt Beamtinnen und Beamten, die nach 
§ 21 im Ausland verwendet werden oder innerhalb der letzten vier Jahre im 
Ausland verwendet wurden, für jedes Kind ein Kinderzuschuss, wenn für dieses 
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Kind lediglich aufgrund des Aufenthaltsortes des Kindes, der Beamtin oder des 
Beamten oder der Ehegattin oder des Ehegatten oder der eingetragenen Partnerin 
oder des eingetragenen Partners keine Familienbeihilfe bezogen wird. 

§ 12i. (1) bis (3) … § 12i. (1) bis (3) … 

 Bezüge während einer Wiedereingliederungsteilzeit 

§ 12j. Einer Beamtin oder einem Beamten, der oder dem eine Herabsetzung 
der regelmäßigen Wochendienstzeit nach § 50f BDG 1979 
(Wiedereingliederungsteilzeit) gewährt wurde, gebührt der Monatsbezug in 
jenem Ausmaß, das der Beamtin oder dem Beamten bei Anwendung des § 13c 
gebühren würde, mindestens jedoch im tatsächlichen Beschäftigungsausmaß. 

§ 13c. (1) und (2) … § 13c. (1) und (2) … 

 (2a) Zeiten einer Wiedereingliederungsteilzeit (ausgenommen Zeiten einer 
Wiedereingliederungsteilzeit, die in Folge eines Dienstunfalls vereinbart wurde) 
gelten für die Berechnung der in Abs. 1 genannten Dauer von 182 Kalendertagen 
als Dienstverhinderung und der Antritt des Dienstes bei 
Wiedereingliederungsteilzeit gilt nicht als Wiederantritt des Dienstes im Sinne 
der Abs. 2 und 5. 

(3) bis (9) … (3) bis (9) … 

§ 15a. (1) Für Zeiträume, in denen 

 1. die regelmäßige Wochendienstzeit nach den §§ 50a, 50b oder 50e 
BDG 1979 herabgesetzt ist oder 

§ 15a. (1) Für Zeiträume, in denen 

 1. die regelmäßige Wochendienstzeit nach den §§ 50a, 50b, 50e oder 50f 
BDG 1979 herabgesetzt ist oder 

 2. ..  2. .. 

gebühren dem Beamten abweichend vom § 15 Abs. 2 bis 5 keine pauschalierten 
Nebengebühren der im § 15 Abs. 1 Z 1 und 3 bis 5 angeführten Art. Laufende 
pauschalierte Nebengebühren dieser Art erlöschen abweichend vom § 15 Abs. 6 
mit dem Wirksamwerden einer Maßnahme nach den Z 1 oder 2. 

gebühren dem Beamten abweichend vom § 15 Abs. 2 bis 5 keine pauschalierten 
Nebengebühren der im § 15 Abs. 1 Z 1 und 3 bis 5 angeführten Art. Laufende 
pauschalierte Nebengebühren dieser Art erlöschen abweichend vom § 15 Abs. 6 
mit dem Wirksamwerden einer Maßnahme nach den Z 1 oder 2. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

§ 23b. (1) bis (3) … § 23b. (1) bis (3) … 

(4) Ist eine gerichtliche Entscheidung über die Ansprüche gemäß Abs. 2 
unzulässig oder kann diese nicht erfolgen, hat der Bund nach Prüfung des 
Bestandes der Ansprüche die Heilungskosten sowie jenes Einkommen, das der 
Beamtin oder dem Beamten wegen der erlittenen Körperverletzung oder 
Gesundheitsschädigung entgangen ist oder künftig entgeht, zu ersetzen. Die 

(4) Ist eine gerichtliche Entscheidung über die Ansprüche gemäß Abs. 2 
unzulässig, kann diese nicht erfolgen oder ist diese ohne Prüfung des Bestandes 
der Ansprüche erfolgt, hat die Dienstbehörde nach Prüfung des Bestandes der 
Ansprüche die Heilungskosten sowie jenes Einkommen, das der Beamtin oder 
dem Beamten wegen der erlittenen Körperverletzung oder 
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Zahlung von Schmerzengeld ist nach Prüfung des Bestandes der Ansprüche 
höchstens bis zum fünffachen Referenzbetrag gemäß § 3 Abs. 4 möglich. Die 
Gesamtkosten dürfen jedoch jene gemäß Abs. 2 nicht überschreiten. 

Gesundheitsschädigung entgangen ist oder künftig entgeht, zu ersetzen. Die 
Zahlung von Schmerzengeld ist nach Prüfung des Bestandes der Ansprüche 
höchstens bis zum fünffachen Referenzbetrag gemäß § 3 Abs. 4 möglich. Die 
Gesamtkosten dürfen jedoch jene gemäß Abs. 2 nicht überschreiten. 

(5) und (6) … (5) und (6) … 

§ 30. (1) bis (4) … § 30. (1) bis (4) … 

In der Fassung BGBl. I Nr. 167/2017  

(4a) Beamtinnen und Beamte der Funktionsgruppen 5 und 6 der 
Verwendungsgruppe A 1 und der Funktionsgruppe 8 der Verwendungsgruppe A 2 
können bis 31. März 2018 durch schriftliche Erklärung die Anwendbarkeit des 
Abs. 4 für ein Kalenderjahr ausschließen. Eine solche schriftliche Erklärung ist 
rechtsunwirksam, wenn ihr eine Bedingung beigefügt wird. 

(4a) Beamtinnen und Beamte der Funktionsgruppen 5 und 6 der 
Verwendungsgruppe A 1 und der Funktionsgruppe 8 der Verwendungsgruppe 
A 2 können durch schriftliche Erklärung die Anwendbarkeit des Abs. 4 für die 
Dauer von zwölf Monaten ausschließen. Eine solche schriftliche Erklärung ist 
rechtsunwirksam, wenn ihr eine Bedingung beigefügt wird. Die Erklärung wird 
frühestens mit dem Monatsersten des Abgabemonats wirksam. Wird ein späterer 
Zeitpunkt bestimmt, wird die Erklärung mit dem Monatsersten des genannten 
Monats wirksam. Durch die Abberufung vom Arbeitsplatz bzw. durch die 
Beendigung der Betrauung wird der Ausschluss des Abs. 4 jedenfalls mit Ablauf 
des jeweiligen Kalendermonats beendet. 

(5) und (6) … (5) und (6) … 

§ 34. (1) bis (6) … § 34. (1) bis (6) … 

(7) Abweichend von den Abs. 1 bis 6 gebührt die Verwendungszulage auch, 
wenn 

(7) Abweichend von den Abs. 1 bis 6 gebührt die Verwendungszulage auch, 
wenn 

 1. der Beamte  1. der Beamte 

 a) …  a) … 

 b) im Kabinett eines Bundesministers oder im Büro eines Staatssekretärs 
oder im Büro eines anderen in den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des 
Bezügegesetzes angeführten obersten Organs des Bundes verwendet 
wird und 

 b) im Kabinett einer Bundesministerin oder eines Bundesministers, in 
einer sonstigen Einrichtung gemäß § 7 Abs. 3 BMG, die der 
Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler oder der Vizekanzlerin 
oder dem Vizekanzler zur Beratung und Unterstützung auf dem 
Gebiet der allgemeinen Regierungspolitik insbesondere im Bereich 
Strategie, Analyse und Planung direkt unterstellt ist, im Büro einer 
Staatssekretärin oder eines Staatssekretärs oder eines anderen in den 
§§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes, BGBl. 273/1972, 
angeführten obersten Organs des Bundes oder im Büro der Sprecherin 
der Bundesregierung oder des Sprechers der Bundesregierung gemäß 
Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG verwendet wird 
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und 

 2. …  2. … 

§ 40b. (1) bis (4) … § 40b. (1) bis (4) … 

(5) Die Vergütung gebührt dem Beamten (5) Die Vergütung gebührt dem Beamten 

 1. bei Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit nach den §§ 50a, 
50b oder 50e BDG 1979 oder 

 1. bei Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit nach den §§ 50a, 
50b, 50e oder 50f BDG 1979 oder 

 2. …  2. … 

in dem Ausmaß, das der Arbeitszeit entspricht. Diese Verringerung der 
Vergütung wird abweichend vom Abs. 4 für den Zeitraum wirksam, für den die 
Maßnahme nach Z 1 oder 2 gilt. 

in dem Ausmaß, das der Arbeitszeit entspricht. Diese Verringerung der 
Vergütung wird abweichend vom Abs. 4 für den Zeitraum wirksam, für den die 
Maßnahme nach Z 1 oder 2 gilt. 

§ 58. (1) bis (3) … § 58. (1) bis (3) … 

(4) Lehrern der Verwendungsgruppe L 2b 1, die an Neuen Mittelschulen 
oder Hauptschulen Fremdsprachen unterrichten, gebührt eine Dienstzulage in der 
Höhe von 82,9 €. Lehrern der Verwendungsgruppe L 2b 1, die an 
Polytechnischen Schulen Fremdsprachen unterrichten, gebührt eine Dienstzulage 
in der Höhe von 151,2 €. 

(4) Lehrern der Verwendungsgruppe L 2b 1, die an Neuen Mittelschulen 
Fremdsprachen unterrichten, gebührt eine Dienstzulage in der Höhe von 82,9 €. 
Lehrern der Verwendungsgruppe L 2b 1, die an Polytechnischen Schulen 
Fremdsprachen unterrichten, gebührt eine Dienstzulage in der Höhe von 151,2 €. 

(5) Den nachstehend angeführten Lehrern der Verwendungsgruppe L 3 
gebührt eine Dienstzulage: 

(5) Den nachstehend angeführten Lehrern der Verwendungsgruppe L 3 
gebührt eine Dienstzulage: 

 1. Fremdsprachlehrern an Neuen Mittelschulen, Hauptschulen und 
Polytechnischen Schulen, 

 1. Fremdsprachlehrern an Neuen Mittelschulen und Polytechnischen 
Schulen, 

 2. …  2. … 

 3. Lehrern für Werkerziehung an Neuen Mittelschulen, Hauptschulen, 
Sonderschulen oder Polytechnischen Schulen mit der Befähigung zum 
Unterricht in Werkerziehung (für Mädchen) und Hauswirtschaft an 
Neuen Mittelschulen oder Hauptschulen, 

 3. Lehrern für Werkerziehung an Neuen Mittelschulen, Sonderschulen oder 
Polytechnischen Schulen mit der Befähigung zum Unterricht in 
Werkerziehung (für Mädchen) und Hauswirtschaft an Neuen 
Mittelschulen, 

 4. Lehrerinnen für Werkerziehung (für Mädchen) oder für Hauswirtschaft 
an mittleren und höheren Schulen (einschließlich der Übungsschulen) mit 
der Befähigung zum Unterricht in Werkerziehung (für Mädchen) und 
Hauswirtschaft an Neuen Mittelschulen oder Hauptschulen. 

 4. Lehrerinnen für Werkerziehung (für Mädchen) oder für Hauswirtschaft 
an mittleren und höheren Schulen (einschließlich der Übungsschulen) 
mit der Befähigung zum Unterricht in Werkerziehung (für Mädchen) und 
Hauswirtschaft an Neuen Mittelschulen. 

Lehrern, die auf den in Z 3 und 4 angeführten Arbeitsplätzen verwendet werden 
und die auch die dort angeführte Befähigung aufweisen, gebührt eine 
Dienstzulage auch dann, wenn sie der Verwendungsgruppe L 2b 1 angehören. 

Lehrern, die auf den in Z 3 und 4 angeführten Arbeitsplätzen verwendet werden 
und die auch die dort angeführte Befähigung aufweisen, gebührt eine 
Dienstzulage auch dann, wenn sie der Verwendungsgruppe L 2b 1 angehören. 

(6) bis (8) … (6) bis (8) … 
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§ 59. (1) bis (4a) … § 59. (1) bis (4a) … 

(5) Lehrern (5) Lehrern 

 1. …  1. … 

 2. der Verwendungsgruppe L 2b 1, die als Lehrer für Werkerziehung die 
weiterführende Ausbildung zum Hauptschullehrer erfolgreich 
abgeschlossen haben, die Ernennungserfordernisse für die 
Verwendungsgruppe L 2a 2 erfüllen und als Lehrperson an der Neuen 
Mittelschule oder als Hauptschullehrperson in beiden ihrer Ausbildung 
entsprechenden Gegenständen verwendet werden, 

 2. der Verwendungsgruppe L 2b 1, die als Lehrer für Werkerziehung die 
weiterführende Ausbildung zum Hauptschullehrer erfolgreich 
abgeschlossen haben, die Ernennungserfordernisse für die 
Verwendungsgruppe L 2a 2 erfüllen und als Lehrperson an der Neuen 
Mittelschule in beiden ihrer Ausbildung entsprechenden Gegenständen 
verwendet werden, 

gebührt für die Dauer dieser Verwendung eine Dienstzulage im Ausmaß des 
Unterschiedsbetrages zwischen ihrem Gehalt (einschließlich einer allfälligen 
Dienstalterszulage) und dem Gehalt (einschließlich einer allfälligen 
Dienstalterszulage) eines Lehrers der Verwendungsgruppe L 2a 2 jener 
Gehaltsstufe, der sie im Falle einer Überstellung in diese Verwendungsgruppe 
angehören würden; § 58 Abs. 7 gilt sinngemäß. 

gebührt für die Dauer dieser Verwendung eine Dienstzulage im Ausmaß des 
Unterschiedsbetrages zwischen ihrem Gehalt (einschließlich einer allfälligen 
Dienstalterszulage) und dem Gehalt (einschließlich einer allfälligen 
Dienstalterszulage) eines Lehrers der Verwendungsgruppe L 2a 2 jener 
Gehaltsstufe, der sie im Falle einer Überstellung in diese Verwendungsgruppe 
angehören würden; § 58 Abs. 7 gilt sinngemäß. 

(6) bis (11) … (6) bis (11) … 

§ 59a. (1) bis (3) … § 59a. (1) bis (3) … 

(4) Eine Dienstzulage gebührt (4) Eine Dienstzulage gebührt 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. Lehrern der Verwendungsgruppe L 2a 2, die  3. Lehrern der Verwendungsgruppe L 2a 2, die 

 a) an Neuen Mittelschulen, Hauptschulen, Sonderschulen oder 
Polytechnischen Schulen ganzjährig mit der Erteilung 
praxisschulmäßigen Unterrichts im Umfang des Unterrichts an 
Praxisschulen betraut sind, 

 a) an Neuen Mittelschulen, Sonderschulen oder Polytechnischen Schulen 
ganzjährig mit der Erteilung praxisschulmäßigen Unterrichts im 
Umfang des Unterrichts an Praxisschulen betraut sind, 

 b) und c) …  b) und c) … 

 4. Lehrern der Verwendungsgruppe L 2b 1, die an Neuen Mittelschulen, an 
Hauptschulen, an Polytechnischen Schulen oder an Sonderschulen 
ganzjährig mit der Erteilung praxisschulmäßigen Unterrichts in den im 
Rahmen der Ausbildung der Lehrpersonen an Neuen Mittelschulen, 
Hauptschulen oder Sonderschulen vorgesehenen Gegenständen „Textiles 
Werken“ und „Ernährung und Haushalt“ oder an Volksschulen 
ganzjährig mit der Erteilung praxisschulmäßigen Unterrichts in dem im 
Rahmen der Volksschullehrer-Ausbildung vorgesehenen Gegenstand 
„Textiles Werken“ jeweils im Umfang des Unterrichts an Praxisschulen 

 4. Lehrern der Verwendungsgruppe L 2b 1, die an Neuen Mittelschulen, an 
Polytechnischen Schulen oder an Sonderschulen ganzjährig mit der 
Erteilung praxisschulmäßigen Unterrichts in den im Rahmen der 
Ausbildung der Lehrpersonen an Neuen Mittelschulenoder 
Sonderschulen vorgesehenen Gegenständen „Textiles Werken“ und 
„Ernährung und Haushalt“ oder an Volksschulen ganzjährig mit der 
Erteilung praxisschulmäßigen Unterrichts in dem im Rahmen der 
Volksschullehrer-Ausbildung vorgesehenen Gegenstand „Textiles 
Werken“ jeweils im Umfang des Unterrichts an Praxisschulen betraut 
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betraut sind, sind, 

 5. Lehrern der Verwendungsgruppen  5. Lehrern der Verwendungsgruppen 

 a) bis c) …  a) bis c) … 

die an Volksschulen, Neuen Mittelschulen oder Hauptschulen ganzjährig 
mit der Erteilung praxisschulmäßigen Unterrichts in einer Fremdsprache 
im Umfang des Unterrichts an Praxisschulen betraut sind oder 

die an Volksschulen oder Neuen Mittelschulen ganzjährig mit der 
Erteilung praxisschulmäßigen Unterrichts in einer Fremdsprache im 
Umfang des Unterrichts an Praxisschulen betraut sind oder 

 6. …  6. … 

die an allgemein bildenden Pflichtschulen ganzjährig mit der Erteilung 
praxisschulmäßigen Unterrichts als Religionslehrer (für Studierende der 
Pädagogischen Hochschulen) betraut sind. 

die an allgemein bildenden Pflichtschulen ganzjährig mit der Erteilung 
praxisschulmäßigen Unterrichts als Religionslehrer (für Studierende der 
Pädagogischen Hochschulen) betraut sind. 

(5) und (5a) … (5) und (5a) … 

§ 59b. (1) An Hauptschulen, an Sonderschulen, die nach dem Lehrplan einer 
Hauptschule geführt werden, und in Polytechnischen Schulen gebührt den 
Lehrern für die Dauer einer der nachstehenden Verwendungen eine Dienstzulage. 
Die Dienstzulage beträgt für 

§ 59b. (1) An Polytechnischen Schulen gebührt den Lehrern für die Dauer 
einer der nachstehenden Verwendungen eine Dienstzulage. Die Dienstzulage 
beträgt für 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. Leiter einer Hauptschule, einer Sonderschule, die nach dem Lehrplan 
einer Hauptschule geführt wird, und einer als selbständige Schule 
geführten Polytechnischen Schule sowie Lehrer, die mit der Leitung einer 
solchen Schule betraut sind, 

 3. Leiter einer als selbständige Schule geführten Polytechnischen Schule 
sowie Lehrer, die mit der Leitung einer solchen Schule betraut sind, 

 a) und b) …  a) und b) … 

leistungsdifferenzierter Unterricht erteilt wird, leistungsdifferenzierter Unterricht erteilt wird, 

 4. …  4. … 

Der Anspruch nach den Z 1 bis 4 besteht auch während des 
Beobachtungszeitraumes, der am Beginn des Schuljahres der Einstufung in die 
einzelnen Leistungsgruppen vorangeht. 

Der Anspruch nach den Z 1 bis 4 besteht auch während des 
Beobachtungszeitraumes, der am Beginn des Schuljahres der Einstufung in die 
einzelnen Leistungsgruppen vorangeht. 

(1a) An Neuen Mittelschulen gebührt den Lehrpersonen der 
Verwendungsgruppen L 2a für die Dauer einer der nachstehenden Verwendungen 
eine Dienstzulage. Die Dienstzulage beträgt für 

(1a) An Neuen Mittelschulen gebührt den Lehrpersonen der 
Verwendungsgruppen L 2a für die Dauer einer der nachstehenden Verwendungen 
eine Dienstzulage. Die Dienstzulage beträgt für 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

Es dürfen bis zu drei Koordinatorinnen oder Koordinatoren gemäß Z 2 pro Schule 
bestellt werden; einer Lehrperson gebührt höchstens eine Dienstzulage gemäß 
Z 2. An Schulen, an denen im Zeitraum vom 1. September 2012 bis 31. August 

Es dürfen bis zu drei Koordinatorinnen oder Koordinatoren gemäß Z 2 pro 
Schule bestellt werden; einer Lehrperson gebührt höchstens eine Dienstzulage 
gemäß Z 2. Für die an Neuen Mittelschulen für Kinder mit sonderpädagogischem 
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2018 sowohl Hauptschulklassen als auch Klassen der Neuen Mittelschulen 
geführt werden, findet dieser Absatz anstelle des Abs. 1 Z 1 bis 3 Anwendung. 
Bei der Anwendung der Z 1 zählen Leistungsgruppen als Klassen. Für die an 
Neuen Mittelschulen für Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
zusätzlich eingesetzten Lehrpersonen gilt Z 1 mit folgender Maßgabe: die Zulage 
gemäß lit. a gebührt auch dann, wenn sie in den Pflichtgegenständen Deutsch, 
Mathematik bzw. Lebende Fremdsprache insgesamt mindestens drei 
Wochenstunden unterrichten; die Zulage gemäß lit. b gebührt auch dann, wenn sie 
in den genannten Gegenständen mindestens insgesamt sechs Wochenstunden 
unterrichten. Z 1 findet ferner auf Lehrpersonen der Verwendungsgruppe L 2a an 
nach dem Lehrplan der Neuen Mittelschule geführten Sonderschulen Anwendung, 
soweit diese nach dem Lehrplan der Neuen Mittelschule unterrichten. 

Förderbedarf zusätzlich eingesetzten Lehrpersonen gilt Z 1 mit folgender 
Maßgabe: die Zulage gemäß lit. a gebührt auch dann, wenn sie in den 
Pflichtgegenständen Deutsch, Mathematik bzw. Lebende Fremdsprache 
insgesamt mindestens drei Wochenstunden unterrichten; die Zulage gemäß lit. b 
gebührt auch dann, wenn sie in den genannten Gegenständen mindestens 
insgesamt sechs Wochenstunden unterrichten. Z 1 findet ferner auf Lehrpersonen 
der Verwendungsgruppe L 2a an nach dem Lehrplan der Neuen Mittelschule 
geführten Sonderschulen Anwendung, soweit diese nach dem Lehrplan der 
Neuen Mittelschule unterrichten. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

(4) Dem Lehrer, der als Schülerberater an einer Neuen Mittelschule oder an 
einer Hauptschule verwendet wird, gebührt für die Dauer dieser Verwendung eine 
Dienstzulage. Die Dienstzulage beträgt an Neuen Mittelschulen oder an 
Hauptschulen mit 
 bis zu 4 Klassen .........................................................................................  60% 
 5 bis 7 Klassen ........................................................................................  75% 
 8 oder 9 Klassen ......................................................................................  90% 
 10 bis 12 Klassen ....................................................................................  100% 
 13 bis 15 Klassen ....................................................................................  110% 
 16 bis 18 Klassen ....................................................................................  120% 
 mehr als 18 Klassen ....................................................................................  130% 

von 128,1 €. Die Dienstzulage gebührt je Neuer Mittelschule oder je Hauptschule 
nur einem Lehrer. Je Neuer Mittelschule oder je Hauptschule darf nur ein Lehrer 
als Schülerberater verwendet werden. 

(4) Dem Lehrer, der als Schülerberater an einer Neuen Mittelschule  
verwendet wird, gebührt für die Dauer dieser Verwendung eine Dienstzulage. Die 
Dienstzulage beträgt an Neuen Mittelschulen mit 
 bis zu 4 Klassen .........................................................................................  60% 
 5 bis 7 Klassen .........................................................................................  75% 
 8 oder 9 Klassen ......................................................................................  90% 
 10 bis 12 Klassen .....................................................................................  100% 
 13 bis 15 Klassen .....................................................................................  110% 
 16 bis 18 Klassen .....................................................................................  120% 
 mehr als 18 Klassen .....................................................................................  130% 

von 128,1 €. Die Dienstzulage gebührt je Neuer Mittelschule nur einem Lehrer. 
Je Neuer Mittelschule oder darf nur ein Lehrer als Schülerberater verwendet 
werden. 

(5) und (6) … (5) und (6) … 

§ 60. (1) Lehrern § 60. (1) Lehrern 

 1. der Verwendungsgruppe L 2a 1, die, ohne die Voraussetzungen für eine 
Anstellung in der Verwendungsgruppe L 2a 2 zu erfüllen, auf einem für 

 1. der Verwendungsgruppe L 2a 1, die, ohne die Voraussetzungen für eine 
Anstellung in der Verwendungsgruppe L 2a 2 zu erfüllen, auf einem für 

 a) Lehrpersonen an der Neuen Mittelschule, Haupt-, Sonder- oder 
Berufsschullehrpersonen oder Lehrpersonen an Polytechnischen 
Schulen, 

 a) Lehrpersonen an der Neuen Mittelschule, Sonder- oder 
Berufsschullehrpersonen oder Lehrpersonen an Polytechnischen 
Schulen, 

 b) Religionslehrpersonen an Neuen Mittelschulen, Haupt-, Sonder- oder  b) Religionslehrpersonen an Neuen Mittelschulen, Sonder- oder 
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Berufsschulen oder an Polytechnischen Schulen oder Berufsschulen oder an Polytechnischen Schulen oder 

 c) Lehrpersonen für Fremdsprachen an Neuen Mittelschulen, Haupt- 
oder Sonderschulen oder an Polytechnischen Schulen 

 c) Lehrpersonen für Fremdsprachen an Neuen Mittelschulen, 
Sonderschulen oder an Polytechnischen Schulen 

der Verwendungsgruppe L 2a 2 vorgesehenen Arbeitsplatz verwendet 
werden, 

der Verwendungsgruppe L 2a 2 vorgesehenen Arbeitsplatz verwendet 
werden, 

 2. der Verwendungsgruppe L 2b 1, die, ohne die bis zum 31. Dezember 
1977 geltenden Voraussetzungen für eine Anstellung in der 
Verwendungsgruppe L 2b 2 zu erfüllen, auf einem für 

 2. der Verwendungsgruppe L 2b 1, die, ohne die bis zum 31. Dezember 
1977 geltenden Voraussetzungen für eine Anstellung in der 
Verwendungsgruppe L 2b 2 zu erfüllen, auf einem für 

 a) Lehrpersonen an der Neuen Mittelschule, Haupt- oder 
Sonderschullehrpersonen, 

 a) Lehrpersonen an der Neuen Mittelschule oder 
Sonderschullehrpersonen, 

 b) Religionslehrpersonen an Neuen Mittelschulen, Haupt- oder 
Sonderschulen oder 

 b) Religionslehrpersonen an Neuen Mittelschulen oder Sonderschulen 
oder 

 c) Lehrpersonen für Fremdsprachen an Neuen Mittelschulen, Haupt- 
oder Sonderschulen oder an Polytechnischen Schulen 

vorgesehenen Arbeitsplatz verwendet werden, 

 c) Lehrpersonen für Fremdsprachen an Neuen Mittelschulen, 
Sonderschulen oder an Polytechnischen Schulen 

vorgesehenen Arbeitsplatz verwendet werden, 

 3. …  3. … 

gebührt für die Dauer dieser Verwendung eine Dienstzulage. gebührt für die Dauer dieser Verwendung eine Dienstzulage. 

(2) … (2) … 

(3) Für die Dauer der betreffenden Verwendung gebührt 

 1. … 

(3) Für die Dauer der betreffenden Verwendung gebührt 

 1. … 

 2. Religionslehrern der Verwendungsgruppe L 3, die an Neuen 
Mittelschulen, Hauptschulen, Sonderschulen oder Polytechnischen 
Schulen verwendet werden, 

 2. Religionslehrern der Verwendungsgruppe L 3, die an Neuen 
Mittelschulen, Sonderschulen oder Polytechnischen Schulen verwendet 
werden, 

eine Dienstzulage von 54,6 €. Sie erhöht sich bei den an Polytechnischen Schulen 
verwendeten Lehrern um 46,3 €. Die Aliquotierungsbestimmungen des § 58 
Abs. 7 sind anzuwenden. 

eine Dienstzulage von 54,6 €. Sie erhöht sich bei den an Polytechnischen Schulen 
verwendeten Lehrern um 46,3 €. Die Aliquotierungsbestimmungen des § 58 
Abs. 7 sind anzuwenden. 

(4) bis (8) … (4) bis (8) … 

§ 61c. (1) Einem Lehrer § 61c. (1) Einem Lehrer 

 1. …  1. … 

 2. an Neuen Mittelschulen, Hauptschulen, Polytechnischen Schulen oder an 
Sonderschulen, der mit der Führung der Klassenvorstandsgeschäfte 
betraut ist, gebührt in den Monaten September bis Juni des betreffenden 
Schuljahres eine monatliche Vergütung in der Höhe von 90,3 €, 

 2. an Neuen Mittelschulen, Polytechnischen Schulen oder an 
Sonderschulen, der mit der Führung der Klassenvorstandsgeschäfte 
betraut ist, gebührt in den Monaten September bis Juni des betreffenden 
Schuljahres eine monatliche Vergütung in der Höhe von 90,3 €, 
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 3. …  3. … 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

§ 64. (1) Wird ein Beamter der Besoldungsgruppen „Schul- und 
Fachinspektoren“ oder „Beamte des Schulaufsichtsdienstes“ zum Lehrer ernannt, 
ist er bei der Überstellung so zu behandeln, als ob er bei der Ernennung in eine 
dieser Besoldungsgruppen zum Lehrer jener Verwendungsgruppe ernannt worden 
wäre, in die er nun ernannt wird. 

§ 64. (1) Wird ein Beamter der Besoldungsgruppen „Schul- und 
Fachinspektoren“ oder „Beamte des Schulqualitätsmanagements“ zum Lehrer 
ernannt, ist er bei der Überstellung so zu behandeln, als ob er bei der Ernennung 
in eine dieser Besoldungsgruppen zum Lehrer jener Verwendungsgruppe ernannt 
worden wäre, in die er nun ernannt wird. 

(2) Wird ein Beamter der Besoldungsgruppen „Schul- und Fachinspektoren“ 
oder „Beamte des Schulaufsichtsdienstes“ in die Verwendungsgruppe der Lehrer 
überstellt, in der er sich vor seiner Ernennung in eine der angeführten 
Besoldungsgruppen befunden hat, gebührt ihm jedenfalls die Gehaltsstufe und 
allfällige Dienstalterszulage, die er erreicht hätte, wenn er in seiner 
Verwendungsgruppe als Lehrer geblieben wäre. 

(2) Wird ein Beamter der Besoldungsgruppen „Schul- und Fachinspektoren“ 
oder „Beamte des Schulqualitätsmanagements“ in die Verwendungsgruppe der 
Lehrer überstellt, in der er sich vor seiner Ernennung in eine der angeführten 
Besoldungsgruppen befunden hat, gebührt ihm jedenfalls die Gehaltsstufe und 
allfällige Dienstalterszulage, die er erreicht hätte, wenn er in seiner 
Verwendungsgruppe als Lehrer geblieben wäre. 

 Beamtinnen und Beamte des Schulqualitätsmanagements 

Gehalt 

 § 65. (1) Der Beamtin oder dem Beamten des Schulqualitätsmanagements 
gebührt ein Fixgehalt. Das Fixgehalt wird durch die Fixgehaltsstufe bestimmt und 
beträgt 

 
 

in der Fixgehaltsstufe Euro 

1 5.304,0 

2 5.973,9 

3 6.542,0 
 

 

 (2) Das Fixgehalt der Beamtin oder des Beamten des 
Schulqualitätsmanagements beginnt mit der Fixgehaltsstufe 1. 

 (3) Die Beamtin oder der Beamte des Schulqualitätsmanagements rückt nach 
jeweils fünf Jahren in die nächsthöhere für sie oder ihn vorgesehene 
Fixgehaltsstufe vor. Zeiten, in denen die Beamtin oder der Beamte mit der 
Funktion Schulqualitätsmanagement betraut war, sind für die Vorrückung 
anzurechnen. § 8 Abs. 3 und § 10 sind auf die Vorrückung mit der Maßgabe 
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anzuwenden, dass sich § 10 Abs. 2 auf die im ersten Satz genannte 
Vorrückungsfrist bezieht. 

 (4) Zeiten als Leiterin oder Leiter einer Schule (eines Schulclusters) oder als 
Abteilungsvorständin oder Abteilungsvorstand an berufsbildenden höheren 
Schulen (ausgenommen an Bildungsanstalten) sowie Zeiten, in denen die 
Beamtin oder der Beamte mit einer dieser Funktionen betraut war, sind bis zum 
Höchstausmaß von fünf Jahren für die Vorrückung in die Fixgehaltsstufe 2 
anzurechnen. 

 (5) Bei einer Anrechnung gemäß Abs. 4 erhöht sich die Verweildauer in der 
Fixgehaltsstufe 2 um die angerechneten Zeiten. Dies gilt nicht für Zeiten, in 
denen die Beamtin oder der Beamte als Leiterin oder Leiter einer Schule (eines 
Schulclusters) in der Verwendungsgruppe L 1 verwendet worden ist. 

 (6) Durch das Fixgehalt sind alle Mehrleistungen der Beamtin oder des 
Beamten des Schulqualitätsmanagements in zeitlicher und mengenmäßiger 
Hinsicht abgegolten. 13,65% des Fixgehaltes gelten als Abgeltung für zeitliche 
Mehrleistungen. 

 (7) Der Beamtin oder dem Beamten des Schulqualitätsmanagements, die 
oder der unmittelbar vor dem Zeitpunkt der Wirksamkeit der Ernennung (oder 
einer Betrauung gemäß § 225 Abs. 8 BDG 1979) eine Schule (einen Schulcluster) 
mit mindestens 25 Klassen geleitet hat und die oder der mindestens fünf Jahre die 
Leitung einer Schule (eines Schulclusters) inne hatte, gebührt eine Dienstzulage 
in der Höhe von 12,5% des Referenzbetrages gemäß § 3 Abs. 4. 

 Dienstzulage 

 § 66. (1) Der Beamtin oder dem Beamten des Schulqualitätsmanagements in 
der Funktion Leitung einer Bildungsregion (§ 226 Abs. 2 BDG 1979) gebührt 
eine Dienstzulage. Diese Dienstzulage beträgt 

 
 

Funktionsdauer Euro 

bis zu 5 Jahre 973,2 

mehr als 5 Jahre 1.157,2 

 

 

 (2) Wird eine Beamtin oder ein Beamter des Schulqualitätsmanagements mit 
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der Leitung einer Bildungsregion betraut (§ 226 Abs. 3 und § 273 Abs. 10 
BDG 1979), gebührt ihr oder ihm eine Dienstzulage, wie sie gemäß Abs. 1 für 
eine Funktionsdauer von bis zu fünf Jahren vorgesehen ist. 

 (3) Ist ein Organ der Schulaufsicht für das Minderheitenschulwesen in 
Kärnten oder im Burgenland mit der Leitung der in der Bildungsdirektion 
eingerichteten Abteilung für das Minderheitenschulwesen betraut oder übt es die 
Funktion einer Landesschulinspektorin oder eines Landesschulinspektors gemäß 
§ 32 Abs. 3 des Minderheiten-Schulgesetzes für Kärnten, BGBl. Nr. 101/1959, 
aus, gebührt ihm eine Dienstzulage gemäß Abs. 1. 

 (4) § 65 Abs. 7 ist auf eine Beamtin oder einen Beamten des 
Schulqualitätsmanagements in der Funktion Leitung einer Bildungsregion nicht 
anzuwenden. 

 Vergütung Schulqualitätsmanagement 

 § 67. (1) Der Beamtin oder dem Beamten des Schulqualitätsmanagements 
gebührt eine nicht ruhegenussfähige monatliche Vergütung in der Höhe von 3,5% 
ihres oder seines Gehaltes. 

 (2) Auf die nach Abs. 1 gebührende Vergütung sind anzuwenden: 

  1. § 15 Abs. 1 letzter Satz, 

 2. § 15 Abs. 4 und 5, 

 3. § 15a Abs. 2. 

 (3) Anfall, Änderung und Einstellung dieser Vergütung werden mit dem auf 
den maßgebenden Tag folgenden Monatsersten oder, wenn der maßgebende Tag 
der Monatserste ist, mit diesem Tag wirksam. Die Vergütung fällt auch dann mit 
dem Monatsersten an, wenn der maßgebende Tag zwar nach dem Monatsersten, 
nicht aber nach dem ersten Arbeitstag des betreffenden Monats liegt. Maßgebend 
ist der Tag des Ereignisses, das den Anfall, die Änderung oder die Einstellung 
bewirkt. Die Bestimmungen der §§ 12c bis 13 über die Kürzung und den Entfall 
der Bezüge bleiben unberührt. 

 Betrauung mit Aufgaben des Schulqualitätsmanagements 

§ 68. (1) Wird eine Lehrperson mit der Funktion Schulqualitätsmanagement 
betraut, gebührt ihr für die Dauer dieser Verwendung zu ihrem Monatsbezug als 
Lehrperson eine ruhegenussfähige Dienstzulage und eine nicht ruhegenussfähige 
monatliche Vergütung. 
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(2) Die Höhe der Dienstzulage ist gleich dem Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Gehalt der Lehrperson (einschließlich der für die Bemessung des 
Ruhegenusses anrechenbaren Zulagen) und dem Fixgehalt, auf das sie Anspruch 
hätte, wenn sie zur Beamtin oder zum Beamten des Schulqualitätsmanagements 
ernannt worden wäre. 

(3) Die Höhe der Vergütung beträgt 3,5% des Fixgehalts, auf das die 
Lehrperson Anspruch hätte, wenn sie zur Beamtin oder zum Beamten des 
Schulqualitätsmanagements ernannt worden wäre. Auf diese Vergütung ist § 67 
Abs. 2 und 3 anzuwenden. 

(4) Durch die Dienstzulage und die Vergütung sind alle Mehrleistungen in 
zeitlicher und mengenmäßiger Hinsicht, die auf Grund der Betrauung mit der 
Funktion Schulqualitätsmanagement geleistet werden, abgegolten. 30,89% der 
Dienstzulage gelten als Abgeltung für zeitliche Mehrleistungen. 

§ 74. (1) bis (4) … § 74. (1) bis (4) … 

In der Fassung BGBl. I Nr. 60/2018  

(4a) Beamtinnen und Beamte der Funktionsgruppen 8, 9, 10 und 11 der 
Verwendungsgruppe E 1 können bis 31. März 2018 durch schriftliche Erklärung 
die Anwendbarkeit des Abs. 4 für ein Kalenderjahr ausschließen. Eine solche 
schriftliche Erklärung ist rechtsunwirksam, wenn ihr eine Bedingung beigefügt 
wird. 

(4a) Beamtinnen und Beamte der Funktionsgruppen 8, 9, 10 und 11 der 
Verwendungsgruppe E 1 können durch schriftliche Erklärung die Anwendbarkeit 
des Abs. 4 für die Dauer von zwölf Monaten ausschließen. Eine solche 
schriftliche Erklärung ist rechtsunwirksam, wenn ihr eine Bedingung beigefügt 
wird. Die Erklärung wird frühestens mit dem Monatsersten des Abgabemonats 
wirksam. Wird ein späterer Zeitpunkt bestimmt, wird die Erklärung mit dem 
Monatsersten des genannten Monats wirksam. Durch die Abberufung vom 
Arbeitsplatz bzw. durch die Beendigung der Betrauung wird der Ausschluss des 
Abs. 4 jedenfalls mit Ablauf des jeweiligen Kalendermonats beendet. 

(5) … (5) … 

§ 83. (1) … § 83. (1) … 

(2) Die Vergütung nach Abs. 1 gebührt dem Beamten des Exekutivdienstes (2) Die Vergütung nach Abs. 1 gebührt dem Beamten des Exekutivdienstes 

 1. bei Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit nach den §§ 50a, 
50b oder 50e BDG 1979 oder 

 1. bei Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit nach den §§ 50a, 
50b, 50e oder 50f BDG 1979 oder 

 2. …  2. … 

in dem Ausmaß, das der Arbeitszeit entspricht. Diese Verminderung wird für den 
Zeitraum wirksam, für den die Maßnahme nach den Z 1 und 2 gilt. 

in dem Ausmaß, das der Arbeitszeit entspricht. Diese Verminderung wird für den 
Zeitraum wirksam, für den die Maßnahme nach den Z 1 und 2 gilt. 

(3) … (3) … 
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§ 90a. (1) bis (4) … § 90a. (1) bis (4) … 

 (5) Auf Militärpersonen nach Abs. 1 sind § 48 Abs. 3a und Abs. 3b 
BDG 1979 nicht anzuwenden. 

§ 91. (1) bis (4) … § 91. (1) bis (4) … 

In der Fassung BGBl. I Nr. 167/2017  

(4a) Beamtinnen und Beamte der Funktionsgruppen 5 und 6 der 
Verwendungsgruppen M BO 1 oder M ZO 1 und der Funktionsgruppen 8 und 9 
der Verwendungsgruppen M BO 2 oder M ZO 2 oder M ZO 3 können bis 
31. März 2018 durch schriftliche Erklärung die Anwendbarkeit des Abs. 4 für ein 
Kalenderjahr ausschließen. Eine solche schriftliche Erklärung ist 
rechtsunwirksam, wenn ihr eine Bedingung beigefügt wird. 

(4a) Beamtinnen und Beamte der Funktionsgruppen 5 und 6 der 
Verwendungsgruppen M BO 1 oder M ZO 1 und der Funktionsgruppen 8 und 9 
der Verwendungsgruppen M BO 2, M ZO 2 oder M ZO 3 können durch 
schriftliche Erklärung die Anwendbarkeit des Abs. 4 für die Dauer von zwölf 
Monaten ausschließen. Eine solche schriftliche Erklärung ist rechtsunwirksam, 
wenn ihr eine Bedingung beigefügt wird. Die Erklärung wird frühestens mit dem 
Monatsersten des Abgabemonats wirksam. Wird ein späterer Zeitpunkt bestimmt, 
wird die Erklärung mit dem Monatsersten des genannten Monats wirksam. Durch 
die Abberufung vom Arbeitsplatz bzw. durch die Beendigung der Betrauung wird 
der Ausschluss des Abs. 4 jedenfalls mit Ablauf des jeweiligen Kalendermonats 
beendet. 

(5) … (5) … 

§ 112. (1) bis (3a) … § 112. (1) bis (3a) … 

(4) Die Vergütung nach Abs. 1 gebührt dem Beamten (4) Die Vergütung nach Abs. 1 gebührt dem Beamten 

 1. bei Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit nach den §§ 50a, 
50b oder 50e BDG 1979 oder 

 1. bei Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit nach den §§ 50a, 
50b, 50e oder 50f BDG 1979 oder 

 2. und 3. …  2. und 3. … 

in dem Ausmaß, das der Arbeitszeit entspricht. Diese Verringerung der 
Vergütung wird abweichend von Abs. 3a für den Zeitraum wirksam, für den die 
Maßnahme nach Z 1, 2 oder 3 gilt. 

in dem Ausmaß, das der Arbeitszeit entspricht. Diese Verringerung der 
Vergütung wird abweichend von Abs. 3a für den Zeitraum wirksam, für den die 
Maßnahme nach Z 1, 2 oder 3 gilt. 

 Unterabschnitt I 

Schul- und Fachinspektoren 

Gehalt 

Schul- und Fachinspektoren 

Gehalt 

§ 65. (1) Dem Beamten der Besoldungsgruppe „Schul- und 
Fachinspektoren“ gebührt ein Fixgehalt. Das Fixgehalt wird durch die 
Verwendungsgruppe und durch die Fixgehaltsstufe bestimmt und beträgt: 

§ 164. (1) Der Beamtin oder dem Beamten der Besoldungsgruppe „Schul- 
und Fachinspektoren“ gebührt ein Fixgehalt. Das Fixgehalt wird durch die 
Verwendungsgruppe und durch die Fixgehaltsstufe bestimmt und beträgt: 
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in der Fixgehaltsstufe 

in der Verwendungsgruppe 

SI 1 SI 2 FI 1 FI 2 

Euro 

1 6 326,7 5 304,0 5 070,9 4 266,4 

2 6 916,8 5 973,9 5 551,7 4 791,5 

3 7 665,5 6 542,0 6 150,2 5 249,3 

 

 

 

in der 
Fixgehaltsstufe 

in der Verwendungsgruppe 

SI 1 SI 2 FI 1 FI 2 

Euro 

1 6 326,7 5 304,0 5 070,9 4 266,4 

2 6 916,8 5 973,9 5 551,7 4 791,5 

3 7 665,5 6 542,0 6 150,2 5 249,3 

 

 

(2) Das Fixgehalt der Schul- und Fachinspektoren beginnt mit der 
Fixgehaltsstufe 1. Zeiten, in denen der Beamte mit der Funktion eines Schul- oder 
Fachinspektors betraut war, sind entsprechend dem § 67 Abs. 2 bis 5 für die 
Vorrückung anzurechnen. 

(2) Das Fixgehalt der Beamtinnen und Beamten der Schul- und 
Fachinspektion beginnt mit der Fixgehaltsstufe 1. Zeiten, in denen die Beamtin 
oder der Beamte mit der Funktion Schul- oder Fachinspektion betraut war, sind 
entsprechend dem § 67 Abs. 2 bis 5 in der bis 31. Dezember 2018 geltenden 
Fassung für die Vorrückung anzurechnen. 

(3) Der Schul- oder Fachinspektor rückt nach jeweils fünf Jahren in die 
nächsthöhere für ihn vorgesehene Fixgehaltsstufe vor. § 8 Abs. 3 und § 10 sind 
auf die Vorrückung mit der Maßgabe anzuwenden, daß sich § 10 Abs. 2 auf die 
im ersten Satz genannte Vorrückungsfrist bezieht. 

(3) Die Beamtin oder der Beamte der Schul- und Fachinspektion rückt nach 
jeweils fünf Jahren in die nächsthöhere für sie oder ihn vorgesehene 
Fixgehaltsstufe vor. § 8 Abs. 3 und § 10 sind auf die Vorrückung mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass sich § 10 Abs. 2 auf die im ersten Satz genannte 
Vorrückungsfrist bezieht. 

(4) Zeiten als Direktor einer Schule oder als Abteilungsvorstand an 
Berufsbildenden Höheren Schulen sowie Zeiten, in denen der Beamte mit einer 
dieser Funktionen betraut war, sind bis zum Höchstausmaß von fünf Jahren 
entsprechend dem § 67 Abs. 2 bis 5 für die Vorrückung in die Fixgehaltsstufe 2 
anzurechnen. 

(4) Zeiten als Direktorin oder Direktor einer Schule oder als 
Abteilungsvorständin oder Abteilungsvorstand an berufsbildenden höheren 
Schulen (ausgenommen Bildungsanstalten) sowie Zeiten, in denen die Beamtin 
oder der Beamte mit einer dieser Funktionen betraut war, sind bis zum 
Höchstausmaß von fünf Jahren entsprechend dem § 67 Abs. 2 bis 5 in der bis 
31. Dezember 2018 geltenden Fassung für die Vorrückung in die Fixgehaltsstufe 
2 anzurechnen. 

(5) … (5) … 

(6) Durch das Fixgehalt und die nach § 66 gebührende Vergütung sind alle 
Mehrleistungen des Schul- oder Fachinspektors in zeitlicher und mengenmäßiger 
Hinsicht abgegolten. 13,65% des Fixgehaltes gelten als Abgeltung für zeitliche 
Mehrleistungen. 

(6) Durch das Fixgehalt und die nach § 165 gebührende Vergütung sind alle 
Mehrleistungen der Schul- oder Fachinspektorin bzw. des Schul- oder 
Fachinspektors in zeitlicher und mengenmäßiger Hinsicht abgegolten. 13,65% 
des Fixgehaltes gelten als Abgeltung für zeitliche Mehrleistungen. 
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Vergütung für die Schul- und Fachinspektion Vergütung für die Schul- und Fachinspektion 

§ 66. (1) Dem Beamten der Besoldungsgruppe „Schul- und 
Fachinspektoren“ gebührt eine nicht ruhegenußfähige monatliche Vergütung in 
der Höhe von 3,5% seines Gehaltes. 

§ 165. (1) Der Beamtin oder dem Beamten der Besoldungsgruppe „Schul- 
und Fachinspektoren“ gebührt eine nicht ruhegenussfähige monatliche Vergütung 
in der Höhe von 3,5% seines Gehaltes. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Überstellung Überstellung 

§ 67. (1) Wird ein Beamter einer anderen Besoldungsgruppe zum Schul- 
oder Fachinspektor ernannt, gebührt ihm das Fixgehalt der Gehaltsstufe 1 mit 
nächster Vorrückung in fünf Jahren. § 65 Abs. 4 ist dabei anzuwenden. 

§ 166. Für eine gemäß § 273 Abs. 2 BDG 1979 nach dem 1. Jänner 2019 zur 
Beamtin oder zum Beamten der Verwendungsgruppe SI 1 oder SI 2 ernannte 
Lehrperson oder für eine gemäß § 273 Abs. 2 BDG 1979 nach dem 1. Jänner 
2019 in eine andere Verwendungsgruppe überstellte Beamtin oder Beamten der 
Verwendungsgruppe Schul- und Fachinspektion ist § 67 in der bis 31. Dezember 
2018 geltenden Fassung weiterhin anzuwenden. 

(2) Für Überstellungen innerhalb der Besoldungsgruppe „Schul- und 
Fachinspektoren“ werden die Verwendungsgruppen wie folgt zusammengefaßt: 

 

 1. Verwendungsgruppen SI 1 und FI 1, 

 2. Verwendungsgruppen SI 2 und FI 2. 
 

(3) Bei einer Überstellung in eine Verwendungsgruppe derselben Ziffer des 
Abs. 2 ändern sich die Fixgehaltsstufe und der nächste Vorrückungstermin nicht. 

 

(4) Bei einer Überstellung aus einer in Abs. 2 Z 2 angeführten 
Verwendungsgruppe in eine in Abs. 2 Z 1 angeführte Verwendungsgruppe 
gebührt dem Schul- oder Fachinspektor das Fixgehalt, das sich ergeben würde, 
wenn er die Zeit die für die Vorrückung in das höhere Fixgehalt der bisherigen 
Verwendungsgruppe notwendig ist, in dem fünf Jahre übersteigenden Ausmaß als 
Schul- oder Fachinspektor der höheren Verwendungsgruppe zurückgelegt hätte. 

 

(4a) Bei der Anwendung des Abs. 4 sind den für die Vorrückung in das 
höhere Fixgehalt der bisherigen Verwendungsgruppe maßgebenden Zeiten auch 
jene Zeiten im Höchstausmaß von fünf Jahren zuzurechnen, die gemäß § 65 
Abs. 4 in der bisherigen Verwendungsgruppe anzurechnen waren. 

 

(5) Bei einer Überstellung aus einer in Abs. 2 Z 1 angeführten 
Verwendungsgruppe in eine in Abs. 2 Z 2 angeführte Verwendungsgruppe 
gebührt dem Schul- oder Fachinspektor jene besoldungsrechtliche Stellung, die 
sich ergeben würde, wenn er die gesamte in der Besoldungsgruppe „Schul- und 
Fachinspektoren“ und allenfalls auch in der Besoldungsgruppe „Beamte des 
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Schulaufsichtsdienstes“ zurückgelegte Dienstzeit in einer in Abs. 2 Z 2 
angeführten Verwendungsgruppe zurückgelegt hätte. 

(6) Bei der Ernennung oder Überstellung aus einer der Verwendungsgruppen 
L 2 in die Verwendungsgruppe SI 1 oder FI 1 gebührt dem Schul- oder 
Fachinspektor das Fixgehalt, das sich ergeben hätte, wenn er zum Beamten der 
Verwendungsgruppe SI 2 oder FI 2 ernannt und zum Beamten der 
Verwendungsgruppe SI 1 oder FI 1 überstellt (Abs. 4) worden wäre. 
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Unterabschnitt I 

Beamte des Schulaufsichtsdienstes 

Überleitung in andere Verwendungsgruppen 

§ 164. (1) Wird ein Beamter gemäß § 275 BDG 1979 in die 
Besoldungsgruppe „Schul- und Fachinspektoren“ übergeleitet, gebührt ihm die 
besoldungsrechtliche Stellung, die sich ergeben würde, wenn er die Zeit, in der er 

 1. die Funktion eines Schulinspektors oder 

 2. im vollen Ausmaß seiner Verwendung die Funktion eines Fachinspektors 

ausgeübt hat, in der der betreffenden Verwendung entsprechenden 
Verwendungsgruppe der Besoldungsgruppe „Schul- und Fachinspektoren“ 
zurückgelegt hätte. § 65 Abs. 4 ist dabei anzuwenden. 

(2) Die Anwendung des § 12b ist im Fall einer solchen Überleitung 
ausgeschlossen. 

Gehalt 

§ 165. (1) Das Gehalt des Beamten des Schulaufsichtsdienstes wird durch 
die Verwendungsgruppe und durch die Gehaltsstufe bestimmt und beträgt: 
 

in der 
Gehalts- 

stufe 

in der Verwendungsgruppe 

S 2 S 1 

Euro 

1 3 397,6 4 338,7 

2 3 553,6 4 556,2 

3 3 710,6 4 774,8 

4 3 866,6 4 993,4 

5 4 022,6 5 211,9 

6 4 285,3 5 430,5 

7 4 547,0 5 648,1 

8 4 808,6 5 914,8 

9 5 070,3 6 221,6 

10 5 331,9 6 528,5 
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(2) Das Gehalt des Beamten beginnt, soweit im folgenden nicht anderes 
bestimmt wird, mit der Gehaltsstufe 1. Wird ein Landeslehrer zum Beamten des 
Schulaufsichtsdienstes ernannt, gebührt ihm die Gehaltsstufe, die ihm zukäme, 
wenn er vor seiner Anstellung als Beamter des Schulaufsichtsdienstes 
Bundeslehrer gewesen wäre. 

(3) Beamten der Verwendungsgruppe S 1, die durch sechs Jahre dieser 
Verwendungsgruppe angehören, gebührt eine ruhegenußfähige Dienstzulage in 
der Höhe von 152,9 €. Diese Zulage erhöht sich auf 304,8 €, wenn diese Beamten 
der Verwendungsgruppe S 1 durch zwölf Jahre angehören. In die Zeiträume von 
sechs und zwölf Jahren sind einzurechnen: 

 1. Zeiten, in denen der Beamte mit der Funktion eines 
Landesschulinspektors betraut war, 

 2. Zeiten als Direktor in der Dienstzulagengruppe I der Verwendungsgruppe 
L 1 mit einer Erhöhung von 15 vH (§ 57 Abs. 6) in dem zwei Jahre 
übersteigenden Ausmaß, 

 3. Zeiten als Direktor in der Dienstzulagengruppe I der Verwendungsgruppe 
L 1 mit einer Erhöhung von 7,5 vH (§ 57 Abs. 6) in dem vier Jahre 
übersteigenden Ausmaß, 

 4. Zeiten als Direktor in der Dienstzulagengruppe I der Verwendungsgruppe 
L 1 ohne Erhöhung gemäß § 57 Abs. 6 in dem sechs Jahre 
übersteigenden Ausmaß, 

 5. Zeiten als Beamter der Verwendungsgruppe S 2 in dem acht Jahre 
übersteigenden Ausmaß. 

Werden unterschiedliche Zeiten zusammengezählt, sind zunächst die Zeiten mit 
den geringsten Abzügen und dann, aufsteigend nach dem Ausmaß der 
vorgesehenen Abzüge, die Zeiten mit höheren Abzügen zu berücksichtigen. 
Höhere Abzüge sind dabei um bereits abgerechnete niedrigere Abzüge zu 
vermindern. 

(4) Beamten der Verwendungsgruppe S 2, die durch zwölf Jahre dieser 
Verwendungsgruppe angehören und zwei Jahre in der höchsten Gehaltsstufe 
verbracht haben, gebührt eine ruhegenußfähige Dienstzulage in der Höhe von 
178,6 €; in den Zeitraum von zwölf Jahren sind Zeiten einzurechnen, in denen der 
Beamte mit der Funktion eines Beamten des Schulaufsichtsdienstes der 
Verwendungsgruppe S 2 betraut war. 
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Dienstalterszulage 

§ 166. Dem Beamten des Schulaufsichtsdienstes, der vier Jahre in der 
höchsten Gehaltsstufe verbracht hat, gebührt eine ruhegenußfähige 
Dienstalterszulage in der Höhe von eineinhalb Vorrückungsbeträgen. Die §§ 8 
und 10 sind auf das Erreichen der Dienstalterszulage anzuwenden. 

Dienstzulagen 

§ 167. Beamten des Schulaufsichtsdienstes der Verwendungsgruppe S 2, die 
mit der Schulaufsicht für ein ganzes Bundesland betraut sind, ohne einem 
Landesschulinspektor unterstellt zu sein, gebührt eine für die Bemessung des 
Ruhegenusses anrechenbare Dienstzulage, deren Höhe von der Bundesministerin 
oder vom Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung nach 
Maßgabe ihres Aufgabenkreises festgesetzt wird. Diese Dienstzulage darf den 
Unterschiedsbetrag zwischen dem Gehalt (einschließlich einer allfälligen 
Dienstalterszulage) des Beamten und dem Gehalt (einschließlich einer allfälligen 
Dienstalterszulage), der dem Beamten gebühren würde, wenn er zum Beamten 
der Verwendungsgruppe S 1 ernannt worden wäre, nicht übersteigen. 

Überstellung 

§ 168. (1) Wird ein Beamter aus der Verwendungsgruppe S 2 in die 
Verwendungsgruppe S 1 überstellt, gebühren ihm die Gehaltsstufe und allfällige 
Dienstalterszulage, die sich ergeben würden, wenn er die Zeit, die für das 
Erreichen seiner Gehaltsstufe als Beamter der bisherigen Verwendungsgruppe 
notwendig ist, in dem fünf Jahre übersteigenden Ausmaß als Beamter der 
Verwendungsgruppe S 1 zurückgelegt hätte. An die Stelle des Zeitraumes von 
fünf Jahren tritt ein solcher von sieben Jahren, wenn der Beamte keine 
abgeschlossene Hochschulbildung im Sinne der Ernennungserfordernisse für die 
Verwendungsgruppe L 1 aufweist. 

(2) § 12a Abs. 5 bis 8 und § 12b sind anzuwenden. 

 Leitung einer Bildungsregion 

§ 167. Wird eine Schul- oder Fachinspektorin oder ein Schul- oder 
Fachinspektor zur Leiterin oder zum Leiter einer Bildungsregion gemäß § 226 
Abs. 2 BDG 1979 bestellt, so gebührt ihr oder ihm eine Dienstzulage, die nach 
§ 66 zu bemessen ist. Diese Dienstzulage gebührt nur soweit, als das einer 
Beamtin oder einem Beamten des Schulqualitätsmanagements gemäß § 65 
gebührende Gehalt (einschließlich der gemäß § 67 gebührenden Vergütung) und 
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die der Beamtin oder dem Beamten des Schulqualitätsmanagements für die 
Leitung einer Bildungsregion gebührende Dienstzulage gemäß § 66 ihr oder sein 
gemäß § 164 gebührendes Gehalt (einschließlich der gemäß § 165 gebührenden 
Vergütung) übersteigt. 

Betrauung mit Aufgaben der Schul- oder Fachinspektion Betrauung mit Aufgaben der Fachinspektion 

§ 71. (1) Wird ein Lehrer mit der Funktion eines Schulinspektors oder eines 
Fachinspektors betraut, gebühren ihm für die Dauer dieser Verwendung zu 
seinem Monatsbezug als Lehrer eine ruhegenussfähige Dienstzulage und eine 
nicht ruhegenußfähige monatliche Vergütung. 

§ 168. (1) Wird eine Lehrperson mit der Funktion einer Fachinspektorin 
oder eines Fachinspektors betraut, gebührt ihr für die Dauer dieser Verwendung 
zu ihrem Monatsbezug als Lehrperson eine ruhegenussfähige Dienstzulage und 
eine nicht ruhegenussfähige monatliche Vergütung. 

(2) Die Höhe der Dienstzulage ist gleich dem Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Gehalt des Lehrers (einschließlich der für die Bemessung des Ruhegenusses 
anrechenbaren Zulagen) und dem Fixgehalt, auf das er Anspruch hätte, wenn er 
zum Schul- oder Fachinspektor der der Verwendung entsprechenden 
Verwendungsgruppe ernannt worden wäre. 

(2) Die Höhe der Dienstzulage ist gleich dem Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Gehalt der Lehrperson (einschließlich der für die Bemessung des 
Ruhegenusses anrechenbaren Zulagen) und dem Fixgehalt, auf das sie Anspruch 
hätte, wenn sie zur Fachinspektorin oder er zum Fachinspektor der 
Verwendungsgruppe FI 1 oder FI 2 ernannt worden wäre. Dabei ist auf die 
Erfüllung der Erfordernisse gemäß Anlage 1 Z 29 BDG 1979 und die 
vorhandenen Planstellen abzustellen. 

(3) Die Höhe der Vergütung beträgt 3,5% des Fixgehalts, auf das der Lehrer 
Anspruch hätte, wenn er zum Schul- oder Fachinspektor der der Verwendung 
entsprechenden Verwendungsgruppe ernannt worden wäre. Auf diese Vergütung 
ist § 66 Abs. 2 und 3 anzuwenden. 

(3) Die Höhe der Vergütung beträgt 3,5% des Fixgehalts, auf das die 
Lehrperson Anspruch hätte, wenn sie zur Fachinspektorin oder zum 
Fachinspektor der der Verwendung entsprechenden Verwendungsgruppe ernannt 
worden wäre. Auf diese Vergütung ist § 165 Abs. 2 und 3 anzuwenden. 

(4) Wird ein Lehrer für einen Teil seines Beschäftigungsausmaßes mit einer 
Inspektionsfunktion im Sinne des Abs. 1 betraut, gebühren ihm für die Dauer 
dieser Verwendung zu seinem Monatsbezug als Lehrer eine nach Abs. 2 
ermittelte Dienstzulage und eine nach Abs. 3 ermittelte Vergütung jeweils in der 
Höhe, die dem Anteil des für die Inspektion vorgesehenen 
Beschäftigungsausmaßes an einer Vollbeschäftigung entspricht. 

(4) Wird eine Lehrperson für einen Teil ihres Beschäftigungsausmaßes mit 
einer Inspektionsfunktion im Sinne des Abs. 1 betraut, gebühren ihr für die Dauer 
dieser Verwendung zu ihrem Monatsbezug als Lehrperson eine nach Abs. 2 
ermittelte Dienstzulage und eine nach Abs. 3 ermittelte Vergütung jeweils in der 
Höhe, die dem Anteil des für die Inspektion vorgesehenen 
Beschäftigungsausmaßes an einer Vollbeschäftigung entspricht. 

(Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 119/2002)  

(6) Durch die Dienstzulage und die Vergütung sind alle Mehrleistungen in 
zeitlicher und mengenmäßiger Hinsicht, die auf Grund der Betrauung mit der 
Funktion eines Schulinspektors oder eines Fachinspektors geleistet werden, 
abgegolten. 30,89% der Dienstzulage gelten als Abgeltung für zeitliche 
Mehrleistungen. 

(5) Durch die Dienstzulage und die Vergütung sind alle Mehrleistungen in 
zeitlicher und mengenmäßiger Hinsicht, die auf Grund der Betrauung mit der 
Funktion einer Fachinspektorin oder eines Fachinspektors geleistet werden, 
abgegolten. 30,89% der Dienstzulage gelten als Abgeltung für zeitliche 
Mehrleistungen. 

(Anm.: Abs. 7 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 119/2002)  

(8) Die Abs. 1 bis 6 sind auch anzuwenden, wenn ein Schulinspektor oder  
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Fachinspektor oder Beamter des Schulaufsichtsdienstes mit der Funktion eines 
Schulinspektors oder eines Fachinspektors oder eines Beamten des 
Schulaufsichtsdienstes einer höheren Verwendungsgruppe betraut wird. 

Betrauung mit Aufgaben der Schulaufsicht  

§ 169.   

(1) Ist ein Lehrer vor dem 1. September 1999 mit der Funktion eines 
Beamten des Schulaufsichtsdienstes betraut worden, gebührt ihm für die Dauer 
dieser Verwendung zu seinem Monatsbezug als Lehrer eine Dienstzulage. Die 
Höhe der Dienstzulage ist gleich dem Unterschiedsbetrag zwischen seinem Gehalt 
(einschließlich der für die Bemessung des Ruhegenusses anrechenbaren Zulagen) 
und dem Gehalt (einschließlich der für die Bemessung des Ruhegenusses 
anrechenbaren Zulagen), auf den er Anspruch hätte, wenn er zum Beamten des 
Schulaufsichtsdienstes der entsprechenden Verwendungsgruppe ernannt worden 
wäre. Das gleiche gilt sinngemäß, wenn ein Beamter des Schulaufsichtsdienstes 
mit der Funktion eines Beamten des Schulaufsichtsdienstes einer höheren 
Verwendungsgruppe betraut wird. 

 

(2) Ist ein Lehrer vor dem 1. September 1999 mit der Fachinspektion für 
einzelne Gegenstände betraut worden, gebührt ihm für die Dauer dieser 
Verwendung zu seinem Monatsbezug als Lehrer eine Dienstzulage. Die Höhe der 
Dienstzulage hat sich nach dem Aufgabenkreis des Fachinspektors zu richten und 
ist vom zuständigen Bundesminister durch Verordnung festzusetzen. Die 
Dienstzulage darf dabei den Unterschiedsbetrag zwischen 

 

 1. dem Gehalt des Fachinspektors (einschließlich der ruhegenußfähigen 
Zulagen) und 

 

 2. dem Gehalt (einschließlich der ruhegenußfähigen Zulagen), das dem 
Fachinspektor gebühren würde, wenn er zum Beamten des 
Schulaufsichtsdienstes ernannt worden wäre, 

 

nicht übersteigen.  

(3) Von diesen Dienstzulagen und dem entsprechenden Teil der 
Sonderzahlung ist der Pensionsbeitrag zu entrichten. 

 

(4) Scheidet der Lehrer vor Ablauf des Jahres 2002 durch Versetzung oder 
Übertritt in den Ruhestand aus dem Dienststand aus, sind die Dienstzulagen nach 
den Abs. 1 und 2 für die Bemessung des Ruhegenusses anrechenbar, wenn der 
Lehrer zu diesem Zeitpunkt der Besoldungsgruppe der Lehrer angehört und seit 
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mindestens einem Jahr in einer den Anspruch auf diese Dienstzulage 
begründenden Verwendung steht. 

(5) Durch schriftliche Erklärung können Lehrer, die 

 1. gemäß Abs. 1 mit der Funktion eines Beamten des Schulaufsichtsdienstes 
betraut sind oder 

 2. gemäß Abs. 2 lediglich hinsichtlich eines Teiles ihres 
Beschäftigungsausmaßes mit der Fachinspektion für einzelne 
Gegenstände betraut sind oder 

 3. mit der Funktion eines Fachinspektors für Religion betraut sind, 

bewirken, daß auf sie statt der Abs. 1 bis 4 die Besoldungsregelung des § 71 
anzuwenden ist. 

(6) Eine solche schriftliche Erklärung kann rechtswirksam frühestens am 
1. April 1999 abgegeben werden. Sie ist rechtsunwirksam, wenn ihr der Lehrer 
eine Bedingung beigefügt hat. 

(7) Wird die schriftliche Erklärung bis spätestens zum 31. Dezember 1999 
abgegeben, wird die Maßnahme nach Abs. 5 mit 1. September 1999 wirksam. 
Erfüllt jedoch ein Lehrer die Voraussetzungen für eine Maßnahme nach Abs. 5 
erst ab einem nach dem 1. September gelegenen Tag des Jahres 1999, wird die 
Maßnahme mit diesem späteren Tag wirksam. Ist dieser Tag kein Monatserster, 
wird die Maßnahme nach Abs. 5 mit dem darauffolgenden Monatsersten 
wirksam. 

(8) Wird die schriftliche Erklärung nach Ablauf des 31. Dezember 1999 
abgegeben, wird die Maßnahme nach Abs. 5 mit dem Monatsersten wirksam, der 
dem Tag dieser Abgabe folgt. 

(9) Die Fachinspektoren-Zulagenverordnung 1970, BGBl. Nr. 267, gilt als 
Verordnung im Sinne des Abs. 2. Sie ist ausschließlich auf Anspruchsfälle nach 
Abs. 2 anzuwenden. 

 

§ 71a. (1) Wird ein Lehrer als Landesjugendreferent oder als 
Volksbildungsreferent bestellt, so gebührt ihm für die Dauer dieser Verwendung 
zu seinem Monatsbezug als Lehrer eine ruhegenussfähige Dienstzulage, die vom 
zuständigen Bundesminister nach Maßgabe seines Aufgabenkreises festgesetzt 
wird. Die Dienstzulage darf den Unterschiedsbetrag zwischen dem Gehalt 
(einschließlich der für die Bemessung des Ruhegenusses anrechenbaren Zulagen) 
und dem Gehalt (einschließlich der für die Bemessung des Ruhegenusses 

§ 169. (1) Wird eine Lehrperson als Landesjugendreferentin bzw. 
Landesjugendreferent oder als Volksbildungsreferentin bzw. 
Volksbildungsreferent bestellt, so gebührt ihr oder ihm für die Dauer dieser 
Verwendung zu ihrem oder seinem Monatsbezug als Lehrperson eine 
ruhegenussfähige Dienstzulage, die von der zuständigen Bundesministerin oder 
vom zuständigen Bundesminister nach Maßgabe ihres oder seines 
Aufgabenkreises festgesetzt wird. Die Dienstzulage darf den Unterschiedsbetrag 
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anrechenbaren Zulagen), der dem Lehrer gebühren würde, wenn er zum Beamten 
des Schulaufsichtsdienstes der entsprechenden Verwendungsgruppe ernannt 
worden wäre, nicht übersteigen. 

zwischen dem Gehalt (einschließlich der für die Bemessung des Ruhegenusses 
anrechenbaren Zulagen) und dem Gehalt (einschließlich der für die Bemessung 
des Ruhegenusses anrechenbaren Zulagen), das der Lehrperson gebühren würde, 
wenn sie zur Beamtin oder zum Beamten des Schulaufsichtsdienstes der 
entsprechenden Verwendungsgruppe ernannt worden wäre, nicht übersteigen. 

(2) Lehrern, die im schulpsychologischen Dienst bei den Schulbehörden des 
Bundes in leitender Funktion tätig sind, gebührt eine Dienstzulage, auf die Abs. 1 
anzuwenden ist. 

(2) Lehrpersonen, die im schulpsychologischen Dienst bei den 
Schulbehörden des Bundes in leitender Funktion tätig sind, gebührt eine 
Dienstzulage, auf die Abs. 1 anzuwenden ist.“ 

§ 175. (1) bis ( 92) … § 175. (1) bis ( 92) … 

(93) In der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I Nr. 60/2018, 
treten in Kraft: 

(93) In der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I Nr. 60/2018, 
treten in Kraft: 

 1. bis 7. …  1. bis 7. … 

 8. § 12 Abs. 1 und Abs. 2 Z 3, § 12a, § 55a, § 59e mit dem der 
Kundmachung folgenden Tag, wobei ein vor der Kundmachung der 
Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I Nr. 60/2018, bemessener 
Vorbildungsausgleich nur auf Antrag einer Beamtin oder eines Beamten 
neu zu bemessen ist, sofern die Neubemessung mit Wirksamkeit des 
Datums der vorherigen Bemessung erfolgt. 

 8. § 12 Abs. 1 und 2 Z 3, § 12a, § 55a und § 59e mit dem der 
Kundmachung folgenden Tag. Auf Antrag einer Beamtin oder eines 
Beamten ist der Vorbildungsausgleich neu zu bemessen, wenn bereits 
vor der Kundmachung der Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I 
Nr. 60/2018, ein Vorbildungsausgleich bemessen wurde. Der neu 
bemessene Vorbildungsausgleich wird mit jenem Datum wirksam, zu 
dem anlässlich eines Ereignisses gemäß § 12a Abs. 1 Z 1 bis 3 zuletzt 
eine Bemessung des Vorbildungsausgleiches wirksam wurde oder 
geworden wäre. 

 9. …  9. … 

 (94) In der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I 
Nr. XXX/2018, treten in Kraft: 

 1. § 2 Z 5, § 4 Abs. 8, § 15a Abs. 1 Z 1, § 30 Abs. 4a, § 30 Abs. 4b in der 
Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2017, BGBl. I Nr. 167/2017, § 40b 
Abs. 5 Z 1, § 64 Abs. 1 und 2, §§ 65 bis 68 samt Überschriften, § 83 
Abs. 2 Z 1, § 74 Abs. 4a, § 74 Abs. 4b in der Fassung der 
2. Dienstrechts-Novelle 2017, BGBl. I Nr. 167/2017, § 90a Abs. 5, § 91 
Abs. 4a, § 91 Abs. 4b in der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2017, 
BGBl. I Nr. 167/2017, § 112 Abs. 4 Z 1 und der Unterabschnitt I des 
Abschnitts XI samt Überschriften mit 1. Jänner 2019. Die §§ 71 und 
§ 71a treten mit Ablauf des 31. Dezember 2018 außer Kraft. 

 2. § 58 Abs. 4 und Abs. 5 Z 1, 3 und 4, § 59 Abs. 5 Z 2, § 59a Abs. 4 Z 3 
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bis 5, § 59b Abs. 1, 1a und 4, § 60 Abs. 1 Z 1 lit. a bis c und Z 2 lit. a bis 
c, § 60 Abs. 3 Z 2 und § 61c Abs. 1 Z 2 mit 1. September 2019, 

 3. § 65 Abs. 7 und § 66 Abs. 4 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2023 
außer Kraft. Auf eine Beamtin oder einen Beamten des 
Schulqualitätsmanagements, die oder der vor dem 1. Jänner 2024 einen 
Anspruch auf die Dienstzulage gemäß § 65 Abs. 7 begründet hat, sind 
§ 65 Abs. 7 und § 66 Abs. 4 in der bis zum 31. Dezember 2023 geltenden 
Fassung weiterhin anzuwenden. 

 4. § 23b Abs. 4 und § 34 Abs. 7 Z 1 lit. b mit dem der Kundmachung 
folgenden Tag. 

(95) § 12j samt Überschrift und § 13c Abs. 2a treten mit 1. Jänner 2019 in 
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft. Auf eine vor dem 
1. Jänner 2021 wirksam gewordene Wiedereingliederungsteilzeit sind die 
genannten Bestimmungen in der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2018, 
BGBl. I Nr. XXX/2018, nach dem 31. Dezember 2020 weiterhin anzuwenden. 

Artikel 3 

Änderung des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 

Abschnitt IIa 
Sonderbestimmungen für Vertragshochschullehrpersonen 

Abschnitt IIa 
Sonderbestimmungen für Vertragshochschullehrpersonen 

 § 48e. bis § 48q. …  § 48e. bis § 48q. … 
 § 49. Abfertigung der Vertragslehrer  

Abschnitt IIb Abschnitt IIb 

Sonderbestimmungen für das wissenschaftliche und künstlerische Personal 
an Universitäten Sonderbestimmungen für Vertragsbedienstete des 

Schulqualitätsmanagements 
 § 48r. Ausschreibung, Besetzung, Verwendung 

§ 48s. Leitung einer Bildungsregion 
§ 48t. Ausnahmebestimmungen 
§ 48u. Verwendungsbezeichnung 
§ 48v. Entgelt 
§ 48w. Dienstzulage für die Leitung einer Bildungsregion 
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§ 48x. Vergütung Schulqualitätsmanagement 
§ 48y. Vorübergehende Betrauung mit Aufgaben des 
 Schulqualitätsmanagements 

 

Abschnitt IIc 

Sonderbestimmungen für das wissenschaftliche und künstlerische 
Personal an Universitäten 

§ 4a. (1) Im Falle eines befristeten Dienstverhältnisses, das im 
Zusammenhang mit 

§ 4a. (1) Im Falle eines befristeten Dienstverhältnisses, das im 
Zusammenhang mit 

 1. Tätigkeiten im Rahmen des Kabinetts eines Bundesministers oder des 
Büros eines Staatssekretärs oder eines anderen in den §§ 5, 6 oder 8 
Abs. 1 des Bezügegesetzes, BGBl. Nr. 273/1972, angeführten obersten 
Organes oder 

 1. Tätigkeiten im Rahmen des Kabinetts einer Bundesministerin oder eines 
Bundesministers, einer sonstigen Einrichtung gemäß § 7 Abs. 3 des 
Bundesministeriengesetzes 1986 – BMG, BGBl. Nr. 76/1986, die der 
Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler oder der Vizekanzlerin oder 
dem Vizekanzler zur Beratung und Unterstützung auf dem Gebiet der 
allgemeinen Regierungspolitik insbesondere im Bereich Strategie, 
Analyse und Planung direkt unterstellt ist, des Büros einer 
Staatssekretärin oder eines Staatssekretärs oder eines anderen in den 
§§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes, BGBl. 273/1972, angeführten 
obersten Organs des Bundes oder des Büros der Sprecherin der 
Bundesregierung oder des Sprechers der Bundesregierung gemäß 
Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG oder 

 2. …  2. … 

 3. einer Betrauung mit der Funktion eines Generalsekretärs gemäß § 7 
Abs. 11 des Bundesministeriengesetzes 1986 – BMG, BGBl. 
Nr. 76/1986, durch Dienstvertrag oder 

 3. einer Betrauung mit der Funktion eines Generalsekretärs gemäß § 7 
Abs. 11 BMG, durch Dienstvertrag oder 

 4. …  4. … 

eingegangen wurde, gilt eine befristete Fortsetzung des Dienstverhältnisses nicht 
als eine Verlängerung der Dienstverhältnisse nach § 4 Abs. 4 oder gleichartiger 
Rechtsvorschriften. 

eingegangen wurde, gilt eine befristete Fortsetzung des Dienstverhältnisses nicht 
als eine Verlängerung der Dienstverhältnisse nach § 4 Abs. 4 oder gleichartiger 
Rechtsvorschriften. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

§ 5. (1) § 43, § 43a, § 45a, § 45b, § 46 Abs. 1 bis 4, § 47, § 53, § 53a, § 54 
Abs. 1 und 2 und die §§ 55 bis 59 BDG 1979, BGBl. Nr. 333, sind anzuwenden. 
Bei der Anwendung des § 56 Abs. 4 Z 3 BDG 1979 tritt an die Stelle eines 

§ 5. (1) § 43, § 43a, § 45a, § 45b, § 46 Abs. 1 bis 4, § 47, § 53, § 53a, § 54 
Abs. 1 und 2 und die §§ 55 bis 59 BDG 1979, BGBl. Nr. 333, sind anzuwenden. 
Bei der Anwendung des § 56 Abs. 4 BDG 1979 tritt in Z 1 an die Stelle einer 
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Karenzurlaubes nach § 75c BDG 1979 ein Karenzurlaub nach § 29e. Herabsetzung nach § 50f BDG 1979 eine Wiedereingliederungsteilzeit nach § 20c 

und in Z 3 an die Stelle eines Karenzurlaubes nach § 75c BDG 1979 ein 
Karenzurlaub nach  § 29e. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

§ 5c. (1) bis ( 5) … § 5c. (1) bis ( 5) … 

 (6) Abweichend von Abs. 3 und der nach Abs. 1 erforderlichen 
Voraussetzung der Regelmäßigkeit kann Telearbeit auch anlassbezogen, nicht 
regelmäßig für bestimmte dienstliche Aufgaben und einzelne Tage vereinbart 
werden. 

§ 11. Das Monatsentgelt der vollbeschäftigten Vertragsbediensteten des 
Entlohnungsschemas I beträgt: 

§ 11. (1) Das Monatsentgelt der vollbeschäftigten Vertragsbediensteten des 
Entlohnungsschemas I beträgt: 

 

in der 
Ent- 

in der Entlohnungsgruppe 

lohnungs- a b c d e 

stufe Euro 

1 2 282,9 1 794,6 1 587,8 1 520,5 1 452,3 
2 2 336,4 1 836,5 1 622,3 1 547,8 1 468,0 
3 2 390,0 1 878,7 1 658,1 1 576,2 1 483,8 
4 2 443,5 1 921,7 1 694,9 1 603,5 1 498,5 
5 2 506,5 1 966,8 1 729,5 1 631,9 1 515,3 
6 2 595,8 2 014,1 1 765,2 1 659,1 1 529,9 
7 2 687,2 2 062,4 1 800,9 1 686,4 1 545,7 
8 2 778,5 2 125,4 1 836,5 1 714,7 1 561,5 
9 2 867,8 2 194,7 1 871,3 1 742,1 1 577,2 
10 2 958,1 2 278,7 1 909,0 1 770,4 1 593,0 
11 3 048,3 2 371,1 1 947,9 1 796,6 1 608,7 
12 3 137,5 2 461,4 1 986,7 1 825,1 1 623,5 
13 3 229,0 2 552,7 2 028,7 1 852,3 1 640,2 
14 3 326,6 2 642,0 2 069,7 1 881,7 1 656,0 
15 3 444,2 2 733,3 2 110,7 1 909,0 1 670,7 
16 3 563,9 2 823,7 2 152,7 1 939,5 1 686,4 
17 3 681,6 2 913,9 2 195,7 1 968,9 1 703,3 
18 3 800,2 3 004,3 2 237,8 2 001,5 1 717,9 
19 3 890,6 3 094,6 2 278,7 2 033,0 1 733,7 

 

in der 
Ent- 

in der Entlohnungsgruppe 

lohnungs- a b c d e 

stufe Euro 

1 2 282,9 1 794,6 1 587,8 1 520,5 1 452,3 
2 2 336,4 1 836,5 1 622,3 1 547,8 1 468,0 
3 2 390,0 1 878,7 1 658,1 1 576,2 1 483,8 
4 2 443,5 1 921,7 1 694,9 1 603,5 1 498,5 
5 2 506,5 1 966,8 1 729,5 1 631,9 1 515,3 
6 2 595,8 2 014,1 1 765,2 1 659,1 1 529,9 
7 2 687,2 2 062,4 1 800,9 1 686,4 1 545,7 
8 2 778,5 2 125,4 1 836,5 1 714,7 1 561,5 
9 2 867,8 2 194,7 1 871,3 1 742,1 1 577,2 
10 2 958,1 2 278,7 1 909,0 1 770,4 1 593,0 
11 3 048,3 2 371,1 1 947,9 1 796,6 1 608,7 
12 3 137,5 2 461,4 1 986,7 1 825,1 1 623,5 
13 3 229,0 2 552,7 2 028,7 1 852,3 1 640,2 
14 3 326,6 2 642,0 2 069,7 1 881,7 1 656,0 
15 3 444,2 2 733,3 2 110,7 1 909,0 1 670,7 
16 3 563,9 2 823,7 2 152,7 1 939,5 1 686,4 
17 3 681,6 2 913,9 2 195,7 1 968,9 1 703,3 
18 3 800,2 3 004,3 2 237,8 2 001,5 1 717,9 
19 3 890,6 3 094,6 2 278,7 2 033,0 1 733,7 
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20 -- 3 116,7 2 321,7 2 065,5 1 748,3 
21 -- -- 2 342,7 2 081,3 1 757,8 

 

20 -- 3 116,7 2 321,7 2 065,5 1 748,3 
21 -- -- 2 342,7 2 081,3 1 757,8 

 

 (2) Wird eine Vertragsbedienstete oder ein Vertragsbediensteter gemäß 
Abs. 1 vorübergehend, aber für einen sechs Monate überschreitenden Zeitraum 
mit einem Arbeitsplatz betraut, der einer höheren Entlohnungsgruppe des 
Entlohnungsschemas I zugeordnet ist, gebührt für die Dauer dieser Verwendung 
das Monatsentgelt dieser Entlohnungsgruppe. Die Entlohnungsstufe ist nach 
Maßgabe des § 15 zu ermitteln. 

§ 20. (1) bis (3) … § 20. (1) bis (3) … 

 (4) § 48 Abs. 3a und 3b BDG 1979 ist auf Vertragsbedienstete, deren 
Mehrleistungen in zeitlicher und mengenmäßiger Hinsicht durch eine Zulage oder 
ein fixes Monatsentgelt besoldungsrechtlich als abgegolten gelten, mit den 
Maßgaben anzuwenden, dass 

 1. § 48 Abs. 3b  BDG 1979 auf alle Fälle von Teilbeschäftigungen 
anzuwenden ist und 

 2. an die Stelle der Dienstfreistellung nach § 17 Abs. 1 BDG 1979, § 78a 
BDG 1979 oder § 78c Abs. 3 BDG 1979 eine Dienstfreistellung nach 
§ 29g, § 29i Abs. 1 in Verbindung mit § 17 Abs. 1 BDG 1979 oder § 29j 
Abs. 3 VBG tritt. 

§ 29f. (1) bis (4) … § 29f. (1) bis (4) … 

(5) Die Pflegefreistellung kann tageweise oder stundenweise in Anspruch 
genommen werden. Ein nicht in einer vollen Stunde verbrauchbarer Restanspruch 
kann im Stundenbruchteil verbraucht werden. 

 

(6) Ändert sich das Beschäftigungsausmaß des Vertragsbediensteten 
während des Kalenderjahres, so ist die in diesem Kalenderjahr bereits verbrauchte 
Zeit der Pflegefreistellung in dem Ausmaß umzurechnen, das der Änderung des 
Beschäftigungsausmaßes entspricht. Bruchteile von Stunden sind hiebei auf volle 
Stunden aufzurunden. 

(6) Ändert sich das Beschäftigungsausmaß des Vertragsbediensteten 
während des Kalenderjahres, so ist die in diesem Kalenderjahr bereits verbrauchte 
Zeit der Pflegefreistellung in dem Ausmaß umzurechnen, das der Änderung des 
Beschäftigungsausmaßes entspricht. 

(7) bis (9) … (7) bis (9) … 

§ 29j. (1) … § 29j. (1) … 

 (1a) Ein öffentliches Interesse im Sinne des Abs. 1 liegt insbesondere auch 
dann vor, wenn die Dienstfreistellung dem Wissenstransfer oder der Förderung 
der beruflichen Mobilität zwischen dem Bundesdienst und der Privatwirtschaft 
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oder zwischen den Gebietskörperschaften dient. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

§ 30. (1) bis (7) … § 30. (1) bis (7) … 

 (8) Beabsichtigt die oder der Vertragsbedienstete im Zusammenhang mit 
dem Enden des Dienstverhältnisses zeitnah die Inanspruchnahme einer 
Pensionsleistung aus der gesetzlichen Pensionsversicherung aus den 
Versicherungsfällen des Alters oder der geminderten Arbeitsfähigkeit oder 
bezieht die oder der Vertragsbedienstete bereits eine solche Pensionsleistung, hat 
sie oder er dem Dienstgeber anlässlich des Endens des Dienstverhältnisses die 
beabsichtigte Inanspruchnahme oder den Bezug und die Art der Pensionsleistung 
bekannt zu geben. 

§ 35. (1) … § 35. (1) … 

(2) Abs. 1 ist abweichend von § 1 auf alle Bundesbediensteten anzuwenden, 
die nicht Beamte sind. 

(2) Abs. 1 ist abweichend von den Bestimmungen des § 1 auf alle vertraglich 
Bediensteten des Bundes anzuwenden. 

§ 38. (1) bis (10) … § 38. (1) bis (10) … 

In der Fassung BGBl. I Nr. 119/2016  

(10a) Die Erfüllung der Voraussetzungen gemäß Anlage 1 Z 23.1 Abs. 1 
BDG 1979 gilt als Nachweis der Lehrbefähigung im Sinne des Abs. 2 Z 1 und 2. 

(10a) Die Erfüllung der Voraussetzungen gemäß Anlage 1 Z 23.1 Abs. 1 
oder Abs. 4 BDG 1979 gilt als Nachweis der Lehrbefähigung im Sinne des Abs. 2 
Z 1 und 2. 

(11) … (11) … 

 (11a) Solange trotz Ausschreibung der Planstelle geeignete Personen, die die 
für ihre Verwendung vorgeschriebenen Zuordnungsvoraussetzungen erfüllen oder 
gemäß Abs. 11 aufgenommen werden dürfen, nicht gefunden werden, dürfen 
Personen mittels Sondervertrag gemäß § 36 aufgenommen werden, wobei das 
sondervertraglich festgelegte Monatsentgelt das bei einer Einstufung in die 
Entlohnungsgruppe pd vorgesehene Entgelt um bis zu 30% unterschreiten kann. 

(12) … (12) … 

§ 41. (1) bis (4a) … § 41. (1) bis (4a) … 

 (4b) Vertragslehrpersonen können vorläufig mit der Funktion 
Schulqualitätsmanagement gemäß § 48r Abs. 9 betraut werden. 

(4c) Vertragslehrpersonen können nach Maßgabe der hiefür eingerichteten 
Planstellen nach Durchführung eines Ausschreibungs- und Besetzungsverfahrens 
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gemäß § 48r Abs. 3 mit dem Aufgabenbereich der Fachinspektion gemäß § 32 
Abs. 2 des Minderheiten-Schulgesetzes für Kärnten, BGBl. Nr. 101/1959, und 
gemäß § 16 Abs. 1 und 2 des Minderheiten-Schulgesetzes für das Burgenland, 
BGBl. Nr. 641/1994, betraut werden. 

(4d) Vertragslehrpersonen können nach Maßgabe der hiefür eingerichteten 
Planstellen als gemäß § 7c Religionsunterrichtsgesetz, BGBl. Nr. 190/1949, von 
den Kirchen und Religionsgesellschaften zu bestellende Fachinspektorinnen und 
Fachinspektoren betraut werden. 

(5) … (5) … 

§ 42a. (1) bis (5) … § 42a. (1) bis (5) … 

(6) § 29f ist auf Vertragslehrpersonen mit folgenden Abweichungen 
anzuwenden: 

(6) § 29f ist auf Vertragslehrpersonen mit folgenden Abweichungen 
anzuwenden: 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. Bei der Anwendung des § 29f Abs. 6 erster Satz tritt an die Stelle des 
Kalenderjahres das Schuljahr. 

 4. Bei der Anwendung des § 29f Abs. 6 tritt an die Stelle des 
Kalenderjahres das Schuljahr. 

 5. § 29f Abs. 6 zweiter Satz, Abs. 7 und 8 sind nicht anzuwenden.  5. § 29f Abs. 7 und 8 sind nicht anzuwenden. 

(7) und (8) … (7) und (8) … 

§ 46a. (1) bis (11b) … § 46a. (1) bis (11b) … 

 (11c) Einer Vertragslehrperson, die nach § 41 Abs. 4c oder 4d mit der 
Funktion Fachinspektion betraut ist, gebührt nach Maßgabe der eingerichteten 
Planstelle eine Dienstzulage und eine Vergütung. Für die Bemessung der Höhe 
der Dienstzulage und der Vergütung findet § 168 GehG Anwendung. 

(12) Bezüglich der Dienstzulagen gemäß Abs. 1 Z 1 bis 4 und gemäß 
Abs. 10, 11, 11a und 11b ist § 21 Abs. 1 nicht anzuwenden. 

(12) Bezüglich der Dienstzulagen gemäß Abs. 1 Z 1 bis 4 und gemäß 
Abs. 10, 11, 11a, 11b und 11c ist § 21 Abs. 1 nicht anzuwenden. Wird die 
Vertragslehrperson nur mit einem Teil ihrer Unterrichtsverpflichtung in der 
Spezialfunktion „Sonder- und Heilpädagogik“ verwendet, so gebührt die 
Dienstzulage gemäß Abs. 1 Z 5 entsprechend dem Anteil der Verwendung im 
Bereich Sonder- und Heilpädagogik an der Unterrichtsverpflichtung. 
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Abschnitt IIb 

Sonderbestimmungen für Vertragshochschullehrpersonen 

Abschnitt IIa 

Sonderbestimmungen für Vertragshochschullehrpersonen 

§ 48e. bis § 48q. … § 48e. bis § 48q. … 

 

Abschnitt IIb 

Sonderbestimmungen für Vertragsbedienstete des 
Schulqualitätsmanagements 

Ausschreibung, Besetzung, Verwendung 

§ 48r. (1) Dieser Abschnitt ist auf Vertragsbedienstete des 
Schulqualitätsmanagements anzuwenden. 

(2) Für Vertragsbedienstete gemäß Abs. 1 ist die Entlohnungsgruppe „sqm“ 
vorgesehen. 

(3) Der Besetzung einer Planstelle des Schulqualitätsmanagements und der 
Besetzung der Funktion Leitung einer Bildungsregion hat eine Ausschreibung 
durch die Bundesministerin oder den Bundesminister für Bildung, Wissenschaft 
und Forschung voranzugehen. Spezifische Erfordernisse an die Qualifikation der 
Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund der verschiedenen Schularten 
des differenzierten österreichischen Schulsystems ergeben, sind in der 
Ausschreibung angemessen zu berücksichtigen. Auf das Ausschreibungs- und 
Besetzungsverfahren ist das Ausschreibungsgesetz 1989 mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass der Begutachtungskommission anstelle der beiden Mitglieder, 
die gemäß § 7 Abs. 2 zweiter Satz Ausschreibungsgesetz 1989 durch die Leiterin 
oder den Leiter der Zentralstelle zu bestellen sind, folgende Personen angehören: 

 1. die Bildungsdirektorin oder der Bildungsdirektor oder eine von der 
Bildungsdirektorin oder vom Bildungsdirektor bestellte Vertretung als 
Vorsitzende oder als Vorsitzender, 

 2. die Leiterin oder der Leiter des Bereichs Pädagogischer Dienst oder eine 
von der Leiterin oder vom Leiter des Bereichs Pädagogischer Dienst 
bestellte Vertretung als weiteres Mitglied. 

Die Entscheidung über die Auswahl obliegt der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung. 
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(4) Voraussetzung für die Zuordnung zur Entlohnungsgruppe „sqm“ ist 

 1. die Erfüllung der Erfordernisse 

 a) gemäß § 38 Abs. 2, 2a, 3 oder 3a oder 

 b) gemäß § 2 Abs. 2, 3 oder 3a LVG oder 

 c) gemäß Anlage 1 Z 28 lit. a BDG 1979, 

 2. eine mindestens fünfjährige erfolgreiche Lehr- oder Schulleitungspraxis 
an einer Schule, deren Schulart im Schulorganisationsgesetz – SchOG, 
BGBl. Nr. 242/1962, im Bundessportakademiengesetz, BGBl. 
Nr. 140/1974, oder im Land- und forstwirtschaftlichen 
Bundesschulgesetz, BGBl. Nr. 175/1966, geregelt ist, oder an einer 
vergleichbaren Schule in einem Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum, der Türkischen Republik oder der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft; 

 3. im Bereich des Minderheitenschulwesens überdies die im Minderheiten-
Schulgesetz für Kärnten oder im Minderheiten-Schulgesetz für das 
Burgenland festgelegten weiteren besonderen Erfordernisse. 

(5) Dienststelle einer oder eines Vertragsbediensteten des 
Schulqualitätsmanagements ist die Bildungsdirektion oder eine für eine 
Bildungsregion zuständige Außenstelle der Bildungsdirektion. 

(6) Vertragsbediensteten des Schulqualitätsmanagements obliegt neben der 
Aufsicht über die Erfüllung der Aufgaben der österreichischen Schulen 
insbesondere die Sicherstellung der Implementierung von Reformen und 
Entwicklungsvorgaben in der Region, die Mitwirkung am Qualitätsmanagement 
(evidenzbasierte Steuerung der regionalen Bildungsplanung) und an der 
schularten- und standortbezogenen Schulentwicklung, das laufende Qualitäts-
Controlling, die strategische Personalführung auf Ebene der Schulleitungen und 
Schulcluster-Leitungen, die Bereitstellung pädagogischer Expertise an 
Schnittstellen und das Krisen- und Beschwerdemanagement im Eskalationsfall. 
Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung hat die Aufgaben der Vertragsbediensteten des 
Schulqualitätsmanagements unter Berücksichtigung der Erfordernisse des 
Qualitätsmanagements im Rahmen der verschiedenen Schularten des 
differenzierten österreichischen Schulsystems näher durch Verordnung 
festzulegen. 
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(7) Vertragsbedienstete des Schulqualitätsmanagements für den Bereich des 
Minderheitenschulwesens für Kärnten oder das Burgenland obliegt die 
Wahrnehmung der im jeweiligen Minderheiten-Schulgesetz vorgesehenen 
Aufgaben. 

(8) Vertragsbedienstete des Schulqualitätsmanagements sind verpflichtet, 
Veranstaltungen zur Weiterbildung zu absolvieren. Die Bundesministerin oder 
der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung hat unter 
Bedachtnahme auf die Aufgaben des Schulqualitätsmanagements den Umfang 
und die Inhalte der Weiterbildung durch Verordnung festzulegen. 

(9) Kann eine Vertragsbedienstete oder ein Vertragsbediensteter des 
Schulqualitätsmanagements ihre oder seine Funktion für die Dauer von 
mindestens drei Monaten vorübergehend nicht wahrnehmen, darf ohne 
Durchführung eines Ausschreibungsverfahrens eine Lehrperson vorläufig mit der 
Funktion Schulqualitätsmanagement betraut werden. Betrauungen für einen 
Gesamtzeitraum von bis zu einem Jahr obliegen der Bildungsdirektorin oder dem 
Bildungsdirektor; sie enden spätestens mit Ablauf dieses Zeitraumes; darüber 
hinausgehende Betrauungen obliegen der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung. 

 Leitung einer Bildungsregion 

§ 48s. (1) Einer Leiterin oder einem Leiter einer Bildungsregion obliegen die 
Entwicklung und Implementierung von regionalen Konzepten und Maßnahmen 
zur Verbesserung der Bildungsqualität und Erhöhung der Chancen- und 
Geschlechtergerechtigkeit, die Steuerung der Bildungsangebote in der 
Bildungsregion, die Abstimmung der Bildungsangebote aufeinander sowie deren 
Weiterentwicklung, die strategische Personalführung und -entwicklung der 
regionalen Teams, die Förderung der Zusammenarbeit aller Schulen 
(Schulcluster) sowie deren Zusammenarbeit mit den außerschulischen 
Einrichtungen einer Bildungsregion, die Steuerung des Qualitätsmanagements 
und der Agenden der Inklusion und Diversität, die Steuerung der Umsetzung 
regionaler Bildungskonzepte (z. B. Bildungsregionen, Cluster/Campus) und 
zentraler Reformen und Entwicklungsvorgaben, die Unterstützung der Leitung 
des Pädagogischen Bereiches in Planungs- und Steuerungsangelegenheiten der 
Bildungsdirektion sowie die Kommunikation und Zusammenarbeit mit 
Stakeholdern und externen Partnerinnen und Partnern in der Region. 

(2) Die Besetzung der Funktion Leitung einer Bildungsregion ist zunächst 
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auf einen Zeitraum von fünf Jahren wirksam. § 44 Abs. 4 erster bis dritter Satz ist 
mit der Maßgabe, dass sich die Verpflichtung auf die Absolvierung der 
Weiterbildung anstelle von § 44 Abs. 3 auf § 48r Abs. 8 bezieht, sinngemäß 
anzuwenden. 

(3) Kann die Leitung einer Bildungsregion ihre Funktion für die Dauer von 
mindestens einem Monat vorübergehend nicht wahrnehmen, darf ohne 
Durchführung eines Ausschreibungsverfahrens eine Person, die der 
Entlohnungsgruppe sqm angehört oder mit der Funktion Fachinspektion betraut 
ist, vorläufig mit der Funktion Leitung einer Bildungsregion betraut werden. 
Betrauungen für einen Gesamtzeitraum von bis zu einem Jahr obliegen der 
Bildungsdirektorin oder dem Bildungsdirektor; sie enden spätestens mit Ablauf 
dieses Zeitraumes; darüber hinausgehende Betrauungen obliegen der 
Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung. 

 Ausnahmebestimmungen 

§ 48t. (1) Die Bestimmungen betreffend Dienstverhältnisse auf Probe sind 
auf Vertragsbedienstete des Schulqualitätsmanagements nicht anzuwenden. 

(2) § 20 Abs. 1 Z 1 iVm § 50a BDG 1979 und § 29g sind auf die Dienstzeit 
der Vertragsbediensteten des Schulqualitätsmanagements nicht anzuwenden. 

 Verwendungsbezeichnung 

§ 48u. (1) Die oder der Vertragsbedienstete des Schulqualitätsmanagements 
führt die Verwendungsbezeichnung „Schulqualitätsmanagerin“ oder 
„Schulqualitätsmanager“, im Fall der Innehabung der Funktion Leitung einer 
Bildungsregion die Verwendungsbezeichnung „Leiterin der Bildungsregion“ oder 
„Leiter der Bildungsregion“ mit einem entsprechenden die Region 
kennzeichnenden Zusatz. 

(2) Eine oder ein gemäß § 32 Minderheiten-Schulgesetz für Kärnten, BGBl. 
Nr. 101/1959, oder gemäß den §§ 15 und 16 Minderheiten-Schulgesetz für das 
Burgenland, BGBl. Nr. 641/1994, bestellte Schulinspektorin oder Schulinspektor 
führt die Verwendungsbezeichnung „Schulinspektorin“ oder „Schulinspektor“. 
Die oder der gemäß § 32 Abs. 3 Minderheiten-Schulgesetz für Kärnten zur 
Landesschulinspektorin bestellte Vertragsbedienstete oder zum 
Landesschulinspektor bestellter Vertragsbediensteter führt die 
Verwendungsbezeichnung „Landesschulinspektorin“ oder 
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„Landesschulinspektor“. 

 Entgelt 

§ 48v. (1) Das Monatsentgelt der oder des Vertragsbediensteten des 
Schulqualitätsmanagements beträgt: 

 
 

in der Entlohnungsstufe Euro 

1 5.304,0 

2 5.973,9 

3 6.542,0 

 

 

 (2) Das Monatsentgelt der oder des Vertragsbediensteten des 
Schulqualitätsmanagements beginnt mit der Entlohnungsstufe 1. 

(3) Die oder der Vertragsbedienstete des Schulqualitätsmanagements rückt 
nach jeweils fünf Jahren in die nächsthöhere für sie oder ihn vorgesehene 
Entlohnungsstufe vor. Zeiten, in denen die oder der Vertragsbedienstete mit der 
Funktion Schulqualitätsmanagement betraut war, sind für die Vorrückung 
anzurechnen. 

(4) Zeiten als Leiterin oder Leiter einer Schule (eines Schulclusters) oder als 
Abteilungsvorständin oder Abteilungsvorstand an berufsbildenden höheren 
Schulen (ausgenommen an Bildungsanstalten) sowie Zeiten, in denen die oder der 
Vertragsbedienstete mit einer dieser Funktionen betraut war, sind bis zum 
Höchstausmaß von fünf Jahren für die Vorrückung in die Fixgehaltsstufe 2 
anzurechnen. 

(5) Bei einer Anrechnung gemäß Abs. 4 erhöht sich die Verweildauer in der 
Entlohnungsstufe 2 um die angerechneten Zeiten. Dies gilt nicht für Zeiten, in 
denen die oder der Vertragsbedienstete als Leiterin oder Leiter einer Schule 
(eines Schulclusters) in der Entlohnungsgruppe l 1 verwendet worden ist. 

(6) Durch das Monatsentgelt sind alle Mehrleistungen der oder des 
Vertragsbediensteten des Schulqualitätsmanagements in zeitlicher und 
mengenmäßiger Hinsicht abgegolten. 13,65% des Monatsentgeltes gelten als 
Abgeltung für zeitliche Mehrleistungen. 
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(7) Vertragsbedienstete des Schulqualitätsmanagements, die unmittelbar vor 
dem Zeitpunkt der Wirksamkeit der Bestellung (oder einer Betrauung gemäß 
§ 48r Abs. 9) als Vertragslehrpersonen in den Entlohnungsgruppen l ph, l 1 oder 
l 2 eine Schule (einen Schulcluster) mit mindestens 25 Klassen geleitet haben und 
die mindestens fünf Jahre die Leitung einer Schule (eines Schulclusters) inne 
hatten, gebührt eine Dienstzulage in der Höhe von 12,5% des Referenzbetrages 
gemäß § 3 Abs. 4 GehG. 

 Dienstzulage für die Leitung einer Bildungsregion 

§ 48w. (1) Der oder dem Vertragsbediensteten des 
Schulqualitätsmanagements in der Funktion Leitung einer Bildungsregion (§ 48s 
Abs. 2) gebührt eine Dienstzulage. Diese Dienstzulage beträgt 

 
 

Funktionsdauer Euro 

bis zu 5 Jahre 973,2 

mehr als 5 Jahre 1.157,2 

 

 

 (2) Wird eine Vertragsbedienstete oder ein Vertragsbediensteter des 
Schulqualitätsmanagements mit der Leitung einer Bildungsregion betraut (§ 48s 
Abs. 3), gebührt ihr oder ihm eine Dienstzulage, wie sie gemäß Abs. 1 für eine 
Funktionsdauer von bis zu fünf Jahren vorgesehen ist. 

(3) Ist ein Organ der Schulaufsicht für das Minderheitenschulwesen in 
Kärnten oder im Burgenland mit der Leitung der in der Bildungsdirektion 
eingerichteten Abteilung für das Minderheitenschulwesen betraut oder übt es die 
Funktion einer Landesschulinspektorin oder eines Landesschulinspektors gemäß 
§ 32 Abs. 3 des Minderheiten-Schulgesetzes für Kärnten, BGBl. Nr. 101/1959, 
aus, gebührt ihm eine Dienstzulage gemäß Abs. 1. 

(4) § 48v Abs. 7 ist auf eine Vertragsbedienstete oder einen 
Vertragsbediensteten des Schulqualitätsmanagements in der Funktion Leitung 
einer Bildungsregion nicht anzuwenden. 

 Vergütung Schulqualitätsmanagement 

§ 48x. (1) Der oder dem Vertragsbediensteten des 
Schulqualitätsmanagements gebührt eine monatliche Vergütung in der Höhe von 
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3,5% ihres oder seines Entgeltes. 

(2) Auf die nach Abs. 1 gebührende Vergütung sind gemäß § 22 Abs. 1 
erster Satz anzuwenden:  

 1. § 15 Abs. 1 letzter Satz GehG, 

 2. § 15 Abs. 4 und 5 GehG, 

 3. § 15a Abs. 2 GehG. 

 Vorübergehende Betrauung mit Aufgaben des Schulqualitätsmanagements 

§ 48y. (1) Wird eine Lehrperson mit der Funktion 
Schulqualitätsmanagement vorübergehend betraut, gebührt ihr für die Dauer 
dieser Verwendung zu ihrem Monatsentgelt als Lehrperson eine Dienstzulage und 
eine monatliche Vergütung. 

(2) Die Höhe der Dienstzulage ist gleich dem Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Entgelt der Lehrperson (einschließlich allfälliger Dienstzulagen) und dem 
Monatsentgelt, auf das sie Anspruch hätte, wenn sie zur Vertragsbediensteten 
oder zum Vertragsbediensteten des Schulqualitätsmanagements bestellt worden 
wäre. 

(3) Die Höhe der Vergütung beträgt 3,5% des Entgelts, auf das die 
Lehrperson Anspruch hätte, wenn sie zur Vertragsbediensteten oder zum 
Vertragsbediensteten des Schulqualitätsmanagements bestellt worden wäre. Auf 
diese Vergütung ist § 48x Abs. 2 anzuwenden. 

(4) Durch die Dienstzulage und die Vergütung sind alle Mehrleistungen in 
zeitlicher und mengenmäßiger Hinsicht, die auf Grund der Betrauung mit der 
Funktion Schulqualitätsmanagement geleistet werden, abgegolten. 30,89% der 
Dienstzulage gelten als Abgeltung für zeitliche Mehrleistungen. 

Abschnitt IIb 

Sonderbestimmungen für das wissenschaftliche und künstlerische 
Personal an Universitäten 

Abschnitt IIc 

Sonderbestimmungen für das wissenschaftliche und künstlerische 
Personal an Universitäten 

§ 66. (1) bis (5) … § 66. (1) bis (5) … 

(6) Die Abs. 1 bis 5 sind nicht anzuwenden auf (6) Die Abs. 1 bis 5 sind nicht anzuwenden auf 

 1. …  1. … 
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 2. Vertragsbedienstete während ihrer Verwendung im Kabinett eines 
Bundesministers oder im Büro eines Staatssekretärs oder im Büro eines 
anderen in den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes angeführten 
obersten Organs des Bundes. 

 2. Vertragsbedienstete während ihrer Verwendung gemäß § 4a Abs. 1 Z 1. 

§ 68. (1) bis (2) … § 68. (1) bis (2) … 

(3) Die erstmalige Übertragung eines Arbeitsplatzes an den 
Vertragsbediensteten der Entlohnungsgruppe v1 in der nach Abs. 2 anfallenden 
Bewertungsgruppe - ausgenommen die Bewertungsgruppen v1/5 bis v1/7 - ist 
abweichend von einer allfälligen Ausschreibungspflicht nach dem 
Ausschreibungsgesetz 1989 ohne Ausschreibung zulässig. 

 

(4) In Dienstbereichen, bei denen es nach der Natur des Dienstes notwendig 
ist, die Vertragsbediensteten nach einiger Zeit zu einer anderen Dienststelle zu 
versetzen, tritt an die Stelle einer auf fünf Jahre befristeten Betrauung eine 
befristete Betrauung. Befristete Weiterbestellungen sind in diesen 
Dienstbereichen nicht zulässig. Abs. 3 ist in diesen Dienstbereichen nicht 
anzuwenden. 

(4) In Dienstbereichen, bei denen es nach der Natur des Dienstes notwendig 
ist, die Vertragsbediensteten nach einiger Zeit zu einer anderen Dienststelle zu 
versetzen, tritt an die Stelle einer auf fünf Jahre befristeten Betrauung eine 
befristete Betrauung. Befristete Weiterbestellungen sind in diesen 
Dienstbereichen nicht zulässig. 

(5) bis (7) … (5) bis (7) … 

§ 69. (1) bis (3) … § 69. (1) bis (3) … 

(4) Die Zuweisung eines niedriger bewerteten Arbeitsplatzes nach Abs. 2 
oder 3 ist abweichend von einer allfälligen Ausschreibungspflicht nach dem 
Ausschreibungsgesetz 1989 ohne Ausschreibung zulässig. Dies gilt nicht für die 
Zuweisung einer zeitlich begrenzten Funktion. 

 

(5) und (6) … (5) und (6) … 

(7) Ein Vertragsbediensteter bleibt in seiner bisherigen Einstufung, wenn er (7) Ein Vertragsbediensteter bleibt in seiner bisherigen Einstufung, wenn er 

 1. mit einem Arbeitsplatz in einem Kabinett eines Bundesministers oder in 
einem Büro eines Staatssekretärs oder in einem Büro eines anderen in 
den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes angeführten obersten 
Organs des Bundes oder im Büro der Sprecherin der Bundesregierung 
oder des Sprechers der Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des 
Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG oder mit dem Arbeitsplatz des Leiters 
des Büros einer Generalsekretärin oder eines Generalsekretärs gemäß § 7 
Abs. 11 BMG betraut wird, der nicht einer der Bewertungsgruppen v1/5 
bis v1/7 angehört, und 

 1. mit einem Arbeitsplatz für eine Verwendung gemäß § 4a Abs. 1 Z 1 oder 
mit dem Arbeitsplatz des Leiters des Büros einer Generalsekretärin oder 
eines Generalsekretärs gemäß § 7 Abs. 11 BMG betraut wird und der 
Arbeitsplatz nicht einer der Bewertungsgruppen v1/5 bis v1/7 angehört, 
und 
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 2. …  2. … 

Verbleibt der Vertragsbedienstete im Fall einer Betrauung nach Z 1 weiterhin im 
Personalstand einer anderen Dienststelle, gilt er mit der Betrauung als an die 
Dienststelle dienstzugeteilt, in der sich der neue Arbeitsplatz befindet. 

Verbleibt der Vertragsbedienstete im Fall einer Betrauung nach Z 1 weiterhin im 
Personalstand einer anderen Dienststelle, gilt er mit der Betrauung als an die 
Dienststelle dienstzugeteilt, in der sich der neue Arbeitsplatz befindet. 

(8) und (9) … (8) und (9) … 

§ 71. (1) … § 71. (1) … 

 (1a) Wird eine Vertragsbedienstete oder ein Vertragsbediensteter gemäß 
Abs. 1 vorübergehend, aber für einen sechs Monate überschreitenden Zeitraum 
mit einem Arbeitsplatz betraut, der einer höheren Entlohnungsgruppe des 
Entlohnungsschemas v zugeordnet ist, gebührt für die Dauer dieser Verwendung 
das Monatsentgelt dieser Entlohnungsgruppe. Die Entlohnungsstufe ist nach 
Maßgabe der §§ 15 und 77 zu ermitteln. Ist der höherwertige Arbeitsplatz einer 
Entlohnungsgruppe zugeordnet, für die gemäß § 66 Abs. 2 eine längere Dauer der 
Ausbildungsphase vorgesehen ist als auf dem bisherigen Arbeitsplatz und hat die 
oder der Vertragsbedienstete diese noch nicht absolviert, richtet sich das 
Monatsentgelt für die Restdauer dieser Ausbildungsphase nach § 72. Ist dieses 
Monatsentgelt niedriger als das auf dem bisherigen Arbeitsplatz zustehende 
Monatsentgelt einschließlich einer allfälligen Funktionszulage, gebührt hingegen 
das bisherige Monatsentgelt bis zum Ende dieser Ausbildungsphase weiter. 

(2) … (2) … 

§ 72. (1) … § 72. (1) … 

 (1a) Wird eine Vertragsbedienstete oder ein Vertragsbediensteter gemäß 
Abs. 1 vorübergehend, aber für einen sechs Monate überschreitenden Zeitraum 
mit einem Arbeitsplatz betraut, der einer höheren Entlohnungsgruppe des 
Entlohnungsschemas v zugeordnet ist, gebührt für die Dauer dieser Verwendung 
das Monatsentgelt dieser Entlohnungsgruppe. Die Entlohnungsstufe ist nach 
Maßgabe der §§ 15 und 77 zu ermitteln. 

(2) … (2) … 

§ 73. (1) bis (3) … § 73. (1) bis (3) … 

In der Fassung BGBl. I Nr. 167/2017  

(3a) Vertragsbedienstete der Bewertungsgruppen v1/4 und v2/6 können bis 
31. März 2018 durch schriftliche Erklärung die Anwendbarkeit des Abs. 3 für ein 
Kalenderjahr ausschließen. Eine solche schriftliche Erklärung ist 

(3a) Vertragsbedienstete der Bewertungsgruppen v1/4 und v2/6 können 
durch schriftliche Erklärung die Anwendbarkeit des Abs. 4 für die Dauer von 
zwölf Monaten ausschließen. Eine solche schriftliche Erklärung ist 
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rechtsunwirksam, wenn ihr eine Bedingung beigefügt wird. rechtsunwirksam, wenn ihr eine Bedingung beigefügt wird. Die Erklärung wird 

frühestens mit dem Monatsersten des Abgabemonats wirksam. Wird ein späterer 
Zeitpunkt bestimmt, wird die Erklärung mit dem Monatsersten des genannten 
Monats wirksam. Durch die Abberufung vom Arbeitsplatz bzw. durch die 
Beendigung der Betrauung wird der Ausschluss des Abs. 3 jedenfalls mit Ablauf 
des jeweiligen Kalendermonats beendet. 

(4) bis (6) … (4) bis (6) … 

 (7) Wird eine Vertragsbedienstete oder ein Vertragsbediensteter des 
Entlohnungsschemas v vorübergehend, aber für einen sechs Monate 
überschreitenden Zeitraum mit einem Arbeitsplatz betraut, der einer höheren 
Bewertungsgruppe des Entlohnungsschemas v zugeordnet ist, gebührt für die 
Dauer der vorübergehenden Betrauung die für diese Bewertungsgruppe 
vorgesehene Funktionszulage. Dies gilt nicht, solange sich die oder der 
Vertragsbedienstete in der Ausbildungsphase befindet. Ist der vorübergehend 
ausgeübte Arbeitsplatz einer höheren Entlohnungsgruppe zugeordnet, für die 
gemäß § 66 Abs. 2 eine längere Ausbildungsphase vorgesehen ist als auf dem 
bisherigen Arbeitsplatz, ist dabei diese maßgeblich. Im Fall des § 71 Abs. 1a 
letzter Satz gebührt hingegen für die Dauer dieser Ausbildungsphase die auf dem 
bisherigen Arbeitsplatz zustehende Funktionszulage weiter. 

§ 74. (1) bis (5) … § 74. (1) bis (5) … 

 (6) Wird eine Vertragsbedienstete oder ein Vertragsbediensteter des 
Entlohnungsschemas v vorübergehend, aber für einen sechs Monate 
überschreitenden Zeitraum mit einem höherwertigen Arbeitsplatz betraut, der der 
Bewertungsgruppe v1/5, v1/6 oder v1/7 zugeordnet ist, ohne damit gemäß § 68 
Abs. 1 betraut zu sein, gebührt für die Dauer der vorübergehenden Betrauung das 
für den höherwertigen Arbeitsplatz vorgesehene fixe Monatsentgelt. Dies gilt 
nicht, solange sich die oder der Vertragsbedienstete in der Ausbildungsphase 
befindet. Ist der vorübergehend ausgeübte Arbeitsplatz einer höheren 
Entlohnungsgruppe zugeordnet, für die gemäß § 66 Abs. 2 eine längere 
Ausbildungsphase vorgesehen ist als auf dem bisherigen Arbeitsplatz, ist dabei 
diese maßgeblich. 

§ 75. (1) bis (7) … § 75. (1) bis (7) … 

(8) Eine Ergänzungszulage nach den Abs. 1 bis 7 gebührt nicht, wenn (8) Eine Ergänzungszulage nach den Abs. 1 bis 7 gebührt nicht, wenn 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
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 4. die oder der Vertragsbedienstete von  4. die oder der Vertragsbedienstete von 

 a) und b) …  a) und b) … 

 c) einem Arbeitsplatz im Kabinett einer Bundesministerin oder eines 
Bundesministers oder im Büro einer Staatssekretärin oder eines 
Staatssekretärs oder im Büro eines anderen in den §§ 5, 6 oder 8 
Abs. 1 des Bezügegesetzes angeführten obersten Organs des Bundes 
oder im Büro der Sprecherin der Bundesregierung oder des Sprechers 
der Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage 
zu § 2 BMG 

 c) einem Arbeitsplatz für eine Verwendung gemäß § 4a Abs. 1 Z 1 

abberufen wird, wenn sie oder er nicht am Tag der Wirksamkeit der 
Abberufung Verwendungszeiten nach Abs. 9 von mindestens drei Jahren 
aufweist oder 

abberufen wird, wenn sie oder er nicht am Tag der Wirksamkeit der 
Abberufung Verwendungszeiten nach Abs. 9 von mindestens drei Jahren 
aufweist oder 

 5. …  5. … 

(9) Verwendungszeiten im Sinne des Abs. 8 Z 4 sind bei Abberufung von 
einem 

(9) Verwendungszeiten im Sinne des Abs. 8 Z 4 sind bei Abberufung von 
einem 

 1. …  1. … 

 2. im § 69 Abs. 7 Z 1 angeführten Arbeitsplatz alle Verwendungen auf 
Arbeitsplätzen im Kabinett eines Bundesministers oder im Büro eines 
Staatssekretärs oder im Büro eines anderen in den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 
des Bezügegesetzes angeführten obersten Organs des Bundes oder im 
Büro der Sprecherin der Bundesregierung oder des Sprechers der 
Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 
BMG, 

 2. im § 69 Abs. 7 Z 1 mit Ausnahme des Falls des Abs. 8 Z 4 lit. b 
angeführten Arbeitsplatz alle Verwendungen auf Arbeitsplätzen im 
Kabinett einer Bundesministerin oder eines Bundesministers, einer 
sonstigen Einrichtung gemäß § 7 Abs. 3 BMG, die der Bundeskanzlerin 
oder dem Bundeskanzler oder der Vizekanzlerin oder dem Vizekanzler 
zur Beratung und Unterstützung auf dem Gebiet der allgemeinen 
Regierungspolitik insbesondere im Bereich Strategie, Analyse und 
Planung direkt unterstellt ist, oder im Büro einer Staatssekretärin oder 
eines Staatssekretärs oder eines anderen in den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des 
Bezügegesetzes angeführten obersten Organs des Bundes oder im Büro 
der Sprecherin der Bundesregierung oder des Sprechers der 
Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 
BMG, 

 3. …  3. … 

(10) und (11) … (10) und (11) … 

§ 84. (1) Auf die nachstehend angeführten Vertragsbediensteten sind die 
folgenden Abs. 1a bis 8 anzuwenden: 

§ 84. (1) Auf die nachstehend angeführten Vertragsbediensteten sind die 
folgenden Abs. 1a bis 8 anzuwenden: 

 1. bis 2a. …  1. bis 2a. … 
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 3. auf Universitätslehrer gemäß Abschnitt IIb, 2. und 3. Unterabschnitt, 
soweit sich für bestimmte Universitätslehrer aus den §§ 49k und 49r 
nicht anderes ergibt, 

 3. auf Universitätslehrer gemäß Abschnitt IIc, 2. und 3. Unterabschnitt, 
soweit sich für bestimmte Universitätslehrer aus den §§ 49k und 49r 
nicht anderes ergibt, 

 4. und 5. …  4. und 5. … 

Die Anwendbarkeit von Bestimmungen der Abs. 1a bis 8 schließt eine 
Anwendung des § 35 jedenfalls aus. 

Die Anwendbarkeit von Bestimmungen der Abs. 1a bis 8 schließt eine 
Anwendung des § 35 jedenfalls aus. 

(1a) bis (8) … (1a) bis (8) … 

§ 90h. (1) Eine Einreihung in das Entlohnungsschema II L ist für 
Vertragslehrer vorgesehen, die ausschließlich in nicht gesicherter Verwendung 
stehen. Ebenso sind Vertragslehrer an Volksschulen, Neuen Mittelschulen, 
Haupt- und Sonderschulen, an Polytechnischen Schulen und an Berufsschulen, 
die nicht für eine dauernde Beschäftigung mit mehr als zehn Wochenstunden 
aufgenommen werden, in das Entlohnungsschema II L einzureihen. 

§ 90h. (1) Eine Einreihung in das Entlohnungsschema II L ist für 
Vertragslehrer vorgesehen, die ausschließlich in nicht gesicherter Verwendung 
stehen. Ebenso sind Vertragslehrer an Volksschulen, Neuen Mittelschulen, 
Sonderschulen, an Polytechnischen Schulen und an Berufsschulen, die nicht für 
eine dauernde Beschäftigung mit mehr als zehn Wochenstunden aufgenommen 
werden, in das Entlohnungsschema II L einzureihen. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

§ 90p. (1) Den nachstehend angeführten Gruppen von Vertragslehrern der 
Entlohnungsgruppe l 3 des Entlohnungsschemas II L gebührt für jede 
Jahreswochenstunde eine Dienstzulage: 

§ 90p. (1) Den nachstehend angeführten Gruppen von Vertragslehrern der 
Entlohnungsgruppe l 3 des Entlohnungsschemas II L gebührt für jede 
Jahreswochenstunde eine Dienstzulage: 

 1. Fremdsprachlehrern an Neuen Mittelschulen, Hauptschulen und 
Polytechnischen Schulen, 

 1. Fremdsprachlehrern an Neuen Mittelschulen und Polytechnischen 
Schulen, 

 2. ...  2. ... 

 3. Lehrern für Werkerziehung an Neuen Mittelschulen, Hauptschulen, 
Sonderschulen oder Polytechnischen Schulen mit der Befähigung zum 
Unterricht in Werkerziehung (für Mädchen) und Hauswirtschaft an 
Hauptschulen, 

 3. Lehrern für Werkerziehung an Neuen Mittelschulen, Sonderschulen oder 
Polytechnischen Schulen mit der Befähigung zum Unterricht in 
Werkerziehung (für Mädchen) und Hauswirtschaft an Hauptschulen, 

 4. …  4. … 

(2) … (2) … 

(3) Vertragslehrern der Entlohnungsgruppe l 2b 1 des Entlohnungsschemas 
II L, die an Neuen Mittelschulen oder Hauptschulen Fremdsprachen unterrichten, 
gebührt für jede Jahreswochenstunde eine Dienstzulage von 44,1 € jährlich. 
Vertragslehrern der Entlohnungsgruppe l 2b 1 des Entlohnungsschemas II L, die 
an Polytechnischen Schulen Fremdsprachen unterrichten, gebührt für jede 
Jahreswochenstunde eine Dienstzulage von 79,8 € jährlich. 

(3) Vertragslehrern der Entlohnungsgruppe l 2b 1 des Entlohnungsschemas 
II L, die an Neuen Mittelschulen Fremdsprachen unterrichten, gebührt für jede 
Jahreswochenstunde eine Dienstzulage von 44,1 € jährlich. Vertragslehrern der 
Entlohnungsgruppe l 2b 1 des Entlohnungsschemas II L, die an Polytechnischen 
Schulen Fremdsprachen unterrichten, gebührt für jede Jahreswochenstunde eine 
Dienstzulage von 79,8 € jährlich. 

(4) Vertragslehrern des Entlohnungsschemas II L (4) Vertragslehrern des Entlohnungsschemas II L 
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 1. der Entlohnungsgruppe l 2a 1, die, ohne die Voraussetzungen für die 
Einreihung in die Entlohnungsgruppe l 2a 2 zu erfüllen, an Neuen 
Mittelschulen, Hauptschulen, Sonderschulen, Polytechnischen Schulen 
oder an Berufsschulen unterrichten, gebührt für jede Jahreswochenstunde 
eine Dienstzulage von 44,1 € jährlich; 

 1. der Entlohnungsgruppe l 2a 1, die, ohne die Voraussetzungen für die 
Einreihung in die Entlohnungsgruppe l 2a 2 zu erfüllen, an Neuen 
Mittelschulen, Sonderschulen, Polytechnischen Schulen oder an 
Berufsschulen unterrichten, gebührt für jede Jahreswochenstunde eine 
Dienstzulage von 44,1 € jährlich; 

 2. der Entlohnungsgruppe l 2b 1, die, ohne die bis zum 31. Dezember 1977 
geltenden Voraussetzungen für die Einreihung in die Entlohnungsgruppe 
l 2b 2 zu erfüllen, an Neuen Mittelschulen, Hauptschulen oder 
Sonderschulen unterrichten, gebührt für jede Jahreswochenstunde eine 
Dienstzulage von 44,1 € jährlich; 

 2. der Entlohnungsgruppe l 2b 1, die, ohne die bis zum 31. Dezember 1977 
geltenden Voraussetzungen für die Einreihung in die Entlohnungsgruppe 
l 2b 2 zu erfüllen, an Neuen Mittelschulen oder Sonderschulen 
unterrichten, gebührt für jede Jahreswochenstunde eine Dienstzulage von 
44,1 € jährlich; 

 3. …  3. … 

(5) Für jede Jahreswochenstunde gebührt eine Dienstzulage von 29,5 € 
jährlich: 

(5) Für jede Jahreswochenstunde gebührt eine Dienstzulage von 29,5 € 
jährlich: 

 1. …  1. … 

 2. Religionslehrern der Entlohnungsgruppe l 3 des Entlohnungsschemas II 
L, die an Neuen Mittelschulen, Hauptschulen, Sonderschulen oder 
Polytechnischen Schulen verwendet werden; 

 2. Religionslehrern der Entlohnungsgruppe l 3 des Entlohnungsschemas II 
L, die an Neuen Mittelschulen, Sonderschulen oder Polytechnischen 
Schulen verwendet werden; 

die Dienstzulage erhöht sich bei den an Polytechnischen Schulen verwendeten 
Vertragslehrern um 24,1 €. Der erste Satz ist auf Vertragslehrer der 
Entlohnungsgruppe l 2b 1 des Entlohnungsschemas II L, die die gemäß § 90m 
Abs. 2 auf Vertragslehrer der Entlohnungsgruppe l 2b 1 anzuwendenden 
Erfordernisse der Anlage 1 zum BDG 1979 ausschließlich nach Z 26.2 lit. b oder 
Z 26.8 in der gemäß § 248a Abs. 1 BDG 1979 anzuwendenden Fassung dieser 
Anlage erfüllen, sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Dienstzulage 
9,4 € und die für die Verwendung an Polytechnischen Schulen vorgesehene 
Erhöhung der Dienstzulage 7,4 € beträgt; Abs. 4 ist auf diese Lehrer nicht 
anzuwenden. 

die Dienstzulage erhöht sich bei den an Polytechnischen Schulen verwendeten 
Vertragslehrern um 24,1 €. Der erste Satz ist auf Vertragslehrer der 
Entlohnungsgruppe l 2b 1 des Entlohnungsschemas II L, die die gemäß § 90m 
Abs. 2 auf Vertragslehrer der Entlohnungsgruppe l 2b 1 anzuwendenden 
Erfordernisse der Anlage 1 zum BDG 1979 ausschließlich nach Z 26.2 lit. b oder 
Z 26.8 in der gemäß § 248a Abs. 1 BDG 1979 anzuwendenden Fassung dieser 
Anlage erfüllen, sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Dienstzulage 
9,4 € und die für die Verwendung an Polytechnischen Schulen vorgesehene 
Erhöhung der Dienstzulage 7,4 € beträgt; Abs. 4 ist auf diese Lehrer nicht 
anzuwenden. 

(6) bis (9) … (6) bis (9) … 

§ 90q. (1) An Hauptschulen, an Sonderschulen, die nach dem Lehrplan einer 
Hauptschule geführt werden, und in Polytechnischen Schulen gebührt 
Vertragslehrern des Entlohnungsschemas II L, die in den 
Unterrichtsgegenständen Deutsch, Mathematik bzw. Lebende Fremdsprache 
leistungsdifferenzierten Unterricht erteilen, für die Dauer dieser Verwendung eine 
Dienstzulage. Diese Dienstzulage beträgt jährlich 

§ 90q. (1) An Polytechnischen Schulen gebührt Vertragslehrern des 
Entlohnungsschemas II L, die in den Unterrichtsgegenständen Deutsch, 
Mathematik bzw. Lebende Fremdsprache leistungsdifferenzierten Unterricht 
erteilen, für die Dauer dieser Verwendung eine Dienstzulage. Diese Dienstzulage 
beträgt jährlich 
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 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

leistungsdifferenzierten Unterricht erteilen. leistungsdifferenzierten Unterricht erteilen. 

(1a) An Neuen Mittelschulen gebührt Vertragslehrpersonen der 
Entlohnungsgruppen l 2a des Entlohnungsschemas II L, die in den 
Pflichtgegenständen Deutsch, Mathematik bzw. Lebende Fremdsprache 
Unterricht erteilen, für die Dauer dieser Verwendung eine Dienstzulage. Die 
Dienstzulage beträgt jährlich 

(1a) An Neuen Mittelschulen gebührt Vertragslehrpersonen der 
Entlohnungsgruppen l 2a des Entlohnungsschemas II L, die in den 
Pflichtgegenständen Deutsch, Mathematik bzw. Lebende Fremdsprache 
Unterricht erteilen, für die Dauer dieser Verwendung eine Dienstzulage. Die 
Dienstzulage beträgt jährlich 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

An Schulen, an denen im Zeitraum vom 1. September 2012 bis 31. August 2018 
sowohl Hauptschulklassen als auch Klassen der Neuen Mittelschulen geführt 
werden, findet dieser Absatz anstelle des Abs. 1 Z 1 bis 3 Anwendung. Bei der 
Anwendung der Z 1 zählen Leistungsgruppen als Klassen. Für die an Neuen 
Mittelschulen für Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf zusätzlich 
eingesetzten Lehrpersonen gelten Z 1 und 2 mit folgender Maßgabe: die Zulage 
gemäß Z 1 gebührt auch dann, wenn sie in den Unterrichtsgegenständen Deutsch, 
Mathematik bzw. Lebende Fremdsprache insgesamt mindestens drei 
Wochenstunden unterrichten; die Zulage gemäß Z 2 gebührt auch dann, wenn sie 
in den genannten Gegenständen mindestens insgesamt sechs Wochenstunden 
unterrichten. Abs. 1a findet ferner auf Vertragslehrpersonen der 
Entlohnungsgruppen l 2a an nach dem Lehrplan der Neuen Mittelschule 
geführten Sonderschulen Anwendung, soweit diese nach dem Lehrplan der Neuen 
Mittelschule unterrichten. 

Für die an Neuen Mittelschulen für Kinder mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf zusätzlich eingesetzten Lehrpersonen gelten Z 1 und 2 mit folgender 
Maßgabe: die Zulage gemäß Z 1 gebührt auch dann, wenn sie in den 
Unterrichtsgegenständen Deutsch, Mathematik bzw. Lebende Fremdsprache 
insgesamt mindestens drei Wochenstunden unterrichten; die Zulage gemäß Z 2 
gebührt auch dann, wenn sie in den genannten Gegenständen mindestens 
insgesamt sechs Wochenstunden unterrichten. Abs. 1a findet ferner auf 
Vertragslehrpersonen der Entlohnungsgruppen l 2a an nach dem Lehrplan der 
Neuen Mittelschule geführten Sonderschulen Anwendung, soweit diese nach dem 
Lehrplan der Neuen Mittelschule unterrichten. 

(2) … (2) … 

§ 91c. (1) … § 91c. (1) … 

(2) § 29f ist auf Vertragslehrer mit folgenden Abweichungen anzuwenden: (2) § 29f ist auf Vertragslehrer mit folgenden Abweichungen anzuwenden: 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 

 5. Bei der Anwendung des § 29f Abs. 6 Satz 1 tritt an die Stelle des 
Kalenderjahres das Schuljahr. 

 5. Bei der Anwendung des § 29f Abs. 6 tritt an die Stelle des 
Kalenderjahres das Schuljahr. 

 6. § 29f Abs. 6 Satz 2, Abs. 7 und 8 sind nicht anzuwenden.  6. § 29f Abs. 7 und 8 sind nicht anzuwenden. 

(3) … (3) … 

§ 100. (1) bis (82) … § 100. (1) bis (82) … 

(83) In der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I Nr. 60/2018, 
treten in Kraft: 

(83) In der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I Nr. 60/2018, 
treten in Kraft: 
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 1. bis 8. …  1. bis 8. … 

 9. § 15, § 26 Abs. 1 und Abs. 2 Z 3, § 46 Abs. 2 und § 90f mit dem der 
Kundmachung folgenden Tag, wobei ein vor der Kundmachung der 
Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I Nr. 60/2018, bemessener 
Vorbildungsausgleich nur auf Antrag einer oder eines 
Vertragsbediensteten neu zu bemessen ist, sofern die Neubemessung mit 
Wirksamkeit des Datums der vorherigen Bemessung erfolgt. 

 9. § 15, § 26 Abs. 1 und 2 Z 3, § 46 Abs. 2 und § 90f mit dem der 
Kundmachung folgenden Tag. Auf Antrag einer oder eines 
Vertragsbediensteten ist der Vorbildungsausgleich neu zu bemessen, 
wenn bereits vor der Kundmachung der Dienstrechts-Novelle 2018, 
BGBl. I Nr. 60/2018, ein Vorbildungsausgleich bemessen wurde. Der 
neu bemessene Vorbildungsausgleich wird mit jenem Datum wirksam, 
zu dem anlässlich eines Ereignisses gemäß § 15 Abs. 1 Z 1 bis 3 zuletzt 
eine Bemessung des Vorbildungsausgleiches wirksam wurde oder 
geworden wäre. 

 10. …  10. … 

(84) … (84) … 

 (85) In der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I 
Nr. XXX/2018, treten in Kraft: 

 1. § 35 Abs. 2 mit 1. Jänner 2003, 

 2. das Inhaltsverzeichnis, § 5 Abs. 1, § 5c Abs. 6, § 11 Abs. 1 und 2, § 20 
Abs. 4, § 30 Abs. 8, § 41 Abs. 4b bis 4d, § 46a Abs. 11c, § 46a Abs. 12 
in der Fassung der Z 19, die Überschrift zu Abschnitt IIa, der 
Abschnitt IIb samt Überschriften, die Überschrift zu Abschnitt IIc, § 71 
Abs. 1a, § 72 Abs. 1a, § 73 Abs. 3a, Abs. 3b in der Fassung der 
2. Dienstrechts-Novelle 2017, BGBl. I Nr. 167/2017, und Abs. 7, § 74 
Abs. 6 und § 84 Abs. 1 Z 3 mit 1. Jänner 2019, 

 3. § 38 Abs. 10a und 11a, § 46a Abs. 12 in der Fassung der Z 20, § 90h 
Abs. 1, § 90p Abs. 1 Z 1 und 3, Abs. 3, Abs. 4 Z 1 und 2 sowie Abs. 5 
Z 2, § 90q Abs. 1 und 1a mit 1. September 2019, 

 4. § 48v Abs. 7 und § 48w Abs. 4 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2023 
außer Kraft. Auf eine Vertragsbedienstete oder einen 
Vertragsbediensteten des Schulqualitätsmanagements, die oder der vor 
dem 1. Jänner 2024 einen Anspruch auf die Dienstzulage gemäß § 48v 
Abs. 7 begründet hat, sind der § 48v Abs. 7 und der § 48w Abs. 4 in der 
bis zum 31. Dezember 2023 geltenden Fassung weiterhin anzuwenden. 

 5. § 4a Abs. 1 Z 1 und 3, § 29f Abs. 5 und 6, § 29j Abs. 1a, § 42a Abs. 6 
Z 4 und 5, § 66 Abs. 6 Z 2, § 69 Abs. 7 Z 1, § 75 Abs. 8 Z 4 lit. c und 
Abs. 9 Z 2 sowie § 91c Abs. 2 Z 5 und 6 sowie der Entfall der § 68 
Abs. 3 und 4 sowie  § 69 Abs. 4 mit dem der Kundmachung folgenden 
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Tag. 

Artikel 4 

Änderung des Richter- und Staatsanwaltschaftsdienstgesetzes 

Artikel IIa 

Staatsanwälte 

Artikel IIa 

Staatsanwälte 

(1) … (1) … 

(2) Soweit dieses Bundesgesetz oder andere dienstrechtliche Bestimmungen 
nicht besondere Vorschriften für die Staatsanwälte enthalten, sind die für die 
Richter geltenden Vorschriften auf die Staatsanwälte sinngemäß anzuwenden; 
besondere Vorschriften für Staatsanwälte enthält insbesondere der 4. Teil dieses 
Bundesgesetzes. Nicht anzuwenden sind aus dem 1. Teil der III. Abschnitt mit 
Ausnahme der §§ 26 und 32b, der IV. Abschnitt, § 52, der VI. Abschnitt mit 
Ausnahme der §§ 57, 57a, 58a und 58b, der VII. Abschnitt mit Ausnahme der 
§§ 68a, 72 und 76f bis 76h, der VIII. Abschnitt, sowie der 3. Teil mit Ausnahme 
des § 170b. 

(2) Soweit dieses Bundesgesetz oder andere dienstrechtliche Bestimmungen 
nicht besondere Vorschriften für die Staatsanwälte enthalten, sind die für die 
Richter geltenden Vorschriften auf die Staatsanwälte sinngemäß anzuwenden; 
besondere Vorschriften für Staatsanwälte enthält insbesondere der 4. Teil dieses 
Bundesgesetzes. Nicht anzuwenden sind aus dem 1. Teil der III. Abschnitt mit 
Ausnahme der §§ 26 und 32b, der IV. Abschnitt, § 52, der VI. Abschnitt mit 
Ausnahme der §§ 57, 57a, 58a und 58b, der VII. Abschnitt mit Ausnahme der 
§§ 68a, 72 und 76f bis 76h, der VIII. Abschnitt mit Ausnahme des § 79, sowie der 
3. Teil mit Ausnahme des § 170b. 

§ 9. (1) und (2) … § 9. (1) und (2) … 

(3) Ein Teil des Ausbildungsdienstes kann beim Oberlandesgericht, beim 
Obersten Gerichtshof, beim Bundesministerium für Verfassung, Reformen, 
Deregulierung und Justiz und bei einer Einrichtung für Bewährungshilfe (§ 24 
Abs. 2 des Bewährungshilfegesetzes 1969, BGBl. Nr. 146) oder im Finanzwesen 
geleistet werden. 

(3) Ein Teil des Ausbildungsdienstes kann beim Bundesministerium für 
Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz, bei der Datenschutzbehörde, 
beim Obersten Gerichtshof, bei der Generalprokuratur, bei einem 
Oberlandesgericht, beim Bundesverwaltungsgericht, bei einer 
Oberstaatsanwaltschaft, bei der oder dem Rechtschutzbeauftragten im 
Justizressort, bei einer Einrichtung für Bewährungshilfe (§ 24 Abs. 2 des 
Bewährungshilfegesetzes 1969, BGBl. Nr. 146/1969), bei einem 
Erwachsenenschutzverein (§ 1 Abs. 1 des Bundesgesetzes über 
Erwachsenenschutzvereine, BGBl. Nr. 156/1990), bei einem Kinder- und 
Jugendhilfeträger (§ 10 des Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetzes 2013 – B-
KJHG 2013, BGBl. I Nr. 69/2013) oder im Finanzwesen geleistet werden. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

§ 10. (1) Der Ausbildungsdienst ist so einzurichten, daß der 
Richteramtsanwärter in sämtlichen Geschäftszweigen des gerichtlichen und des 

§ 10. (1) Der Ausbildungsdienst ist so einzurichten, dass die 
Richteramtsanwärterin oder der Richteramtsanwärter in sämtlichen 



  73 von 108 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
staatsanwaltschaftlichen Dienstes einschließlich der Justizverwaltungssachen und 
des Dienstes in der Geschäftsstelle unterwiesen wird und die zur selbständigen 
Ausübung des Amtes eines Richters oder Staatsanwaltes erforderlichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten erwerben kann. Es ist ihm Gelegenheit zu geben, 
unter Aufsicht des Richters Vernehmungen durchzuführen, bei mündlichen 
Streitverhandlungen und Hauptverhandlungen jedoch nur dann, wenn nicht vor 
einem Senat verhandelt wird und der Richter anwesend ist. Der 
Richteramtsanwärter ist soviel wie möglich zur Ausarbeitung von 
Entscheidungsentwürfen und zu anderer konzeptiver Vorarbeit in Zivil- und in 
Strafsachen heranzuziehen. Er ist auch als Schriftführer zu beschäftigen, jedoch 
nur insoweit, als dies mit dem Zweck der Ausbildung vereinbar ist. 

Geschäftszweigen des gerichtlichen und des staatsanwaltschaftlichen Dienstes 
einschließlich der Justizverwaltungssachen und des Dienstes in der 
Geschäftsstelle unterwiesen wird und die zur selbständigen Ausübung des Amtes 
einer Richterin oder eines Richters oder einer Staatsanwältin oder eines 
Staatsanwaltes erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten erwerben kann. Es ist 
ihr oder ihm Gelegenheit zu geben, unter Aufsicht der Richterin oder des Richters 
Vernehmungen durchzuführen, in Anwesenheit der Richterin oder des Richters 
auch in einer mündlichen Streitverhandlung (bei Senatsbesetzung im 
Einvernehmen mit den übrigen Senatsmitgliedern) sowie in einer 
Hauptverhandlung vor der Einzelrichterin oder dem Einzelrichter. Die 
Richteramtsanwärterin oder der Richteramtsanwärter ist soviel wie möglich zur 
Ausarbeitung von Entscheidungsentwürfen und zu anderer konzeptiver Vorarbeit 
in Zivil- und in Strafsachen heranzuziehen. Sie oder er ist auch als Schriftführerin 
oder Schriftführer zu beschäftigen, jedoch nur insoweit, als dies mit dem Zweck 
der Ausbildung vereinbar ist. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

§ 13. (1) … § 13. (1) … 

(2) Die Zeit einer Herabsetzung der Auslastung nach § 76a oder einer 
Teilauslastung nach dem MSchG oder nach dem VKG zählt bei der Berechnung 
der Dauer des Ausbildungsdienstes und der im § 9 Abs. 4 festgelegten Mindest- 
und Höchstdauer von Ausbildungsstationen nur zur Hälfte. 

(2) Die Zeit einer Herabsetzung der Auslastung nach § 76a oder einer 
Teilauslastung nach dem MSchG oder nach dem VKG zählt bei der Berechnung 
der Dauer des Ausbildungsdienstes und der im § 9 Abs. 4 festgelegten Mindest- 
und Höchstdauer von Ausbildungsstationen aliquot. 

§ 59. (1) Der Richterin oder dem Richter ist es verboten, im Hinblick auf 
ihre oder seine amtliche Stellung oder Amtsführung für sich oder eine Dritte oder 
einen Dritten ein Geschenk, einen anderen Vermögensvorteil oder einen 
sonstigen Vorteil zu fordern oder anzunehmen. Ebenso ist es der Richterin oder 
dem Richter verboten, im Hinblick auf ihre oder seine amtliche Stellung oder 
Amtsführung sich oder einer oder einem Dritten ein Geschenk, einen anderen 
Vermögensvorteil oder einen sonstigen Vorteil zu verschaffen oder versprechen 
zu lassen. 

§ 59. (1) Der Richterin oder dem Richter ist es verboten, im Hinblick auf 
ihre oder seine amtliche Stellung oder Amtsführung für sich oder eine Dritte oder 
einen Dritten ein Geschenk oder einen sonstigen Vorteil zu fordern oder 
anzunehmen. Ebenso ist es der Richterin oder dem Richter verboten, im Hinblick 
auf ihre oder seine amtliche Stellung oder Amtsführung sich oder einer oder 
einem Dritten ein Geschenk oder einen sonstigen Vorteil zu verschaffen oder 
versprechen zu lassen. 

(2) Eine orts- oder landesübliche Aufmerksamkeit von geringem Wert gilt 
nicht als Geschenk oder Vorteil im Sinne des Abs. 1, soweit die Richterin oder 
der Richter nicht die Absicht verfolgt, sich durch die wiederkehrende Begehung 
im Sinne des Abs. 1 eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen. 

(2) Eine orts- oder landesübliche Aufmerksamkeit von geringem Wert gilt 
nicht als Geschenk oder sonstiger Vorteil im Sinne des Abs. 1, soweit die 
Richterin oder der Richter nicht die Absicht verfolgt, sich oder einer oder einem 
Dritten durch die wiederkehrende Begehung im Sinne des Abs. 1 eine 
fortlaufende Einnahme zu verschaffen. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
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(6) Ein Vorteil, der einer Richterin oder einem Richter im Rahmen einer 
Veranstaltung gewährt wird, an deren Teilnahme ein dienstlich oder sonst 
sachlich gerechtfertigtes Interesse besteht, darf von ihr oder ihm angenommen 
werden, wenn dieser Vorteil 

(6) Ein Vorteil, der einer Richterin oder einem Richter im Rahmen einer 
Veranstaltung gewährt wird, an deren Teilnahme ein dienstlich oder sonst 
sachlich gerechtfertigtes Interesse besteht, darf von ihr oder ihm angenommen 
werden, wenn dieser Vorteil 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. abgesehen von Z 3 in keinem Konnex zu einem konkreten, 
gegenwärtigen oder zukünftigen Amtsgeschäft steht. 

 4. abgesehen von Z 3 in keinem Konnex zu einem konkreten Amtsgeschäft 
steht. 

(7) … (7) … 

§ 75. (1) und (2) … § 75. (1) und (2) … 

(3) Ein Karenzurlaub endet 

 1. spätestens mit Ablauf des Kalendermonates, in dem er gemeinsam mit 
früheren Karenzurlauben eine Gesamtdauer von zehn Jahren erreicht, 
oder 

 2. spätestens mit Ablauf des Jahres, in dem der Richter sein 64. Lebensjahr 
vollendet. 

(3) Ein Karenzurlaub endet spätestens mit Ablauf des Kalendermonates, in 
dem er gemeinsam mit früheren Karenzurlauben eine Gesamtdauer von zehn 
Jahren erreicht. 

(4) … (4) … 

§ 76c. (1) … § 76c. (1) … 

(2) Ist der Dienstbehörde der Wegfall einer der für die Herabsetzung der 
Auslastung maßgebenden Voraussetzungen zur Kenntnis gelangt, hat sie die 
Beendigung der Herabsetzung der Auslastung mit Ablauf des nächstfolgenden 
Kalendermonates zu verfügen. 

(2) Ist der Dienstbehörde der Wegfall einer der für die Herabsetzung der 
Auslastung maßgebenden Voraussetzungen zur Kenntnis gelangt, so kann sie die 
Beendigung der Herabsetzung der Auslastung mit Ablauf des nächstfolgenden 
Kalendermonats verfügen, soweit dem keine wichtigen dienstlichen Interessen 
entgegenstehen. 

(3) Die Dienstbehörde kann auf Antrag des Richters die vorzeitige 
Beendigung der Herabsetzung der Auslastung verfügen, wenn keine wichtigen 
dienstlichen Interessen entgegenstehen. Die Dienstbehörde hat die vorzeitige 
Beendigung der Herabsetzung der Auslastung zu verfügen, wenn der Richter eine 
Teilauslastung nach dem MSchG oder nach dem VKG in Anspruch nimmt. 

(3) Die Dienstbehörde kann auf Antrag des Richters die vorzeitige 
Beendigung der Herabsetzung der Auslastung verfügen, soweit dem keine 
wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen. Die Dienstbehörde hat die 
vorzeitige Beendigung der Herabsetzung der Auslastung zu verfügen, wenn der 
Richter eine Teilauslastung nach dem MSchG oder nach dem VKG in Anspruch 
nimmt. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

§ 77. (1) und (2) … § 77. (1) und (2) … 

(3) Für jene Fälle, in denen (3) Für jene Fälle, in denen 

 1. …  1. … 
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 2. weder eine richterliche Ersatzplanstelle nach dem Allgemeinen Teil des 
jährlichen Personalplans besetzt noch ein Sprengelrichter zugeteilt 
werden kann, 

 2. weder eine richterliche Ersatzplanstelle nach den Regelungen für die 
Planstellenbewirtschaftung gem. § 44 BHG 2013 des jährlichen 
Personalplans besetzt noch ein Sprengelrichter zugeteilt werden kann, 

hat die Geschäftsverteilung des Gerichtshofes erster Instanz Vertretungsrichter 
auszuweisen und festzulegen, für welche Bezirksgerichte die einzelnen 
Vertretungsrichter in welcher Reihenfolge vorgesehen sind. Vertretungsrichter 
sind diejenigen Richter (mit Ausnahme des Präsidenten und des/der 
Vizepräsidenten), deren Ersternennung zum Richter am wenigsten lang 
zurückliegt. Die Zahl dieser Richter hat 5 vH der bei den unterstellten 
Bezirksgerichten systemisierten Richterplanstellen (ohne die Planstellen mit 
besonderer gesetzlicher Zweckwidmung), mindestens jedoch vier zu betragen; die 
Zahl und die Mindestzahl erhöhen sich um die Zahl der beim Gerichtshof 
besetzten richterlichen Ersatzplanstellen. Für die Dauer der Verwendung bei 
einem Bezirksgericht ist der Vertretungsrichter von den ihm beim Gerichtshof 
obliegenden Geschäften so zu entlasten, daß insgesamt eine möglichst 
gleichmäßige Auslastung der Richter des Gerichtshofes erreicht wird (§ 32 Abs. 1 
des Gerichtsorganisationsgesetzes). 

hat die Geschäftsverteilung des Gerichtshofes erster Instanz Vertretungsrichter 
auszuweisen und festzulegen, für welche Bezirksgerichte die einzelnen 
Vertretungsrichter in welcher Reihenfolge vorgesehen sind. Vertretungsrichter 
sind diejenigen Richter (mit Ausnahme des Präsidenten und des/der 
Vizepräsidenten), deren Ersternennung zum Richter am wenigsten lang 
zurückliegt. Die Zahl dieser Richter hat 5 vH der bei den unterstellten 
Bezirksgerichten systemisierten Richterplanstellen (ohne die Planstellen mit 
besonderer gesetzlicher Zweckwidmung), mindestens jedoch vier zu betragen; die 
Zahl und die Mindestzahl erhöhen sich um die Zahl der beim Gerichtshof 
besetzten richterlichen Ersatzplanstellen. Für die Dauer der Verwendung bei 
einem Bezirksgericht ist der Vertretungsrichter von den ihm beim Gerichtshof 
obliegenden Geschäften so zu entlasten, daß insgesamt eine möglichst 
gleichmäßige Auslastung der Richter des Gerichtshofes erreicht wird (§ 32 Abs. 1 
des Gerichtsorganisationsgesetzes). 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

(6) Soweit bei einem Gerichtshof erster Instanz auf Grund des Allgemeinen 
Teils des jährlichen Personalplans mehr Richter ernannt sind als 
Richterplanstellen (ohne die Planstellen mit besonderer gesetzlicher 
Zweckwidmung) systemisiert sind, ist (sind) derjenige (diejenigen) Richter (mit 
Ausnahme des Präsidenten und des/der Vizepräsidenten) Inhaber der auf Grund 
des Allgemeinen Teils des jährlichen Personalplans zur Verfügung stehenden 
richterlichen Ersatzplanstelle(n), dessen (deren) Ersternennung zum Richter am 
wenigsten lang zurückliegt. Inhaber derartiger Planstellen können für die Dauer 
des Zeitraums, währenddessen - nach Auslaufen eines Ersatzfalles nach dem 
Allgemeinen Teil des jährlichen Personalplans - bei diesem Gerichtshof mehr 
Richter tätig sind (oder wären) als Richterplanstellen (ohne die Planstellen mit 
besonderer gesetzlicher Zweckwidmung) systemisiert sind, für einen anderen 
Ersatzfall nach dem Allgemeinen Teil des Personalplans auch außerhalb des 
Sprengels des Gerichtshofes erster Instanz verwendet werden. Die Inhaber der 
richterlichen Ersatzplanstellen sind in der Geschäftsverteilung auszuweisen. 

(6) Soweit bei einem Gerichtshof erster Instanz auf Grund der Regelungen 
für die Planstellenbewirtschaftung gem. § 44 BHG 2013 des jährlichen 
Personalplans mehr Richter ernannt sind als Richterplanstellen (ohne die 
Planstellen mit besonderer gesetzlicher Zweckwidmung) systemisiert sind, ist 
(sind) derjenige (diejenigen) Richter (mit Ausnahme des Präsidenten und des/der 
Vizepräsidenten) Inhaber der auf Grund der Regelungen für die 
Planstellenbewirtschaftung gem. § 44 BHG 2013 des jährlichen Personalplans zur 
Verfügung stehenden richterlichen Ersatzplanstelle(n), dessen (deren) 
Ersternennung zum Richter am wenigsten lang zurückliegt. Inhaber derartiger 
Planstellen können für die Dauer des Zeitraums, währenddessen - nach Auslaufen 
eines Ersatzfalles nach den Regelungen für die Planstellenbewirtschaftung gem. 
§ 44 BHG 2013 des jährlichen Personalplans - bei diesem Gerichtshof mehr 
Richter tätig sind (oder wären) als Richterplanstellen (ohne die Planstellen mit 
besonderer gesetzlicher Zweckwidmung) systemisiert sind, für einen anderen 
Ersatzfall nach den Regelungen für die Planstellenbewirtschaftung gem. § 44 
BHG 2013 des Personalplans auch außerhalb des Sprengels des Gerichtshofes 
erster Instanz verwendet werden. Die Inhaber der richterlichen Ersatzplanstellen 
sind in der Geschäftsverteilung auszuweisen. 
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(7) … (7) … 

(8) Soweit im Abs. 6 sowie im Allgemeinen Teil des jährlichen 
Personalplans auf Gerichtshöfe erster Instanz abgestellt wird, sind darunter 
sinngemäß auch Bezirksgerichte mit zumindest zehn (ganzen) systemisierten 
Richterplanstellen zu verstehen. 

(8) Soweit im Abs. 6 sowie den Regelungen für die 
Planstellenbewirtschaftung gem. § 44 BHG 2013 des jährlichen Personalplans auf 
Gerichtshöfe erster Instanz abgestellt wird, sind darunter sinngemäß auch 
Bezirksgerichte mit zumindest zehn (ganzen) systemisierten Richterplanstellen zu 
verstehen. 

Außerdienststellung Außerdienststellung und Gewährung der erforderlichen freien Zeit 

§ 79. Die §§ 17 bis 19 BDG 1979 sind auf Richteramtsanwärter zur Gänze 
und auf Richter mit der Maßgabe anzuwenden, daß anstelle der Bestimmungen 
über die Verfügung im § 17 Abs. 4 BDG 1979 § 82 anzuwenden ist und bei 
Anwendung des § 17 Abs. 5 BDG 1979 als Dienstbehörde das im § 82 angeführte 
Dienstgericht tätig wird. 

§ 79. (1) Die Richterin oder der Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit, des 
Bundesverwaltungsgerichts oder des Bundesfinanzgerichts sowie die 
Richteramtsanwärterin oder der Richteramtsanwärter, die oder der 

  1. das Amt der Bundespräsidentin oder des Bundespräsidenten, eines 
Mitglieds der Bundesregierung, einer Staatssekretärin oder eines 
Staatssekretärs, der Präsidentin oder des Präsidenten des Rechnungshofs, 
der Präsidentin oder des Präsidenten des Nationalrats, der Obfrau oder 
des Obmanns eines Klubs des Nationalrats, eines Mitglieds der 
Volksanwaltschaft, eines Mitglieds einer Landesregierung, einer 
Landesvolksanwältin oder eines Landesvolksanwalts, einer 
Landesrechnungshofdirektorin oder eines Landesrechnungshofdirektors, 
einer Bürgermeisterin oder eines Bürgermeisters oder eines Mitglieds der 
Europäischen Kommission bekleidet oder 

 2. ein Mandat des Nationalrats, des Bundesrats, eines Landtags oder des 
Europäischen Parlaments innehat,  

ist für die Dauer dieser Funktion oder Mandatsausübung unter Entfall der Bezüge 
außer Dienst zu stellen. 

(2) Der Richterin oder dem Richter und der Richteramtsanwärterin oder dem 
Richteramtsanwärter, die oder der sich um das Amt der Bundespräsidentin oder 
des Bundespräsidenten oder um ein Mandat im Nationalrat, im Europäischen 
Parlament oder in einem Landtag bewirbt, ist ab der Einbringung des 
Wahlvorschlags bei der zuständigen Wahlbehörde bis zur Bekanntgabe des 
amtlichen Wahlergebnisses die erforderliche freie Zeit zu gewähren. 

(3) Für Mitglieder eines allgemeinen Vertretungskörpers oder des 
Europäischen Parlaments dauert die Unvereinbarkeit auch bei vorzeitigem 
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Verzicht auf das Mandat bis zum Ablauf der Gesetzgebungs- oder 
Funktionsperiode fort. 

(4) Zur Vorsteherin oder zum Vorsteher eines Bezirksgerichts, zur 
Präsidentin oder zum Präsidenten oder zur Vizepräsidentin oder zum 
Vizepräsidenten eines Gerichtshofs erster Instanz oder eines Oberlandesgerichts, 
des Obersten Gerichtshofs, des Bundesverwaltungsgerichts und des 
Bundesfinanzgerichts kann überdies nicht ernannt werden, wer eine der in Abs. 1 
bezeichneten Funktionen in den letzten fünf Jahren ausgeübt hat. 

§ 87a. (1) und (2) … § 87a. (1) und (2) … 

 (3) Die nach Abs. 1 erforderliche ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit 
verringert sich um die Zeiten der Kindererziehung gemäß § 25a Abs. 3 und 7 
Pensionsgesetz 1965, die nicht ruhegenussfähig sind, jedoch um höchstens sechs 
Monate pro Kind. Sich überlagernde Zeiten der Kindererziehung zählen für jedes 
Kind gesondert. 

§ 206. Im Übrigen ist der Allgemeine Teil des BDG 1979 mit Ausnahme des 
5. Unterabschnitts und 5a. Unterabschnitts des 6. Abschnitts, des 7. und des 
8. Abschnitts sinngemäß anzuwenden. Nicht anzuwenden sind die §§ 4, 22, 43, 
43a, 53a, 65 und 78e BDG 1979. 

§ 206. Im Übrigen ist der Allgemeine Teil des BDG 1979 mit Ausnahme des 
5. Unterabschnitts und 5a. Unterabschnitts des 6. Abschnitts, des 7. und des 
8. Abschnitts sinngemäß anzuwenden. Nicht anzuwenden sind die §§ 4, 17 bis 19, 
22, 43, 43a, 53a, 65 und 78e BDG 1979. 

Unvereinbarkeit 

§ 208. (1) Dem Bundesverwaltungsgericht und dem Bundesfinanzgericht 
dürfen Mitglieder der Bundesregierung, einer Landesregierung, des Nationalrates, 
des Bundesrates, eines Landtages oder des Europäischen Parlaments nicht 
angehören. Für Mitglieder eines allgemeinen Vertretungskörpers oder des 
Europäischen Parlaments dauert die Unvereinbarkeit auch bei vorzeitigem 
Verzicht auf das Mandat bis zum Ablauf der Gesetzgebungs- oder 
Funktionsperiode fort. 

(2) Zur Präsidentin oder zum Präsidenten oder zur Vizepräsidentin oder zum 
Vizepräsidenten des Bundesverwaltungsgerichts und des Bundesfinanzgerichts 
darf überdies nicht bestellt werden, wer eine der in Abs. 1 bezeichneten 
Funktionen in den letzten fünf Jahren ausgeübt hat. 

 

§ 212. (1) und (71) … § 212. (1) und (71) … 

 (72) In der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I 
Nr. XXX/2018, treten in Kraft: 
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 1. § 9 Abs. 3, § 10 Abs. 1, § 13 Abs. 2, § 76c Abs. 2 und 3 sowie § 77 
Abs. 3 Z 2, Abs. 6 und Abs. 8 mit 1. Jänner 2019, 

 2. Artikel IIa Abs. 2, § 59 Abs. 1, 2 und Abs. 6 Z 4, § 75 Abs. 3, § 79 samt 
Überschrift, § 87a Abs. 3 und § 206 sowie der Entfall des § 208 samt 
Überschrift mit dem der Kundmachung folgenden Tag. 

Artikel 5 

Änderung des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz ist auf die im öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis zu den Ländern stehenden Lehrer (Landeslehrer) für 
Volksschulen, Neue Mittelschulen, Hauptschulen und Sonderschulen, für 
Polytechnische Schulen und für Berufsschulen sowie auf die Personen, die einen 
Anspruch auf Ruhe-(Versorgungs-)Bezug aus einem solchen Dienstverhältnis 
haben (Art. 14 Abs. 2 B-VG), anzuwenden. 

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz ist auf die im öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis zu den Ländern stehenden Lehrer (Landeslehrer) für 
Volksschulen, Neue Mittelschulen und Sonderschulen, für Polytechnische 
Schulen und für Berufsschulen sowie auf die Personen, die einen Anspruch auf 
Ruhe-(Versorgungs-)Bezug aus einem solchen Dienstverhältnis haben (Art. 14 
Abs. 2 B-VG), anzuwenden. 

(2) … (2) … 

§ 4b. (1) bis (4) … § 4b. (1) bis (4) … 

(5) Vor der Zuweisung von Lehrpersonen für den Unterrichtsgegenstand 
Religion ist - ungeachtet der Zuständigkeit der Kirchen und 
Religionsgemeinschaften für die Zuweisung der Religionslehrpersonen - bei 
erstmals am Schulstandort tätigen Lehrpersonen (ausgenommen nur 
vorrübergehende Zuweisungen) der Schulleitung Gelegenheit zur Stellungnahme 
einzuräumen. 

(5) Vor der Zuweisung von Lehrpersonen für den Unterrichtsgegenstand 
Religion ist - ungeachtet der Zuständigkeit der Kirchen und 
Religionsgemeinschaften für die Zuweisung der Religionslehrpersonen - bei 
erstmals am Schulstandort tätigen Lehrpersonen (ausgenommen nur 
vorübergehende Zuweisungen) der Schulleitung Gelegenheit zur Stellungnahme 
einzuräumen. 

§ 13c. (1) bis (4) … § 13c. (1) bis (4) … 

 (5) Die nach Abs. 1 erforderliche ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit 
verringert sich um die Zeiten der Kindererziehung gemäß § 25a Abs. 3 und 7 
Pensionsgesetz 1965 – PG 1965, BGBl. Nr. 340/1965, die nicht ruhegenussfähig 
sind, jedoch um höchstens sechs Monate pro Kind. Sich überlagernde Zeiten der 
Kindererziehung zählen für jedes Kind gesondert. 

§ 19. (1) bis (7) … § 19. (1) bis (7) … 

(8) Landeslehrer für Volksschulen, Neue Mittelschulen, Hauptschulen, 
Sonderschulen und Polytechnische Schulen können bei Bedarf ohne ihre 
Zustimmung längstens für vier Wochen einer anderen Art der allgemeinbildenden 

(8) Landeslehrer für Volksschulen, Neue Mittelschulen, Sonderschulen und 
Polytechnische Schulen können bei Bedarf ohne ihre Zustimmung längstens für 
vier Wochen einer anderen Art der allgemeinbildenden Pflichtschulen, als ihrer 
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Pflichtschulen, als ihrer Ernennung entspricht, zugewiesen werden, sofern 
entsprechend lehrbefähigte Landeslehrer nicht zur Verfügung stehen. 

Ernennung entspricht, zugewiesen werden, sofern entsprechend lehrbefähigte 
Landeslehrer nicht zur Verfügung stehen. 

(9) … (9) … 

§ 26. (1) Leiterstellen der Volksschulen, der Neuen Mittelschulen, der 
Hauptschulen und der als selbstständige Schulen geführten Sonderschulen und 
Polytechnischen Schulen sowie der Berufsschulen sind - ausgenommen im Falle 
des Diensttausches (§ 20) von Inhabern solcher Stellen oder im Falle von 
Betrauungen gemäß § 27 Abs. 2 letzter Satz - im Ausschreibungs- und 
Bewerbungsverfahren zu besetzen. 

§ 26. (1) Leiterstellen der Volksschulen, der Neuen Mittelschulen und der 
als selbstständige Schulen geführten Sonderschulen und Polytechnischen Schulen 
sowie der Berufsschulen sind - ausgenommen im Falle des Diensttausches (§ 20) 
von Inhabern solcher Stellen oder im Falle von Betrauungen gemäß § 27 Abs. 2 
letzter Satz - im Ausschreibungs- und Bewerbungsverfahren zu besetzen. 

(2) bis (10) … (2) bis (10) … 

§ 26c. (1) und (2) … § 26c. (1) und (2) … 

(3) Die Bildungsdirektion hat dem Schulcluster für die Wahrnehmung der 
Verwaltungsaufgaben (Schulcluster-Leitung, Bereichsleitung) Wochenstunden in 
folgendem Ausmaß zur Verfügung zu stellen: 

(3) Die Bildungsdirektion hat dem Schulcluster für die Wahrnehmung der 
Verwaltungsaufgaben (Schulcluster-Leitung, Bereichsleitung) Wochenstunden in 
folgendem Ausmaß zur Verfügung zu stellen: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. Schulclustern mit mehr als 261 Schülerinnen und Schülern allgemein 
bildender Pflichtschulen 

 3. Schulclustern mit mehr als 260 Schülerinnen und Schülern allgemein 
bildender Pflichtschulen 

 a) bis c) …  a) bis c) … 

abzüglich 3,25 Wochenstunden je Gruppe von 200 Schülerinnen und 
Schülern. 

abzüglich 3,25 Wochenstunden je Gruppe von 200 Schülerinnen und 
Schülern. 

 4. und 5. …  4. und 5. … 

(4) bis (12) … (4) bis (12) … 

§ 27. (1) Im Falle einer Verhinderung des Leiters § 27. (1) Im Falle einer Verhinderung des Leiters 

 1. …  1. … 

 2. einer Neuen Mittelschule oder einer Hauptschule oder einer 
Sonderschule oder einer Polytechnischen Schule ist er von dem der 
Schule zugewiesenen Lehrer, der die Lehramtsprüfung für Neue 
Mittelschulen oder für Hauptschulen bzw. für Sonderschulen bzw. für 
Polytechnische Schulen abgelegt hat, der Verwendungsgruppe L 2a 2 
oder einer höheren Verwendungsgruppe angehört und das höchste 
Besoldungsdienstalter aufweist, zu vertreten; 

 2. einer Neuen Mittelschule oder einer Sonderschule oder einer 
Polytechnischen Schule ist er von dem der Schule zugewiesenen Lehrer, 
der die Lehramtsprüfung für Neue Mittelschulen oder für Hauptschulen 
bzw. für Sonderschulen bzw. für Polytechnische Schulen abgelegt hat, 
der Verwendungsgruppe L 2a 2 oder einer höheren Verwendungsgruppe 
angehört und das höchste Besoldungsdienstalter aufweist, zu vertreten; 

 3. …  3. … 

Bei der Feststellung der jeweils höchsten Verwendungsgruppe gemäß Z 3 hat Bei der Feststellung der jeweils höchsten Verwendungsgruppe gemäß Z 3 hat 



  80 von 108 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
bezüglich der Verwendungsgruppen L 2 die Reihenfolge L 2a 2, L 2a 1 zu gelten. 
In allen Fällen der Z 1 und 2 ist Voraussetzung für die Übernahme der Vertretung 
des Leiters, dass der vertretende Lehrer an allgemein bildenden Pflichtschulen 
seine Unterrichtsverpflichtung mit mindestens 360 Jahresstunden gemäß § 43 
Abs. 1 Z 1 erfüllt. Der vertretende Lehrer an Berufsschulen muss im Falle der Z 3 
seine Lehrverpflichtung mit mindestens zwölf Wochenstunden an der 
betreffenden Schule erfüllen. Die vorstehenden Bestimmungen gelten sinngemäß 
im Falle der Verhinderung des Vertreters oder des nach Abs. 2 mit der Leitung 
betrauten Lehrers. 

bezüglich der Verwendungsgruppen L 2 die Reihenfolge L 2a 2, L 2a 1 zu gelten. 
In allen Fällen der Z 1 und 2 ist Voraussetzung für die Übernahme der Vertretung 
des Leiters, dass der vertretende Lehrer an allgemein bildenden Pflichtschulen 
seine Unterrichtsverpflichtung mit mindestens 360 Jahresstunden gemäß § 43 
Abs. 1 Z 1 erfüllt. Der vertretende Lehrer an Berufsschulen muss im Falle der Z 3 
seine Lehrverpflichtung mit mindestens zwölf Wochenstunden an der 
betreffenden Schule erfüllen. Die vorstehenden Bestimmungen gelten sinngemäß 
im Falle der Verhinderung des Vertreters oder des nach Abs. 2 mit der Leitung 
betrauten Lehrers. 

(1a) bis (4) … (1a) bis (4) … 

§ 41. (1) Der Landeslehrperson ist es verboten, im Hinblick auf ihre amtliche 
Stellung oder Amtsführung für sich oder eine Dritte oder einen Dritten ein 
Geschenk, einen anderen Vermögensvorteil oder einen sonstigen Vorteil zu 
fordern oder anzunehmen. Ebenso ist es der Landeslehrperson verboten, im 
Hinblick auf ihre amtliche Stellung oder Amtsführung sich oder einer oder einem 
Dritten ein Geschenk, einen anderen Vermögensvorteil oder einen sonstigen 
Vorteil zu verschaffen oder versprechen zu lassen. 

§ 41. (1) Der Landeslehrperson ist es verboten, im Hinblick auf ihre amtliche 
Stellung oder Amtsführung für sich oder eine Dritte oder einen Dritten ein 
Geschenk oder einen sonstigen Vorteil zu fordern oder anzunehmen. Ebenso ist 
es der Landeslehrperson verboten, im Hinblick auf ihre amtliche Stellung oder 
Amtsführung sich oder einer oder einem Dritten ein Geschenk, einen anderen 
Vermögensvorteil oder einen sonstigen Vorteil zu verschaffen oder versprechen 
zu lassen. 

(2) Eine orts- oder landesübliche Aufmerksamkeit von geringem Wert gilt 
nicht als Geschenk oder Vorteil im Sinne des Abs. 1, soweit die Landeslehrperson 
nicht die Absicht verfolgt, sich durch die wiederkehrende Begehung im Sinne des 
Abs. 1 eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen. 

(2) Eine orts- oder landesübliche Aufmerksamkeit von geringem Wert gilt 
nicht als Geschenk oder sonstiger Vorteil im Sinne des Abs. 1, soweit die 
Landeslehrperson nicht die Absicht verfolgt, sich oder einer oder einem Dritten 
durch die wiederkehrende Begehung im Sinne des Abs. 1 eine fortlaufende 
Einnahme zu verschaffen. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 

(6) Ein Vorteil, der einer Landeslehrperson im Rahmen einer Veranstaltung 
gewährt wird, an deren Teilnahme ein dienstlich oder sonst sachlich 
gerechtfertigtes Interesse besteht, darf von ihr angenommen werden, wenn dieser 
Vorteil 

(6) Ein Vorteil, der einer Landeslehrperson im Rahmen einer Veranstaltung 
gewährt wird, an deren Teilnahme ein dienstlich oder sonst sachlich 
gerechtfertigtes Interesse besteht, darf von ihr angenommen werden, wenn dieser 
Vorteil 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. abgesehen von Z 3 in keinem Konnex zu einem konkreten, 
gegenwärtigen oder zukünftigen Amtsgeschäft steht. 

 4. abgesehen von Z 3 in keinem Konnex zu einem konkreten Amtsgeschäft 
steht. 

§ 43. (1) Die Jahresnorm des Landeslehrers entspricht der in den 
bundesgesetzlichen Vorschriften vorgesehenen regelmäßigen Dienstzeit (§§ 48, 
64ff sowie 72 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 – BDG 1979, BGBl. 
Nr. 333) eines öffentlich Bediensteten mit gleichem Dienstalter für den dem 

§ 43. (1) Die Jahresnorm des Landeslehrers entspricht der in den 
bundesgesetzlichen Vorschriften vorgesehenen regelmäßigen Dienstzeit (§§ 48, 
64ff sowie 72 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 – BDG 1979, BGBl. 
Nr. 333) eines öffentlich Bediensteten mit gleichem Dienstalter für den dem 
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jeweiligen Schuljahr entsprechenden Zeitraum, wobei der Entfall von 
Dienstleistungen an Feiertagen bereits in der Jahresnorm und der gesetzlich 
vorgesehenen Aufteilung auf die einzelnen Tätigkeiten berücksichtigt ist. Weiters 
sind der 24. und 31. Dezember sowie der Karfreitag als dienstfreie Tage zu 
berücksichtigen. Die Gesamtstundenzahl pro Schuljahr, die den auf Grund der 
Schülerzahl der Schule zugewiesenen Planstellen entspricht, ist im Ausmaß 

jeweiligen Schuljahr entsprechenden Zeitraum, wobei der Entfall von 
Dienstleistungen an Feiertagen bereits in der Jahresnorm und der gesetzlich 
vorgesehenen Aufteilung auf die einzelnen Tätigkeiten berücksichtigt ist. Weiters 
sind der 24. und 31. Dezember sowie der Karfreitag als dienstfreie Tage zu 
berücksichtigen. Die Gesamtstundenzahl pro Schuljahr, die den auf Grund der 
Schülerzahl der Schule zugewiesenen Planstellen entspricht, ist im Ausmaß 

 1. von 720 bis 792 Jahresstunden für Lehrer an Volks- und Sonderschulen, 
720 bis 756 Jahresstunden für Lehrer an Neuen Mittelschulen, 
Hauptschulen, Polytechnischen Schulen und nach dem Lehrplan der 
Neuen Mittelschule oder der Hauptschule geführten Sonderschulen und 
720 Jahresstunden für Lehrer im zweisprachigen Unterricht an 
Volksschulen mit zweisprachigem Unterricht gemäß dem Minderheiten-
Schulgesetz für Kärnten, BGBl. Nr. 101/1959, sowie dem Minderheiten-
Schulgesetz für das Burgenland, BGBl. Nr. 641/1994, für die 
Unterrichtsverpflichtung (Tätigkeiten im Kontakt mit Schülerinnen und 
Schülern), wobei durch diese Zählung auch alle damit im 
Zusammenhang stehenden gesetzlich vorgeschriebenen 
Aufsichtspflichten als berücksichtigt gelten, 

 1. von 720 bis 792 Jahresstunden für Lehrer an Volks- und Sonderschulen, 
720 bis 756 Jahresstunden für Lehrer an Neuen Mittelschulen, 
Polytechnischen Schulen und nach dem Lehrplan der Neuen Mittelschule 
geführten Sonderschulen und 720 Jahresstunden für Lehrer im 
zweisprachigen Unterricht an Volksschulen mit zweisprachigem 
Unterricht gemäß dem Minderheiten-Schulgesetz für Kärnten, BGBl. 
Nr. 101/1959, sowie dem Minderheiten-Schulgesetz für das Burgenland, 
BGBl. Nr. 641/1994, für die Unterrichtsverpflichtung (Tätigkeiten im 
Kontakt mit Schülerinnen und Schülern), wobei durch diese Zählung 
auch alle damit im Zusammenhang stehenden gesetzlich 
vorgeschriebenen Aufsichtspflichten als berücksichtigt gelten, 

 2. und 3. …  2. und 3. … 

unter Bedachtnahme auf die Anzahl der in der jeweiligen Schule geführten 
Klassen sowie auf die für die jeweilige Schulart im Lehrplan vorgesehene 
Stundentafel pro Lehrer aufzuteilen (Diensteinteilung). 

Für eine Landeslehrperson, deren 43. Geburtstag vor dem 1. März des 
betreffenden Schuljahres liegt, gilt eine Jahresnorm von 1 736 Jahresstunden, für 
jüngere Landeslehrpersonen gilt eine Jahresnorm von 1 776 Jahresstunden. Diese 
festgesetzte Jahresnorm und die in Z 1 und 2 genannten Zahlen entsprechen den 
Jahresstunden der Dauer eines 52-wöchigen Schuljahres und es bilden diese 
1 736 bzw. 1 776 Jahresstunden die Ausgangsbasis für die unter Anwendung der 
§§ 64 ff und 72 BDG 1979 sowie für ein 53 Kalenderwochen umfassendes 
Schuljahr abweichend zu bemessende Jahresnorm. Die Aufteilung ist durch das 
landesgesetzlich zuständige Organ am Beginn des Schuljahres schriftlich 
festzulegen. Sind während des Schuljahres Änderungen der Diensteinteilung 
erforderlich, sind diese ebenfalls schriftlich festzulegen. Wird ein 
vollbeschäftigter Landeslehrer nicht während des gesamten Unterrichtsjahres 
verwendet, sind die in Z 1 bis 3 genannten Jahresstunden der Verwendungsdauer 
entsprechend zu aliquotieren. Bei Lehrern für einzelne Unterrichtsgegenstände 

unter Bedachtnahme auf die Anzahl der in der jeweiligen Schule geführten 
Klassen sowie auf die für die jeweilige Schulart im Lehrplan vorgesehene 
Stundentafel pro Lehrer aufzuteilen (Diensteinteilung). 

Für eine Landeslehrperson, deren 43. Geburtstag vor dem 1. März des 
betreffenden Schuljahres liegt, gilt eine Jahresnorm von 1 736 Jahresstunden, für 
jüngere Landeslehrpersonen gilt eine Jahresnorm von 1 776 Jahresstunden. Diese 
festgesetzte Jahresnorm und die in Z 1 und 2 genannten Zahlen entsprechen den 
Jahresstunden der Dauer eines 52-wöchigen Schuljahres und es bilden diese 
1 736 bzw. 1 776 Jahresstunden die Ausgangsbasis für die unter Anwendung der 
§§ 64 ff und 72 BDG 1979 sowie für ein 53 Kalenderwochen umfassendes 
Schuljahr abweichend zu bemessende Jahresnorm. Die Aufteilung ist durch das 
landesgesetzlich zuständige Organ am Beginn des Schuljahres schriftlich 
festzulegen. Sind während des Schuljahres Änderungen der Diensteinteilung 
erforderlich, sind diese ebenfalls schriftlich festzulegen. Wird ein 
vollbeschäftigter Landeslehrer nicht während des gesamten Unterrichtsjahres 
verwendet, sind die in Z 1 bis 3 genannten Jahresstunden der Verwendungsdauer 
entsprechend zu aliquotieren. Bei Lehrern für einzelne Unterrichtsgegenstände 
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gilt abweichend von Z 1 und 2 jeweils ausschließlich das in Z 1 und 2 genannte 
Höchstausmaß von 792 bzw. 660 Jahresstunden. Bei Lehrern für einzelne 
Unterrichtsgegenstände mit einer Verwendung mit mindestens 360 Jahresstunden 
im zweisprachigen Unterricht an Volksschulen mit zweisprachigem Unterricht 
gemäß dem Minderheiten-Schulgesetz für Kärnten sowie dem Minderheiten-
Schulgesetz für das Burgenland gilt jedoch eine Unterrichtsverpflichtung von 720 
Jahresstunden. 

gilt abweichend von Z 1 und 2 jeweils ausschließlich das in Z 1 und 2 genannte 
Höchstausmaß von 792 bzw. 660 Jahresstunden. Bei Lehrern für einzelne 
Unterrichtsgegenstände mit einer Verwendung mit mindestens 360 Jahresstunden 
im zweisprachigen Unterricht an Volksschulen mit zweisprachigem Unterricht 
gemäß dem Minderheiten-Schulgesetz für Kärnten sowie dem Minderheiten-
Schulgesetz für das Burgenland gilt jedoch eine Unterrichtsverpflichtung von 720 
Jahresstunden. 

(2) bis (7) … (2) bis (7) … 

§ 46a. (1) bis (3) … § 46a. (1) bis (3) … 

 Wiedereingliederungsteilzeit 

§ 46b. (1) Einer Landeslehrperson kann nach einer mindestens 
sechswöchigen ununterbrochenen Dienstverhinderung wegen Unfall oder 
Krankheit auf Antrag eine Herabsetzung ihrer regelmäßigen Jahresnorm bzw. 
Lehrverpflichtung auf mindestens 45 vH und höchstens 55 vH 
(Wiedereingliederungsteilzeit) für die Dauer von mindestens einem Monat bis zu 
sechs Monaten gewährt werden, wenn keine wichtigen dienstlichen Interessen 
entgegenstehen. Die Wiedereingliederungsteilzeit muss spätestens einen Monat 
nach dem Ende der Dienstverhinderung im Sinne des ersten Satzes angetreten 
werden. 

(2) Vor Beginn der Wiedereingliederungsteilzeit nach Abs. 1 hat eine 
ärztliche Untersuchung gemäß § 36 Abs. 2 erster und zweiter Satz zur 
Dienstfähigkeit der Landeslehrperson und zur medizinischen Zweckmäßigkeit der 
Wiedereingliederungsteilzeit zu erfolgen. 

(3) Eine Herabsetzung ihrer regelmäßigen Jahresnorm bzw. 
Lehrverpflichtung auf die Hälfte gemäß Abs. 1 kann nach einer weiteren 
ärztlichen Untersuchung gemäß § 36 Abs. 2 erster und zweiter Satz einmalig für 
die Dauer von mindestens einem bis zu drei Monaten verlängert werden. 

(4) Während einer Wiedereingliederungsteilzeit ist die Anordnung von 
Mehrdienstleistungen mit Ausnahme einer wöchentlichen Supplierstunde und der 
anteiligen Supplierverpflichtung (gemäß § 61 Abs. 8 GehG) unzulässig. Weiters 
bleibt die Verpflichtung zur Erbringung der anteiligen Supplierstunden gemäß 
§ 43 Abs. 3 Z 3 unberührt. 

(5) Der Landeslehrperson kann eine vorzeitige Rückkehr zur ursprünglichen 
regelmäßigen Lehrverpflichtung gewährt werden, wenn die Zweckmäßigkeit der 
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Wiedereingliederungsteilzeit nicht mehr gegeben ist. 

§ 51. (1) und (2) … § 51. (1) und (2) … 

(3) Beim Leiter einer Neuen Mittelschule, einer Hauptschule, einer 
Polytechnischen Schule sowie einer Sonderschule vermindert sich die 
Unterrichtsverpflichtung um 72 Jahresstunden für die Leitung der gesamten 
Schule und um 54 Jahresstunden für jede Klasse. 

(3) Beim Leiter einer Neuen Mittelschule, einer Polytechnischen Schule 
sowie einer Sonderschule vermindert sich die Unterrichtsverpflichtung um 72 
Jahresstunden für die Leitung der gesamten Schule und um 54 Jahresstunden für 
jede Klasse. 

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch Art. 34 Z 21, BGBl. I Nr. 138/2017) (Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch Art. 34 Z 21, BGBl. I Nr. 138/2017) 

(5) Darüber hinaus vermindert sich die Unterrichtsverpflichtung beim Leiter 
einer Volksschule um 18 Jahresstunden, beim Leiter einer Neuen Mittelschule, 
einer Hauptschule, einer Polytechnischen Schule sowie einer Sonderschule um 27 
Jahresstunden für jede Schülergruppe im Betreuungsbereich ganztägiger 
Schulformen. 

(5) Darüber hinaus vermindert sich die Unterrichtsverpflichtung beim Leiter 
einer Volksschule um 18 Jahresstunden, beim Leiter einer Neuen Mittelschule, 
einer Polytechnischen Schule sowie einer Sonderschule um 27 Jahresstunden für 
jede Schülergruppe im Betreuungsbereich ganztägiger Schulformen. 

(6) bis (10) … (6) bis (10) … 

§ 55. (1) bis (3) … § 55. (1) bis (3) … 

(4) Den Landeslehrern kommen folgende Amtstitel zu: (4) Den Landeslehrern kommen folgende Amtstitel zu: 
 

Verwendungs
gruppe und 

Schulart 

ab Gehaltsstufe 
(§ 55 Abs. 1 

des 
Gehaltsgesetzes

 1956) 

Planstelle Amtstitel 

Leiterin oder Leiter eines 
Schulclusters 

Schulcluster-Leiterin oder 
Schulcluster-Leiter 

L 2a 1, L 2b 1 
Volksschulen 

- 
10 

Lehrer Volksschullehr
er 
Volksschulobe
rlehrer 

- 
Leiter Volksschuldire

ktor 

L 2a 2 
Neue 
Mittelschulen, 
Hauptschulen 

- 
10 

Lehrer Lehrerin bzw. 
Lehrer an der 
Neuen 
Mittelschule 
Hauptschullehr

 

Verwendungsgr
uppe und 
Schulart 

ab 
Gehaltsstufe 
(§ 55 Abs. 1 

des 
Gehaltsgesetze

s 1956) 

Planstelle Amtstitel 

Leiterin oder Leiter eines 
Schulclusters 

Schulcluster-Leiterin oder 
Schulcluster-Leiter 

L 2a 1, L 2b 1 
Volksschulen 

- 
10 

Lehrer Volksschullehr
er 
Volksschulobe
rlehrer 

- 
Leiter Volksschuldire

ktor 

L 2a 2 
Neue 
Mittelschulen 

- 
10 

Lehrer Lehrerin bzw. 
Lehrer an der 
Neuen 
Mittelschule 
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er Oberlehrerin 
bzw. 
Oberlehrer an 
der Neuen 
Mittelschule 
Hauptschulobe
rlehrer 

- 

Leiter Direktorin 
bzw. Direktor 
an der Neuen 
Mittelschule 
Hauptschuldire
ktor 

L 2a 2 
Sonderschulen 
(ein-
schließlich 
Blinden-
institute und 
Institut für 
Gehörlosen-
bildung) 

- 
10 

Lehrer Sonderschulle
hrer 
Sonderschulob
erlehrer 

- Leiter von als 
selbständige 
Schulen 
geführten 
Sonderschulen 

Sonderschuldir
ektor 

L 2a 2 
Polytechnisch
e Schulen 

- 
10 

Lehrer Lehrer der 
Polytechnische
n Schule 
Oberlehrer der 
Polytechnische
n Schule 

- Leiter von als 
selbständige 
Schulen 
geführten 
Polytechnisch
en Schulen 

Direktor der 
Polytechnische
n Schule 

L 2a 2, L 2a 1 
Berufsschulen 

- 
10 

Lehrer Berufsschulleh
rer 

Oberlehrerin 
bzw. 
Oberlehrer an 
der Neuen 
Mittelschule 

- 

Leiter Direktorin 
bzw. Direktor 
an der Neuen 
Mittelschule 

L 2a 2 
Sonderschulen 
(ein-schließlich 
Blinden-
institute und 
Institut für 
Gehörlosen-
bildung) 

- 
10 

Lehrer Sonderschulle
hrer 
Sonderschulob
erlehrer 

- Leiter von als 
selbständige 
Schulen 
geführten 
Sonderschulen 

Sonderschuldir
ektor 

L 2a 2 
Polytechnische 
Schulen 

- 
10 

Lehrer Lehrer der 
Polytechnische
n Schule 
Oberlehrer der 
Polytechnische
n Schule 

- Leiter von als 
selbständige 
Schulen 
geführten 
Polytechnisch
en Schulen 

Direktor der 
Polytechnische
n Schule 

L 2a 2, L 2a 1 
Berufsschulen 

- 
10 

Lehrer Berufsschulleh
rer 
Berufsschulob
erlehrer 

- Leiter Berufsschuldir
ektor 
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Berufsschulob
erlehrer 

- Leiter Berufsschuldir
ektor 

L 2a 2, L 2a 1, 
L 2b 1, L 3 
Lehrer für 
einzelne 
Unterrichtsgeg
en-stände an 
Volks-
schulenLehrer 
Neue 
Mittelschulen, 
Hauptschulen, 
Sonderschulen 
(einschließlich 
Blindeninstitut
en und Institut 
für 
Gehörlosenbil
dung), 
Polytechnisch
en Schulen, 
Berufsschulen 

- Lehrer für den 
betreffenden 
Unterrichtsgeg
enstand 

Lehrer mit 
einem das 
Unterrichtsfac
h 
bezeichnenden 
Zusatz: zB 
Religionslehre
r, 
Sprachlehrer, 
Lehrer für 
Leibesübungen
, Lehrer für 
Musikerziehun
g, Lehrer für 
Werker-
ziehung 

10  Oberlehrer mit 
demselben 
Zusatz: zB 
Religionsoberl
ehrer, 
Sprachoberlehr
er, Oberlehrer 
für 
Leibesübungen
, Oberlehrer 
für 
Musikerziehun
g, Oberlehrer 
für 
Werkerziehun
g 

L 2a 2, L 2a 1, 
L 2b 1, L 3 
Lehrer für 
einzelne 
Unterrichtsgege
n-stände an 
Volks-
schulenLehrer 
Neue 
Mittelschulen, 
Sonderschulen 
(einschließlich 
Blindeninstitute
n und Institut 
für 
Gehörlosenbild
ung), 
Polytechnische
n Schulen, 
Berufsschulen 

- Lehrer für den 
betreffenden 
Unterrichtsgeg
enstand 

Lehrer mit 
einem das 
Unterrichtsfac
h 
bezeichnenden 
Zusatz: zB 
Religionslehre
r, 
Sprachlehrer, 
Lehrer für 
Leibesübungen
, Lehrer für 
Musikerziehun
g, Lehrer für 
Werker-
ziehung 

10  Oberlehrer mit 
demselben 
Zusatz: zB 
Religionsoberl
ehrer, 
Sprachoberlehr
er, Oberlehrer 
für 
Leibesübungen
, Oberlehrer 
für 
Musikerziehun
g, Oberlehrer 
für 
Werkerziehun
g 

L 1 
Blindeninstitute 
und Institute 

- Lehrer Professor d. 
(unter 
Hinzufügung 
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L 1 
Blindeninstitut
e und Institute 
für 
Gehörlosenbil
dung in Graz 
und in Linz 

- Lehrer Professor d. 
(unter 
Hinzufügung 
der 
Bezeichnung 
der Schule) 

 Leiter Direktor d. 
(unter 
Hinzufügung 
der 
Bezeichnung 
der Schule) 

 

für 
Gehörlosenbild
ung in Graz 
und in Linz 

der 
Bezeichnung 
der Schule) 

 Leiter Direktor d. 
(unter 
Hinzufügung 
der 
Bezeichnung 
der Schule) 

 

Landeslehrerinnen führen diese Amtstitel in der weiblichen Form. Landeslehrerinnen führen diese Amtstitel in der weiblichen Form. 

(5) bis (7) … (5) bis (7) … 

§ 58. (1) und (2) … § 58. (1) und (2) … 

(3) Ein Karenzurlaub endet 

 1. spätestens mit Ablauf des Kalendermonates, in dem er gemeinsam mit 
früheren Karenzurlauben oder Freistellungen nach § 160 Abs. 2 
BDG 1979 eine Gesamtdauer von zehn Jahren erreicht, oder 

 2. spätestens mit Ablauf des Jahres, in dem der Landeslehrer sein 64. 
Lebensjahr vollendet. 

(3) Ein Karenzurlaub endet spätestens mit Ablauf des Kalendermonates, in 
dem er gemeinsam mit früheren Karenzurlauben oder Freistellungen nach § 160 
Abs. 2 BDG 1979 eine Gesamtdauer von zehn Jahren erreicht. 

(4) … (4) … 

In der Fassung BGBl. I Nr. 138/2017  

§ 115i. (1) bis (4) … § 115i. (1) bis (4) … 

 (5) Die Frist gemäß § 26b Abs. 2 letzter Satz in der Fassung ab 1. Jänner 
2019 verlängert sich auf Antrag längstens um jene Zeiträume, die gemäß § 26a 
Abs. 2 in der bis 31. Dezember 2018 geltenden Fassung einzurechnen waren. 

Anlage Anlage 

Artikel I Artikel I 

(1) bis (11c) … (1) bis (11c) … 

(12) Werklehrer, die vor dem 1. Oktober 2007 ein Lehramtsstudium für das (12) Werklehrer, die vor dem 1. Oktober 2007 ein Lehramtsstudium für das 
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Lehramt für Hauptschulen für Werklehrer begonnen haben und dieses Studium 
nach dem Hochschulgesetz 2005 abgeschlossen haben, erfüllen bei einer 
Verwendung an einer Neuen Mittelschule sowie an einer Hauptschule die 
besonderen Ernennungserfordernisse für die Verwendungsgruppe L 2a 2, bei 
einer Verwendung an einer Volksschule, Sonderschule oder Polytechnischen 
Schule die besonderen Ernennungserfordernisse für die 
Verwendungsgruppe L 2a 1. Für diese an einer allgemein bildenden Pflichtschule 
verwendeten Lehrer gilt für die Unterrichtsverpflichtung § 43 Abs. 1 vorletzter 
Satz. 

Lehramt für Hauptschulen für Werklehrer begonnen haben und dieses Studium 
nach dem Hochschulgesetz 2005 abgeschlossen haben, erfüllen bei einer 
Verwendung an einer Neuen Mittelschule die besonderen 
Ernennungserfordernisse für die Verwendungsgruppe L 2a 2, bei einer 
Verwendung an einer Volksschule, Sonderschule oder Polytechnischen Schule 
die besonderen Ernennungserfordernisse für die Verwendungsgruppe L 2a 1. Für 
diese an einer allgemein bildenden Pflichtschule verwendeten Lehrer gilt für die 
Unterrichtsverpflichtung § 43 Abs. 1 vorletzter Satz. 

(13) …  (13) …  

(14) Die Ernennungserfordernisse für die Verwendung an einer Neuen 
Mittelschule oder an einer Hauptschule gelten auch durch ein Lehramt für die 
Polytechnische Schule, die Ernennungserfordernisse für die Verwendung an einer 
Polytechnischen Schule gelten auch durch ein Lehramt für eine Neue 
Mittelschule oder eine Hauptschule als erfüllt. 

(14) Die Ernennungserfordernisse für die Verwendung an einer Neuen 
Mittelschule gelten auch durch ein Lehramt für die Polytechnische Schule, die 
Ernennungserfordernisse für die Verwendung an einer Polytechnischen Schule 
gelten auch durch ein Lehramt für eine Neue Mittelschule oder eine Hauptschule 
als erfüllt. 

(15) … (15) … 

Artikel II 

2. VERWENDUNGSGRUPPE L 2a 2 

Ernennungserfordernisse: Eine der nachstehend angeführten Verwendungen und 
die Erfüllung der für die betreffende Verwendung vorgeschriebenen 
Erfordernisse. 

Artikel II 

2. VERWENDUNGSGRUPPE L 2a 2 

Ernennungserfordernisse: Eine der nachstehend angeführten Verwendungen und 
die Erfüllung der für die betreffende Verwendung vorgeschriebenen 
Erfordernisse. 

 

Verwendung Erfordernis 

1. Lehrer an 
Neuen Mittelschulen, 
Hauptschulen, 
Sonderschulen und 
Polytechnischen 
Schulen 

Der Erwerb eines der Verwendung entsprechenden 
akademischen Grades Bachelor of Education (BEd) 
gemäß § 65 Abs. 1 des Hochschulgesetzes 2005 
bzw. das der Verwendung entsprechende Diplom 
gemäß AStG an einer Pädagogischen oder 
Religionspädagogischen Akademie. 

Dieses Erfordernis wird ersetzt: 

 1. und 2. … 

 

Verwendung Erfordernis 

1. Lehrer an 
Neuen Mittelschulen, 
Sonderschulen und 
Polytechnischen 
Schulen 

Der Erwerb eines der Verwendung entsprechenden 
akademischen Grades Bachelor of Education (BEd) 
gemäß § 65 Abs. 1 des Hochschulgesetzes 2005 
bzw. das der Verwendung entsprechende Diplom 
gemäß AStG an einer Pädagogischen oder 
Religionspädagogischen Akademie. 

Dieses Erfordernis wird ersetzt: 

 1. und 2. … 
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2. bis 4. …  

 

2. bis 4. …  

 

3. VERWENDUNGSGRUPPE L 2a 1 

Ernennungserfordernisse: Eine der nachstehend angeführten Verwendungen und 
die Erfüllung der für die betreffende Verwendung vorgeschriebenen 
Erfordernisse. 

3. VERWENDUNGSGRUPPE L 2a 1 

Ernennungserfordernisse: Eine der nachstehend angeführten Verwendungen und 
die Erfüllung der für die betreffende Verwendung vorgeschriebenen 
Erfordernisse. 

 

Verwendung Erfordernis 

 1. Religionslehrer an Volksschulen, 
Neuen Mittelschulen, 
Hauptschulen, Sonderschulen 
und Polytechnischen Schulen, 
soweit sie nicht die Erfordernisse 
für die Verwendungsgruppe 
L 2a 2 oder für eine höhere 
Verwendungsgruppe erfüllen 

Die Ablegung der Reife- und 
Diplomprüfung bzw. 
Reifeprüfung an einer höheren 
Schule und die der Verwendung 
entsprechende Lehrbefähigung. 

 2. …  
 

 

Verwendung Erfordernis 

 1. Religionslehrer an Volksschulen, 
Neuen Mittelschulen, 
Sonderschulen und 
Polytechnischen Schulen, soweit 
sie nicht die Erfordernisse für die 
Verwendungsgruppe L 2a 2 oder 
für eine höhere 
Verwendungsgruppe erfüllen 

Die Ablegung der Reife- und 
Diplomprüfung bzw. 
Reifeprüfung an einer höheren 
Schule und die der Verwendung 
entsprechende Lehrbefähigung. 

 2. …  
 

4. VERWENDUNGSGRUPPE L 2b 1 

Ernennungserfordernisse: Eine der nachstehend angeführten Verwendungen und 
die Erfüllung der für die betreffende Verwendung vorgeschriebenen 
Erfordernisse. 

4. VERWENDUNGSGRUPPE L 2b 1 

Ernennungserfordernisse: Eine der nachstehend angeführten Verwendungen und 
die Erfüllung der für die betreffende Verwendung vorgeschriebenen 
Erfordernisse. 

 

Verwendung Erfordernis 

 

Verwendung Erfordernis 
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1. Lehrer an Volksschulen, 
Neuen Mittelschulen, 
Hauptschulen und Sonderschulen 
und Polytechnischen Schulen, 
soweit sie nicht die 
Ernennungserfordernisse für eine 
der Verwendungsgruppen L 2a 
oder eine höhere 
Verwendungsgruppe erfüllen und 
auch nicht in Z 2 erfasst werden 

Bei Lehrern für musikalische 
Unterrichtsgegenstände durch den 
Erwerb eines Mastergrades gemäß § 87 
Abs. 1 des Universitätsgesetzes 2002 
bzw. der Erwerb eines Diplomgrades 
gemäß § 66 Abs. 1 UniStG, eines 
einschlägigen Studiums an einer 
Universität der Künste bzw. 
Kunsthochschule oder einer 
gleichwertigen Studienrichtung an einer 
anderen Musiklehranstalt oder durch 
den Erwerb eines Bakkalaureatsgrades 
gemäß § 87 Abs. 1 des 
Universitätsgesetzes 2002 in den 
Studien 
Instrumental(Gesangs)pädagogik oder 
Musik- und Bewegungserziehung bzw. 
durch die Lehrbefähigung (in den 
beiden letztgenannten Fällen aus 
Gesang oder einem zugelassenen 
Instrumentalfach oder für rhythmisch-
musikalische Erziehung). 

2. Lehrer für Religion an 
Volksschulen, Neuen 
Mittelschulen, Hauptschulen und 
Sonderschulen, Polytechnischen 
Schulen sowie Berufsschulen, 
soweit sie nicht die Erfordernisse 
der Verwendungsgruppen L 2a 
oder einer höheren 
Verwendungsgruppe erfüllen 

Die erfolgreiche Ablegung der 
Reife- und Diplomprüfung bzw. 
Reifeprüfung an einer höheren Schule. 

3. …  

 

1. Lehrer an Volksschulen, 
Neuen Mittelschulen und 
Sonderschulen und 
Polytechnischen Schulen, soweit 
sie nicht die 
Ernennungserfordernisse für eine 
der Verwendungsgruppen L 2a 
oder eine höhere 
Verwendungsgruppe erfüllen und 
auch nicht in Z 2 erfasst werden 

Bei Lehrern für musikalische 
Unterrichtsgegenstände durch den 
Erwerb eines Mastergrades gemäß § 87 
Abs. 1 des Universitätsgesetzes 2002 
bzw. der Erwerb eines Diplomgrades 
gemäß § 66 Abs. 1 UniStG, eines 
einschlägigen Studiums an einer 
Universität der Künste bzw. 
Kunsthochschule oder einer 
gleichwertigen Studienrichtung an einer 
anderen Musiklehranstalt oder durch 
den Erwerb eines Bakkalaureatsgrades 
gemäß § 87 Abs. 1 des 
Universitätsgesetzes 2002 in den 
Studien 
Instrumental(Gesangs)pädagogik oder 
Musik- und Bewegungserziehung bzw. 
durch die Lehrbefähigung (in den 
beiden letztgenannten Fällen aus 
Gesang oder einem zugelassenen 
Instrumentalfach oder für rhythmisch-
musikalische Erziehung). 

2. Lehrer für Religion an 
Volksschulen, Neuen 
Mittelschulen und Sonderschulen, 
Polytechnischen Schulen sowie 
Berufsschulen, soweit sie nicht 
die Erfordernisse der 
Verwendungsgruppen L 2a oder 
einer höheren 
Verwendungsgruppe erfüllen 

Die erfolgreiche Ablegung der 
Reife- und Diplomprüfung bzw. 
Reifeprüfung an einer höheren Schule. 

3. …  

 



  90 von 108 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

5. VERWENDUNGSGRUPPE L 3 

Ernennungserfordernisse: Eine der nachstehend angeführten Verwendungen und 
die Erfüllung der für die betreffende Verwendung vorgeschriebenen 
Erfordernisse. 
 

5. VERWENDUNGSGRUPPE L 3 

Ernennungserfordernisse: Eine der nachstehend angeführten Verwendungen und 
die Erfüllung der für die betreffende Verwendung vorgeschriebenen 
Erfordernisse. 
 

 

Verwendung Erfordernis 

Lehrer an Volksschulen, Neuen 
Mittelschulen, Hauptschulen, Sonderschulen 
und Polytechnischen Schulen, soweit sie 
nicht die Erfordernisse für eine der 
Verwendungsgruppen L 2 oder eine höhere 
Verwendungsgruppe erfüllen 

Die für die Verwendung 
einschlägige Lehrbefähigung 
oder sonstige Befähigung. 
Bei Lehrern für Religion wird 
dieses Erfordernis durch die 
Erfüllung der Erfordernisse 
des Art. I Abs. 4 erbracht. 

 

 

Verwendung Erfordernis 

Lehrer an Volksschulen, Neuen 
Mittelschulen, Sonderschulen und 
Polytechnischen Schulen, soweit sie nicht 
die Erfordernisse für eine der 
Verwendungsgruppen L 2 oder eine höhere 
Verwendungsgruppe erfüllen 

Die für die Verwendung 
einschlägige Lehrbefähigung 
oder sonstige Befähigung. 
Bei Lehrern für Religion wird 
dieses Erfordernis durch die 
Erfüllung der Erfordernisse 
des Art. I Abs. 4 erbracht. 

 

§ 123. (1) und (84) … § 123. (1) und (84) … 

 (85) In der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I 
Nr. XXX/2018, treten in Kraft: 

 1. § 4b Abs. 5 und § 26c Abs. 3 Z 3 mit 1. September 2018, 

 2. § 115i Abs. 5 mit 1. Jänner 2019, 

 3. § 1 Abs. 1, § 19 Abs. 8, § 26 Abs. 1, § 27 Abs. 1 Z 2, § 43 Abs. 1 Z 1, 
§ 51 Abs. 3 und 5, § 55 Abs. 4, Artikel I Abs. 12 und 14 der Anlage und 
Artikel II Z 2.1., 3.1., 4.1., 4.2. und 5 der Anlage mit 1. September 2019, 

 4. § 13c Abs. 5, § 41 Abs. 1, 2 und Abs. 6 Z 4 und § 58 Abs. 3 mit dem der 
Kundmachung folgenden Tag. 

(86) § 46b samt Überschrift in der Fassung der 2. Dienstrechts-
Novelle 2018, BGBl. I Nr. XXX/2018, tritt mit 1. Jänner 2019 in Kraft und mit 
Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft. Auf eine vor dem 1. Jänner 2021 
wirksam gewordene Wiedereingliederungsteilzeit ist die genannte Bestimmung 
nach dem 31. Dezember 2020 weiterhin anzuwenden; die Verlängerung der 
Wiedereingliederungsteilzeit ist jedoch ausgeschlossen. 
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Artikel 6 

Änderung des Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 

§ 13c. (1) und (4) … § 13c. (1) und (4) … 

 (5) Die nach Abs. 1 erforderliche ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit 
verringert sich um die Zeiten der Kindererziehung gemäß § 25a Abs. 3 und 7 
Pensionsgesetz 1965 – PG 1965, BGBl. Nr. 340/1965, die nicht ruhegenussfähig 
sind, jedoch um höchstens sechs Monate pro Kind. Sich überlagernde Zeiten der 
Kindererziehung zählen für jedes Kind gesondert. 

§ 41. (1) Der Lehrperson ist es verboten, im Hinblick auf ihre amtliche 
Stellung oder Amtsführung für sich oder eine Dritte oder einen Dritten ein 
Geschenk, einen anderen Vermögensvorteil oder einen sonstigen Vorteil zu 
fordern oder anzunehmen. Ebenso ist es der Lehrperson verboten, im Hinblick 
auf ihre amtliche Stellung oder Amtsführung sich oder einer oder einem Dritten 
ein Geschenk, einen anderen Vermögensvorteil oder einen sonstigen Vorteil zu 
verschaffen oder versprechen zu lassen. 

§ 41. (1) Der Lehrperson ist es verboten, im Hinblick auf ihre amtliche 
Stellung oder Amtsführung für sich oder eine Dritte oder einen Dritten ein 
Geschenk oder einen sonstigen Vorteil zu fordern oder anzunehmen. Ebenso ist 
es der Lehrperson verboten, im Hinblick auf ihre amtliche Stellung oder 
Amtsführung sich oder einer oder einem Dritten ein Geschenk oder einen 
sonstigen Vorteil zu verschaffen oder versprechen zu lassen. 

(2) Eine orts- oder landesübliche Aufmerksamkeit von geringem Wert gilt 
nicht als Geschenk oder Vorteil im Sinne des Abs. 1, soweit die Lehrperson nicht 
die Absicht verfolgt, sich durch die wiederkehrende Begehung im Sinne des 
Abs. 1 eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen. 

(2) Eine orts- oder landesübliche Aufmerksamkeit von geringem Wert gilt 
nicht als Geschenk oder sonstiger Vorteil im Sinne des Abs. 1, soweit die 
Lehrperson nicht die Absicht verfolgt, sich oder einer oder einem Dritten durch 
die wiederkehrende Begehung im Sinne des Abs. 1 eine fortlaufende Einnahme 
zu verschaffen. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 

(6) Ein Vorteil, der einer Lehrperson im Rahmen einer Veranstaltung 
gewährt wird, an deren Teilnahme ein dienstlich oder sonst sachlich 
gerechtfertigtes Interesse besteht, darf von ihr angenommen werden, wenn dieser 
Vorteil 

(6) Ein Vorteil, der einer Lehrperson im Rahmen einer Veranstaltung 
gewährt wird, an deren Teilnahme ein dienstlich oder sonst sachlich 
gerechtfertigtes Interesse besteht, darf von ihr angenommen werden, wenn dieser 
Vorteil 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. abgesehen von Z 3 in keinem Konnex zu einem konkreten, 
gegenwärtigen oder zukünftigen Amtsgeschäft steht. 

 4. abgesehen von Z 3 in keinem Konnex zu einem konkretenAmtsgeschäft 
steht. 

§ 46a. (1) und (3) … § 46a. (1) und (3) … 

 Wiedereingliederungsteilzeit 

§ 46b. (1) Einer Lehrperson kann nach einer mindestens sechswöchigen 
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ununterbrochenen Dienstverhinderung wegen Unfall oder Krankheit auf Antrag 
eine Herabsetzung ihrer regelmäßigen vollen Lehrverpflichtung auf mindestens 
45 vH und höchstens 55 vH (Wiedereingliederungsteilzeit) für die Dauer von 
mindestens einem Monat bis zu sechs Monaten gewährt werden, wenn keine 
wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen. Die 
Wiedereingliederungsteilzeit muss spätestens einen Monat nach dem Ende der 
Dienstverhinderung im Sinne des ersten Satzes angetreten werden. 

(2) Vor Beginn der Wiedereingliederungsteilzeit nach Abs. 1 hat eine 
ärztliche Untersuchung gemäß § 36 Abs. 2 erster und zweiter Satz zur 
Dienstfähigkeit der Lehrperson und der Zweckmäßigkeit der 
Wiedereingliederungsteilzeit zu erfolgen. 

(3) Eine Herabsetzung ihrer regelmäßigen vollen Lehrverpflichtung auf die 
Hälfte gemäß Abs. 1 kann nach einer weiteren ärztlichen Untersuchung gemäß 
§ 36 Abs. 2 erster und zweiter Satz einmalig für die Dauer von mindestens einem 
bis zu drei Monaten verlängert werden. 

(4) Während einer Wiedereingliederungsteilzeit ist die Anordnung von 
Mehrdienstleistungen mit Ausnahme einer wöchentlichen Supplierstunde und der 
anteiligen Supplierverpflichtung (gemäß § 61 Abs. 8 GehG) unzulässig. 

(5) Der Landeslehrperson kann eine vorzeitige Rückkehr zur ursprünglichen 
regelmäßigen Lehrverpflichtung gewährt werden, wenn die Zweckmäßigkeit der 
Wiedereingliederungsteilzeit nicht mehr gegeben ist. 

§ 65. (1) und (2) … § 65. (1) und (2) … 

(3) Ein Karenzurlaub endet 

 1. spätestens mit Ablauf des Kalendermonates, in dem er gemeinsam mit 
früheren Karenzurlauben oder Freistellungen nach § 160 Abs. 2 
BDG 1979 eine Gesamtdauer von zehn Jahren erreicht, oder 

 2. spätestens mit Ablauf des Jahres, in dem der Lehrer sein 

 64. Lebensjahr vollendet. 

(3) Ein Karenzurlaub endet spätestens mit Ablauf des Kalendermonates, in 
dem er gemeinsam mit früheren Karenzurlauben oder Freistellungen nach § 160 
Abs. 2 BDG 1979 eine Gesamtdauer von zehn Jahren erreicht. 

(4) … (4) … 

§ 127. (1) und (66) … § 127. (1) und (66) … 

 (67) § 13c Abs. 5, § 41 Abs. 1, 2 und Abs. 6 Z 4 und § 65 Abs. 3 in der 
Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I Nr. XXX/2018, treten mit 
dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 
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(68) § 46b samt Überschrift in der Fassung der 2. Dienstrechts-
Novelle 2018, BGBl. I Nr. XXX/2018, tritt mit 1. Jänner 2019 in Kraft und mit 
Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft. Auf eine vor dem 1. Jänner 2021 
wirksam gewordene Wiedereingliederungsteilzeit ist die genannte Bestimmung 
nach dem 31. Dezember 2020 weiterhin anzuwenden; die Verlängerung der 
Wiedereingliederungsteilzeit ist jedoch ausgeschlossen. 

Artikel 7 

Änderung des Landesvertragslehrpersonengesetzes 1966 

Langtitel Langtitel 
Bundesgesetz über das Dienst- und Besoldungsrecht der Vertragslehrpersonen der 
Länder für Volksschulen, Neue Mittelschulen, Hauptschulen, Sonderschulen und 
Polytechnische Schulen sowie für Berufsschulen mit Ausnahme der land- und 
forstwirtschaftlichen Berufsschulen (Landesvertragslehrpersonengesetz 1966 – 
LVG) 

Bundesgesetz über das Dienst- und Besoldungsrecht der Vertragslehrpersonen der 
Länder für Volksschulen, Neue Mittelschulen, Sonderschulen und Polytechnische 
Schulen sowie für Berufsschulen mit Ausnahme der land- und 
forstwirtschaftlichen Berufsschulen (Landesvertragslehrpersonengesetz 1966 – 
LVG) 

§ 1. Dieses Bundesgesetz ist auf Landesvertragslehrpersonen an öffentlichen 
Volksschulen, Neuen Mittelschulen, Hauptschulen, Sonderschulen, 
Polytechnischen Schulen sowie Berufsschulen mit Ausnahme der land- und 
forstwirtschaftlichen Berufsschulen, sofern diese Schulen nicht vom Bund 
erhalten werden, anzuwenden. 

§ 1. Dieses Bundesgesetz ist auf Landesvertragslehrpersonen an öffentlichen 
Volksschulen, Neuen Mittelschulen, Sonderschulen, Polytechnischen Schulen 
sowie Berufsschulen mit Ausnahme der land- und forstwirtschaftlichen 
Berufsschulen, sofern diese Schulen nicht vom Bund erhalten werden, 
anzuwenden. 

§ 3. (1) und (11) … § 3. (1) und (11) … 

 (11a) Solange trotz Ausschreibung der Planstelle geeignete Personen, die die 
für ihre Verwendung vorgeschriebenen Zuordnungsvoraussetzungen erfüllen oder 
gemäß Abs. 11 aufgenommen werden dürfen, nicht gefunden werden, dürfen 
Personen mittels Sondervertrag gemäß § 36 aufgenommen werden, wobei das 
sondervertraglich festgelegte Monatsentgelt das bei einer Einstufung in die 
Entlohnungsgruppe pd vorgesehene Entgelt um bis zu 30% unterschreiten kann. 

(12) … (12) … 

§ 3b. (1) bis (4) … § 3b. (1) bis (4) … 

(5) Vor der Zuweisung von Landesvertragslehrpersonen für den 
Unterrichtsgegenstand Religion ist – ungeachtet der Zuständigkeit der Kirchen 
und Religionsgemeinschaften für die Zuweisung der Religionslehrpersonen – bei 
erstmals am Schulstandort tätigen Landesvertragslehrpersonen (ausgenommen 

(5) Vor der Zuweisung von Landesvertragslehrpersonen für den 
Unterrichtsgegenstand Religion ist – ungeachtet der Zuständigkeit der Kirchen 
und Religionsgemeinschaften für die Zuweisung der Religionslehrpersonen – bei 
erstmals am Schulstandort tätigen Landesvertragslehrpersonen (ausgenommen 
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nur vorrübergehende Zuweisungen) der Schulleitung Gelegenheit zur 
Stellungnahme einzuräumen. 

nur vorübergehende Zuweisungen) der Schulleitung Gelegenheit zur 
Stellungnahme einzuräumen. 

In der Fassung BGBl I Nr. 211/2013  

§ 5. (1) bis (9) … § 5. (1) bis (9) … 

(10) Auf Landesvertragslehrpersonen, die die Voraussetzungen für die 
Zuordnung in die Entlohnungsgruppe pd gemäß § 3 Abs. 3 Z 2 in Verbindung mit 
Anlage Art. I Abs. 6 bis 10 LDG 1984 erfüllen und eine mindestens einjährige 
Lehrpraxis zurückgelegt haben, sind die Bestimmungen über die Induktionsphase 
nicht anzuwenden. 

(10) Auf Landesvertragslehrpersonen, die die Voraussetzungen für die 
Zuordnung in die Entlohnungsgruppe pd gemäß § 3 Abs. 2 in Verbindung mit 
Anlage Art. I Abs. 6 bis 11c LDG 1984 erfüllen und eine mindestens einjährige 
Lehrpraxis zurückgelegt haben, sind die Bestimmungen über die Induktionsphase 
nicht anzuwenden. 

§ 9. (1) bis (4a) … § 9. (1) bis (4a) … 

 (4b) Landesvertragslehrpersonen können vorläufig mit der Funktion 
Schulqualitätsmanagement gemäß § 48r Abs. 9 VBG betraut werden. 

(4c) Landesvertragslehrpersonen können nach Maßgabe der hiefür 
eingerichteten Planstellen nach Durchführung eines Ausschreibungs- und 
Besetzungsverfahrens gemäß § 48r Abs. 3 VBG mit dem Aufgabenbereich der 
Fachinspektion gemäß § 32 Abs. 2 des Minderheiten-Schulgesetzes für Kärnten, 
BGBl. Nr. 101/1959, und gemäß § 16 Abs. 1 und 2 des Minderheiten-
Schulgesetzes für das Burgenland, BGBl. Nr. 641/1994, betraut werden. 

(4d) Landesvertragslehrpersonen können nach Maßgabe der hiefür 
eingerichteten Planstellen als gemäß § 7c Religionsunterrichtsgesetz, BGBl. 
Nr. 190/1949, von den Kirchen und Religionsgesellschaften zu bestellende 
Fachinspektorinnen und Fachinspektoren betraut werden. 

(5) bis (7) … (5) bis (7) … 

§ 12. (1) bis (5) … § 12. (1) bis (5) … 

(6) § 29f VBG ist auf Landesvertragslehrpersonen mit folgenden 
Abweichungen anzuwenden: 

(6) § 29f VBG ist auf Landesvertragslehrpersonen mit folgenden 
Abweichungen anzuwenden: 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. Bei der Anwendung des § 29f Abs. 6 erster Satz VBG tritt an die Stelle 
des Kalenderjahres das Schuljahr. 

 4. Bei der Anwendung des § 29f Abs. 6 VBG tritt an die Stelle des 
Kalenderjahres das Schuljahr. 

 5. § 29f Abs. 6 zweiter Satz, Abs. 7 und 8 VBG sind nicht anzuwenden.  5. § 29f Abs. 7 und 8 VBG sind nicht anzuwenden. 

(7) und (8) … (7) und (8) … 

§ 19. (1) bis (10) … § 19. (1) bis (10) … 
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 (10a) Einer Vertragslehrperson, die nach § 9 Abs. 4c oder 4d mit der 
Funktion Fachinspektion betraut ist, gebührt nach Maßgabe der eingerichteten 
Planstelle eine Dienstzulage und eine Vergütung. Für die Bemessung der Höhe 
der Dienstzulage und der Vergütung findet § 168 GehG Anwendung. 

(11) Bezüglich der Dienstzulagen gemäß Abs. 1 Z 1 bis 4 und gemäß 
Abs. 10 ist § 21 Abs. 1 VBG nicht anzuwenden. 

(11) Bezüglich der Dienstzulagen gemäß Abs. 1 Z 1 bis 5 und gemäß 
Abs. 10 ist § 21 Abs. 1 VBG nicht anzuwenden. Wird die 
Landesvertragslehrperson nur mit einem Teil ihrer Unterrichtsverpflichtung in der 
Spezialfunktion „Sonder- und Heilpädagogik“ verwendet, so gebührt die 
Dienstzulage gemäß Abs. 1 Z 5 entsprechend dem Anteil der Verwendung im 
Bereich Sonder- und Heilpädagogik an der Unterrichtsverpflichtung. 

§ 26. (1) bis (5) … § 26. (1) bis (5) … 

(6) Landesvertragslehrpersonen führen: (6) Landesvertragslehrpersonen führen: 

 1. …  1. … 

 2.  in den Entlohnungsgruppen l 2 bei Erfüllung der für die Verwendung als 
Lehrer an einer Volksschule, Neuen Mittelschule, Hauptschule, 
Sonderschule, Polytechnischen Schule oder Berufsschule erforderlichen 
Ernennungserfordernisse die der absolvierten Lehramtsausbildung 
entsprechende Verwendungsbezeichnung „Volksschullehrerin“ oder 
„Volksschullehrer“, „Lehrerin an der Neuen Mittelschule“ oder „Lehrer 
an der Neuen Mittelschule“, „Hauptschullehrerin“ oder 
„Hauptschullehrer“, „Sonderschullehrerin“ oder „Sonderschullehrer“, 
„Lehrerin der Polytechnischen Schule“ oder „Lehrer der Polytechnischen 
Schule“ oder „Berufsschullehrerin“ oder „Berufsschullehrer“ sowie 

 2.  in den Entlohnungsgruppen l 2 bei Erfüllung der für die Verwendung als 
Lehrer an einer Volksschule, Neuen Mittelschule, Sonderschule, 
Polytechnischen Schule oder Berufsschule erforderlichen 
Ernennungserfordernisse die der absolvierten Lehramtsausbildung 
entsprechende Verwendungsbezeichnung „Volksschullehrerin“ oder 
„Volksschullehrer“, „Lehrerin an der Neuen Mittelschule“ oder „Lehrer 
an der Neuen Mittelschule“, „Sonderschullehrerin“ oder 
„Sonderschullehrer“, „Lehrerin der Polytechnischen Schule“ oder 
„Lehrer der Polytechnischen Schule“ oder „Berufsschullehrerin“ oder 
„Berufsschullehrer“ sowie 

 3. …  3. … 

(7) und (8) … (7) und (8) … 

§ 32. (1) bis (25) … § 32. (1) bis (25) … 

 (26) In der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I 
Nr. XXX/2018, treten in Kraft: 

 1. § 3b Abs. 5 mit 1. September 2018, 

 2. § 9 Abs. 4b bis 4d und § 19 Abs. 10a mit 1. Jänner 2019, 

 3. der Langtitel, § 1, § 3 Abs. 11a, § 5 Abs. 10, § 19 Abs. 11 und § 26 
Abs. 6 Z 2 mit 1. September 2019, 

 4. § 12 Abs. 6 Z 4 und 5 mit dem der Kundmachung folgenden Tag. 
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Artikel 8 

Änderung des Land- und forstwirtschaftlichen Landesvertragslehrpersonengesetzes 

§ 12. (1) bis (5) … § 12. (1) bis (5) … 

(6) § 29f VBG ist auf Landesvertragslehrpersonen mit folgenden 
Abweichungen anzuwenden: 

(6) § 29f VBG ist auf Landesvertragslehrpersonen mit folgenden 
Abweichungen anzuwenden: 

 1. bis …  1. bis … 

 4. Bei der Anwendung des § 29f Abs. 6 erster Satz VBG tritt an die Stelle 
des Kalenderjahres das Schuljahr. 

 4. Bei der Anwendung des § 29f Abs. 6 VBG tritt an die Stelle des 
Kalenderjahres das Schuljahr. 

 5. § 29f Abs. 6 zweiter Satz, Abs. 7 und 8 VBG sind nicht anzuwenden.  5. § 29f Abs. 7 und 8 VBG sind nicht anzuwenden. 

(6a) und (7) … (6a) und (7) … 

§ 31. (1) bis (19) … § 31. (1) bis (19) … 

 (XX) § 12 Abs. 6 Z 4 und 5 in der Fassung der 2. Dienstrechts-
Novelle 2018, BGBl. I Nr. XXX/2018, treten mit dem der Kundmachung 
folgenden Tag in Kraft. 

Artikel 9 

Änderung des Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetzes 

§ 3. (1) … § 3. (1) … 

(2) Leiter von berufsbildenden höheren Schulen (ausgenommen 
Bildungsanstalten für Elementarpädagogik) und der Höheren technischen 
Bundeslehranstalt, Bundes-Handelsakademie und Bundes-Handelsschule Wien 
III, deren Dienstzulage gemäß § 57 Abs. 6 des Gehaltsgesetzes 1956 erhöht ist, 
sind von der Unterrichtserteilung befreit 

(2) Leiter von allgemeinbildenden und berufsbildenden höheren Schulen 
(ausgenommen Bildungsanstalten für Elementarpädagogik) und der Höheren 
technischen Bundeslehranstalt, Bundes-Handelsakademie und Bundes-
Handelsschule Wien III, deren Dienstzulage gemäß § 57 Abs. 6 des 
Gehaltsgesetzes 1956 erhöht ist, sind von der Unterrichtserteilung befreit 

(3) bis (6) … (3) bis (6) … 

(7) Leiter von Pädagogischen Hochschulen eingegliederten Praxisschulen 
mit mehr als sieben Klassen sind von der Unterrichtserteilung befreit. Sie sind 
jedoch verpflichtet, an einer Praxisschule mit acht oder neun Klassen abwesende 
Praxisschullehrer bis zum Ausmaß von zwei Unterrichtsstunden sowie an einer 
Praxisschule mit zehn bis zwölf Klassen abwesende Praxisschullehrer bis zum 

(7) Leiter von Pädagogischen Hochschulen eingegliederten Praxisschulen 
mit mehr als sieben Klassen sind von der Unterrichtserteilung befreit. Sie sind 
jedoch verpflichtet, an einer Praxisschule mit acht oder neun Klassen abwesende 
Praxisschullehrer bis zum Ausmaß von zwei Unterrichtsstunden sowie an einer 
Praxisschule mit zehn bis zwölf Klassen abwesende Praxisschullehrer bis zum 



  97 von 108 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Ausmaß von einer Unterrichtsstunde pro Woche zu vertreten. Hiefür gebührt 
ihnen abweichend von § 61 des Gehaltsgesetzes 1956 keine Vergütung. Die 
Unterrichtsverpflichtung des Leiters einer Praxisschule mit weniger als acht 
Klassen vermindert sich beim Leiter einer als Praxisschule eingerichteten 
Volksschule um eine Wochenstunde für die Leitung der Schule sowie um jeweils 
eine weitere Wochenstunde für jede an der Schule geführte Klasse sowie beim 
Leiter einer als Praxisschule eingerichteten Neuen Mittelschule oder Hauptschule 
um zwei Wochenstunden für die Leitung der Schule sowie um jeweils 1,5 weitere 
Wochenstunden für jede an der Schule geführte Klasse. 

Ausmaß von einer Unterrichtsstunde pro Woche zu vertreten. Hiefür gebührt 
ihnen abweichend von § 61 des Gehaltsgesetzes 1956 keine Vergütung. Die 
Unterrichtsverpflichtung des Leiters einer Praxisschule mit weniger als acht 
Klassen vermindert sich beim Leiter einer als Praxisschule eingerichteten 
Volksschule um eine Wochenstunde für die Leitung der Schule sowie um jeweils 
eine weitere Wochenstunde für jede an der Schule geführte Klasse sowie beim 
Leiter einer als Praxisschule eingerichteten Neuen Mittelschule um zwei 
Wochenstunden für die Leitung der Schule sowie um jeweils 1,5 weitere 
Wochenstunden für jede an der Schule geführte Klasse. 

(8) bis (11) … (8) bis (11) … 

§ 15. (1) bis (31) … § 15. (1) bis (31) … 

 (32) § 3 Abs. 2 und 7 in der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2018, 
BGBl. I Nr. XXX/2018, treten mit 1. September 2019 in Kraft. 

Artikel 10 

Änderung der Reisegebührenvorschrift 1955 

§ 2. (1) bis (5) … § 2. (1) bis (5) … 

(6) Haushaltsmitglieder im Sinne dieses Bundesgesetzes sind (6) Haushaltsmitglieder im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 

 1. …  1. … 

 2. Kinder, Wahl-, Pflege- und Stiefkinder der Beamtin oder des Beamten, 
für die Familienbeihilfe nach dem Familienlastenausgleichsgesetz, 
BGBl. Nr. 376/1967, oder eine gleichartige ausländische Beihilfe 
bezogen wird, 

 2. Kinder, Wahl-, Pflege- und Stiefkinder der Beamtin oder des Beamten, 
für die ein Kinderzuschuss nach § 4 GehG bezogen wird, 

 3. …  3. … 

wenn sie dem Haushalt der Beamtin oder des Beamten angehören. wenn sie dem Haushalt der Beamtin oder des Beamten angehören. 

§ 77. (1) bis (40) … § 77. (1) bis (40) … 

 (41) § 2 Abs. 6 Z 2 in der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2018, 
BGBl. I Nr. XXX/2018, tritt mit 1. Jänner 2019 in Kraft. 
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Artikel 11 

Änderung des Pensionsgesetzes 1965 

§ 41. (1) und (2) … § 41. (1) und (2) … 

In der Fassung BGBl. I Nr. 142/2004  

(3) Die in § 617 Abs. 10 ASVG festgelegte Vorgangsweise bei der 
Pensionsanpassung ist bei vor dem 1. Jänner 1955 geborenen Beamten, die sich 
am 31. Dezember 2004 im Dienststand befinden, bei den ersten drei Anpassungen 
ihrer Ruhebezüge oder der von diesen abgeleiteten Versorgungsbezüge 
anzuwenden. 

(3) Die in § 617 Abs. 10 ASVG festgelegte Vorgangsweise bei der 
Pensionsanpassung ist bei vor dem 1. Jänner 1955 geborenen Beamten, die sich 
am 31. Dezember 2004 im Dienststand befinden, sowie bei jenen, auf die § 99 
Abs. 6 anwendbar ist, bei den ersten drei Anpassungen ihrer Ruhebezüge oder der 
von diesen abgeleiteten Versorgungsbezüge anzuwenden. 

In der Fassung BGBl. I Nr. 80/2005  

(3) Die in § 617 Abs. 9 ASVG festgelegte Vorgangsweise bei der 
Pensionsanpassung ist bei vor dem 1. Jänner 1955 geborenen Beamten, die sich 
am 31. Dezember 2004 im Dienststand befinden, bei den ersten drei Anpassungen 
ihrer Ruhebezüge oder der von diesen abgeleiteten Versorgungsbezüge 
anzuwenden. 

(3) Die in § 617 Abs. 9 ASVG festgelegte Vorgangsweise bei der 
Pensionsanpassung ist bei vor dem 1. Jänner 1955 geborenen Beamten, die sich 
am 31. Dezember 2004 im Dienststand befinden, sowie bei jenen, auf die § 99 
Abs. 6 anwendbar ist, bei den ersten drei Anpassungen ihrer Ruhebezüge oder der 
von diesen abgeleiteten Versorgungsbezüge anzuwenden. 

In der Fassung BGBl. I Nr. 14/2008  

(3) Die in § 634 Abs. 12 ASVG festgelegte Vorgangsweise bei der 
Pensionsanpassung ist bei vor dem 1. Jänner 1955 geborenen Beamten, die sich 
am 31. Dezember 2006 im Dienststand befunden haben, bei den ersten drei 
Anpassungen ihrer Ruhebezüge oder der von diesen abgeleiteten 
Versorgungsbezüge anzuwenden. 

(3) Die in § 634 Abs. 12 ASVG festgelegte Vorgangsweise bei der 
Pensionsanpassung ist bei vor dem 1. Jänner 1955 geborenen Beamten, die sich 
am 31. Dezember 2006 im Dienststand befunden haben, sowie bei jenen, auf die 
§ 99 Abs. 6 anwendbar ist, bei den ersten drei Anpassungen ihrer Ruhebezüge 
oder der von diesen abgeleiteten Versorgungsbezüge anzuwenden. 

In der Fassung BGBl. I Nr. 147/2008  

(3) Die in § 634 Abs. 12 ASVG für das Kalenderjahr 2010 festgelegte 
Vorgangsweise bei der Pensionsanpassung ist bei vor dem 1. Jänner 1955 
geborenen Beamten, die sich am 31. Dezember 2006 im Dienststand befunden 
haben, bei den ersten drei Anpassungen ihrer Ruhebezüge oder der von diesen 
abgeleiteten Versorgungsbezüge anzuwenden. 

(3) Die in § 634 Abs. 12 ASVG für das Kalenderjahr 2010 festgelegte 
Vorgangsweise bei der Pensionsanpassung ist bei vor dem 1. Jänner 1955 
geborenen Beamten, die sich am 31. Dezember 2006 im Dienststand befunden 
haben, sowie bei jenen, auf die § 99 Abs. 6 anwendbar ist, bei den ersten drei 
Anpassungen ihrer Ruhebezüge oder der von diesen abgeleiteten 
Versorgungsbezüge anzuwenden. 

In der Fassung BGBl. I Nr. 111/2010  

(3) Die in § 634 Abs. 12 ASVG für das Kalenderjahr 2010 festgelegte (3) Die in § 634 Abs. 12 ASVG für das Kalenderjahr 2010 festgelegte 
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Vorgangsweise bei der Pensionsanpassung ist bei vor dem 1. Jänner 1955 
geborenen Beamten, die sich am 31. Dezember 2006 im Dienststand befunden 
haben, bei den ersten drei Anpassungen ihrer Ruhebezüge oder der von diesen 
abgeleiteten Versorgungsbezüge anzuwenden, sofern für das jeweilige 
Kalenderjahr keine von § 108h Abs. 1 ASVG abweichende Regelung gilt. 

Vorgangsweise bei der Pensionsanpassung ist bei vor dem 1. Jänner 1955 
geborenen Beamten, die sich am 31. Dezember 2006 im Dienststand befunden 
haben, sowie bei jenen, auf die § 99 Abs. 6 anwendbar ist, bei den ersten drei 
Anpassungen ihrer Ruhebezüge oder der von diesen abgeleiteten 
Versorgungsbezüge anzuwenden, sofern für das jeweilige Kalenderjahr keine von 
§ 108h Abs. 1 ASVG abweichende Regelung gilt. 

(4) … (4) … 

§ 59. (1) Folgende Nebengebühren – in den weiteren Bestimmungen kurz 
„anspruchsbegründende Nebengebühren“ genannt – begründen den Anspruch auf 
eine Nebengebührenzulage zum Ruhegenuss: 

§ 59. (1) Folgende Nebengebühren – in den weiteren Bestimmungen kurz 
„anspruchsbegründende Nebengebühren“ genannt – begründen den Anspruch auf 
eine Nebengebührenzulage zum Ruhegenuss: 

 1. bis 9. …  1. bis 9. … 

 10. Vergütungen nach den §§ 12f Abs. 2, 40b, 40c, 53b, 61 bis 61e, 66, 71, 
82, 82a, 83, 101, 101a, 112, 113c, 133b, 153 und 153a GehG, 

 10. Vergütungen nach den §§ 12f Abs. 2, 40b, 40c, 53b, 61 bis 61e, 66 in der 
bis 31. Dezember 2018 geltenden Fassung, 67, 68, 71 in der bis 
31. Dezember 2018 geltenden Fassung, 82, 82a, 83, 101, 101a, 112, 
113c, 133b, 153, 153a, 165 und 168 GehG, 

 11. bis 15. …  11. bis 15. … 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

§ 101. (1) Die für die Zeit bis zum 31. Dezember 2004 für die Führung des 
Pensionskontos maßgebenden personenbezogenen Daten und besonderen 
Kategorien personenbezogener Daten sind von der für den Beamten zuständigen 
Dienstbehörde zu erheben und dem Beamten schriftlich mitzuteilen. Die 
Mitteilung hat einen Hinweis auf die Bestreitungsmöglichkeit nach Abs. 4 zu 
enthalten. 

§ 101. (1) Die für die Zeit bis zum 31. Dezember 2004 für die Führung des 
Pensionskontos maßgebenden personenbezogenen Daten und besonderen 
Kategorien personenbezogener Daten sind von der für die Beamtin oder den 
Beamten zuständigen Dienstbehörde nach den Vorgaben des Bundeskanzleramtes 
im Einvernehmen mit der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter zu 
erheben. 

(2) … (2) … 

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 89/2006)  

(4) Der Beamte kann die Richtigkeit der in der Mitteilung nach Abs. 1 
enthaltenen Daten binnen vier Wochen nach der Zustellung der Mitteilung 
schriftlich unter Angabe von Gründen bestreiten. In diesem Fall hat die 
Dienstbehörde den strittigen Teil der Mitteilung mit Bescheid festzustellen. 

 

(5) Die Dienstbehörde 1. Instanz hat die nach Abs. 1 bis 4 erhobenen oder 
rechtskräftig festgestellten Daten in das beim Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger eingerichtete jeweilige Pensionskonto zu übertragen. 
Die Verantwortung für die Richtigkeit, Vollständigkeit und rechtzeitige 

 

http://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2006/89
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Übermittlung der Daten nach den technischen Vorgaben des Bundeskanzleramtes 
im Einvernehmen mit der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter liegt bei 
den in Abs. 1 und 2 genannten Dienstbehörden und Versicherungsträgern. 

§ 105. (1) Die Vollziehung der auf Beamte nach § 1 Abs. 14 und nach 
§ 136b BDG 1979 anzuwendenden sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften 
erfolgt durch die bundes- oder landesgesetzlich dafür vorgesehenen Behörden. 
Die §§ 8 Abs. 1a Z 2 und 310 ASVG sind nicht anzuwenden. Die in § 52 ASVG 
(§ 27e GSVG, § 24e BSVG) für Zeiten nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. d, e und g ASVG 
vorgesehenen Beiträge sind - rückwirkend ab 1. Jänner 2005 - an den 
Bundesminister für Finanzen zu überweisen. 

§ 105. (1) Die Vollziehung der auf Beamte nach § 1 Abs. 14 und nach 
§ 136b BDG 1979 anzuwendenden sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften 
erfolgt durch die bundes- oder landesgesetzlich dafür vorgesehenen Behörden. 
Die §§ 8 Abs. 1a Z 2 und 310 ASVG sind nicht anzuwenden. Die in § 52 ASVG 
(§ 27e GSVG, § 24e BSVG) für Zeiten nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. d, e und g ASVG 
vorgesehenen Beiträge sind - rückwirkend ab 1. Jänner 2005 - an den 
Bundesminister für Finanzen zu überweisen. Die §§ 22 Abs. 6 bis 8a, 13 und 13a 
und 22b Abs. 5 letzter Satz GehG sind sinngemäß anzuwenden. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

§ 109. (1) bis (84) … § 109. (1) bis (84) … 

 (85) In der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I 
Nr. XXX/2018, treten in Kraft: 

 1. § 41 Abs. 3 in der Fassung des Pensionsharmonisierungsgesetzes, 
BGBl. I Nr. 142/2004, und § 105 Abs. 1 mit 1. Jänner 2005, 

 2. § 41 Abs. 3 in der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2005, BGBl. I 
Nr. 80/2005, mit 10. August 2005, 

 3. § 41 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. 14/2008, mit 
10. Jänner 2008, 

 4. § 41 Abs. 3 in der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2008, BGBl. I 
Nr. 147/2008, mit 30. Dezember 2008, 

 5. § 41 Abs. 3 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2011, BGBl. I 
Nr. 111/2010, mit 1. Jänner 2011, 

 6. § 59 Abs. 1 Z 10 mit 1. Jänner 2019, 

 7. § 101 mit 1. Jänner 2019. Laufende Mitteilungsverfahren sind nach den 
am 31. Dezember 2018 geltenden Bestimmungen abzuschließen. 

Artikel 12 

Änderung des Bundestheaterpensionsgesetzes 

§ 2f. (1) bis (2) … § 2f. (1) bis (2) … 
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 (3) Die nach Abs. 1 erforderliche ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit 
verringert sich um die Zeiten der Kindererziehung gemäß § 25a Abs. 3 und 7 
Pensionsgesetz 1965, die nicht ruhegenussfähig sind, jedoch um höchstens sechs 
Monate pro Kind. Sich überlagernde Zeiten der Kindererziehung zählen für jedes 
Kind gesondert. 

§ 22. (1) bis (46) … § 22. (1) bis (46) … 

 (47) § 2f Abs. 3 in der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I 
Nr. XXX/2018, tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

Artikel 13 

Änderung des Bundesbahn-Pensionsgesetzes 

§ 2b. (1) bis (2) … § 2b. (1) bis (2) … 

 (3) Die nach Abs. 1 erforderliche ruhegenussfähige Gesamtdienstzeit 
verringert sich um die Zeiten der Kindererziehung gemäß § 25a Abs. 3 und 7 
Pensionsgesetz 1965 – PG 1965, BGBl. Nr. 340/1965, die nicht ruhegenussfähig 
sind, jedoch um höchstens sechs Monate pro Kind. Sich überlagernde Zeiten der 
Kindererziehung zählen für jedes Kind gesondert. 

§ 62. (1) bis (36) … § 62. (1) bis (36) … 

 (37) § 2b Abs. 3 in der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I 
Nr. XXX/2018, tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

Artikel 14 

Änderung des Ausschreibungsgesetzes 1989 

§ 8. Für die ständigen Begutachtungskommissionen (§ 7 Abs. 1 Z 2) gilt 
ferner: 

§ 8. Für die ständigen Begutachtungskommissionen (§ 7 Abs. 1 Z 2) gilt 
ferner: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. Die Mitgliedschaft zur Begutachtungskommission ruht von der 
Einleitung eines Disziplinarverfahrens bis zu dessen rechtskräftigem 
Abschluß, während der Zeit der Suspendierung, der Außerdienststellung, 
der Erteilung eines Urlaubes von mehr als drei Monaten und der Leistung 

 3. Die Mitgliedschaft zur Begutachtungskommission ruht von der 
Einleitung eines Disziplinarverfahrens bis zu dessen rechtskräftigem 
Abschluß, während der Zeit der Suspendierung, der Außerdienststellung, 
der Erteilung eines Urlaubes oder einer Dienstzuteilung in den Bereich 
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des Präsenz- oder Ausbildungs- oder Zivildienstes. einer anderen Dienstbehörde von mehr als drei Monaten und der 

Leistung des Präsenz- oder Ausbildungs- oder Zivildienstes. 

 4. Die Mitgliedschaft zur Begutachtungskommission endet mit dem Ablauf 
der Funktionsdauer, mit der rechtskräftigen Verhängung einer 
Disziplinarstrafe, mit der Versetzung ins Ausland sowie mit dem 
Ausscheiden aus dem Dienststand oder aus dem Personalstand des 
Ressorts. 

 4. Die Mitgliedschaft zur Begutachtungskommission endet mit dem Ablauf 
der Funktionsdauer, mit der rechtskräftigen Verhängung einer 
Disziplinarstrafe, mit der Versetzung ins Ausland oder mit dem Wechsel 
der Dienstbehörde innerhalb desselben Ressorts sowie mit dem 
Ausscheiden aus dem Dienststand oder aus dem Personalstand des 
Ressorts. 

 5. …  5. … 

§ 25. Eine Ausschreibung ist nicht einzuleiten: § 25. Eine Ausschreibung ist nicht einzuleiten: 

 1. für Tätigkeiten im Rahmen des Kabinetts eines Bundesministers oder des 
Büros eines Staatssekretärs oder eines anderen in den §§ 5, 6 oder 8 
Abs. 1 des Bezügegesetzes, BGBl. Nr. 273/1972, angeführten obersten 
Organs, 

 

 1. für Tätigkeiten im Rahmen des Kabinetts einer Bundesministerin oder 
eines Bundesministers, einer sonstigen Einrichtung gemäß § 7 Abs. 3 des 
Bundesministeriengesetzes 1986, die der Bundeskanzlerin oder dem 
Bundeskanzler oder der Vizekanzlerin oder dem Vizekanzler zur 
Beratung und Unterstützung auf dem Gebiet der allgemeinen 
Regierungspolitik insbesondere im Bereich Strategie, Analyse und 
Planung direkt unterstellt ist, des Büros einer Staatssekretärin oder eines 
Staatssekretärs oder eines anderen in den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des 
Bezügegesetzes, BGBl. Nr. 273/1972, angeführten obersten Organs, 

 2. bis 8. …  2. bis 8. … 

§ 34. (1) … § 34. (1) … 

(2) Die Mitgliedschaft zur Aufnahmekommission ruht (2) Die Mitgliedschaft zur Aufnahmekommission ruht 

 1. …  1. … 

 2. während der Zeit  2. während der Zeit 

 a) und b) …  a) und b) … 

 c) eines Urlaubes von mehr als drei Monaten und  c) eines Urlaubes oder einer Dienstzuteilung zu einer anderen 
Dienstbehörde von mehr als drei Monaten und 

 d) …  d) … 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 

§ 83. (1) bis (5) … § 83. (1) bis (5) … 

 (6) Für die Aufnahme in den Exekutivdienst kann eine von § 44 Abs. 4 Z 3 
abweichende Frist durch Verordnung der Bundesministerin oder des 
Bundesministers für Inneres oder der Bundesministerin oder des Bundesministers 
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für Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz jeweils im Einvernehmen 
mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister für öffentlichen Dienst und 
Sport festgelegt werden, sofern die Gründe eines effizienten Recruitings dies 
erfordern. 

 Zuweisung eines Arbeitsplatzes in bestimmten Fällen 

§ 85. Für Ausschreibungsverfahren nach Abschnitt VII in der ab 
1. September 1991 geltenden Fassung sind nur Bewerbungen gültig, 
die - gerechnet vom Tag der Ausschreibung - nicht länger als ein Jahr 
zurückliegen. 

§ 85. (1) Bei Beamtinnen und Beamten ist die Zuweisung eines niedriger 
oder gleich bewerteten Arbeitsplatzes abweichend von einer allfälligen 
Ausschreibungspflicht nach diesem Gesetz ohne Ausschreibung zulässig, wenn 
sie nach den Abs. 1 oder 3 der §§ 141a, 145b oder 152c BDG 1979 erfolgt. 
Dieser Absatz gilt nicht für die Zuweisung einer zeitlich begrenzten Funktion. 

(2) Bei Vertragsbediensteten ist die Zuweisung eines niedriger bewerteten 
Arbeitsplatzes abweichend von einer allfälligen Ausschreibungspflicht nach 
diesem Gesetz ohne Ausschreibung zulässig, wenn sie nach § 69 Abs. 2 oder 3 
VBG erfolgt. Die Ausnahme von einer allfälligen Ausschreibungspflicht gilt auch 
im Falle einer Verwendungsänderung einer oder eines Vertragsbediensteten, bei 
der die neue Verwendung abweichend von § 69 Abs. 1 VBG derselben 
Entlohnungs- und Bewertungsgruppe zugeordnet ist wie die bisherige 
Verwendung der oder des Vertragsbediensteten, sofern sie nicht von § 69 Abs. 9 
VBG erfasst ist. Dieser Absatz gilt nicht für die Zuweisung einer zeitlich 
begrenzten Funktion.  

(3) Die erstmalige Übertragung eines Arbeitsplatzes an 

 1. Beamtinnen oder Beamte der Verwendungsgruppen A 1, E 1, M BO 1 
und M ZO 1 in der gemäß § 141 Abs. 6, 7 oder 8, § 145d Abs. 3 oder 
§ 152b Abs. 6, 7 oder 8 BDG 1979 anfallenden Funktionsgruppe, 

 2. im Abs. 9 der § 141 oder § 152b BDG 1979 angeführte Beamtinnen oder 
Beamten in der Verwendungs- und Funktionsgruppe, in die sie bei 
Beendigung ihrer befristeten Funktion ernannt sind, und 

 3. Vertragsbedienstete der Entlohnungsgruppe v1 in der nach § 68 Abs. 3 
VBG anfallenden Bewertungsgruppe 

ist abweichend von einer allfälligen Ausschreibungspflicht nach diesem Gesetz 
ohne Ausschreibung zulässig. Dieser Absatz gilt nicht für die Zuweisung einer 
zeitlich begrenzten Funktion und in Dienstbereichen, bei denen es nach der Natur 
des Dienstes notwendig ist die Bediensteten nach einiger Zeit zu einer anderen 
Dienststelle zu versetzen. 
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§ 90. (1) bis (13) … § 90. (1) bis (13) … 

 (14) § 8 Z 3 und 4, § 25 Z 1, § 34 Abs. 2 Z 2 lit. c, § 83 Abs. 6 und § 85 samt 
Überschrift in der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I 
Nr. XXX/2018, treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

Artikel 15 

Änderung des Bundes-Personalvertretungsgesetzes 

§ 9. (1) bis (2) … § 9. (1) bis (2) … 

(3) Dem Dienststellenausschuss sind schriftlich mitzuteilen: (3) Dem Dienststellenausschuss sind schriftlich mitzuteilen: 

 a) bis n) …  a) bis n) … 

 o) der Zeitpunkt der Information im Sinne des § 79g Abs. 3 Z 2 des 
Beamten-Dienstrechtsgesetzes (BDG 1979), BGBl. Nr. 333, die 
namentliche Auswertung der IKT-Nutzungen nach § 79g Abs. 6 
BDG 1979 und die Datenverarbeitung nach § 79g Abs. 7 BDG 1979 im 
Rahmen der Kontrolle bei begründetem Verdacht einer gröblichen 
Dienstpflichtverletzung. 

 o) der Zeitpunkt der Information im Sinne des § 79g Abs. 3 Z 2 des 
Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 – BDG 1979, BGBl. Nr. 333/1979, 
die namentliche Auswertung der IKT-Nutzungen nach § 79g Abs. 6 
BDG 1979 und die Datenverarbeitung nach § 79g Abs. 7 BDG 1979 im 
Rahmen der Kontrolle bei begründetem Verdacht einer gröblichen 
Dienstpflichtverletzung. 

Die Mitteilung einer beabsichtigten Aufnahme, Versetzung oder Betrauung mit 
einer Vorgesetztenfunktion hat spätestens zwei Wochen vor ihrer Durchführung 
zu erfolgen; in den übrigen Fällen der lit. a sowie in den Fällen der lit. b und e hat 
die Mitteilung spätestens zwei Wochen vor ihrer Durchführung, in 
Dringlichkeitsfällen jedoch spätestens am Tage ihres Wirksamkeitsbeginns zu 
erfolgen. Im Fall der lit. l hat die Mitteilung ehestmöglich, jedenfalls aber so 
rechtzeitig vor der Maßnahme zu erfolgen, dass eine Beratung über deren 
Gestaltung noch durchgeführt werden kann. 

Die Mitteilung einer beabsichtigten Aufnahme, Versetzung oder Betrauung mit 
einer Vorgesetztenfunktion hat spätestens zwei Wochen vor ihrer Durchführung 
zu erfolgen; in den übrigen Fällen der lit. a sowie in den Fällen der lit. b und e hat 
die Mitteilung spätestens zwei Wochen vor ihrer Durchführung, in 
Dringlichkeitsfällen jedoch spätestens am Tage ihres Wirksamkeitsbeginns zu 
erfolgen. Im Fall der lit. l hat die Mitteilung ehestmöglich, jedenfalls aber so 
rechtzeitig vor der Maßnahme zu erfolgen, dass eine Beratung über deren 
Gestaltung noch durchgeführt werden kann. 

§ 11. (1) Am Sitz folgender Dienststellen sind Fachausschüsse einzurichten: § 11. (1) Am Sitz folgender Dienststellen sind Fachausschüsse einzurichten: 

 1. bis 5. …  1. bis 5. … 

 6. beim Bundesministerium für Gesundheit für die der Österreichischen 
Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit GmbH zur dauernden 
Dienstleistung zugewiesenen Bundesbediensteten, 

 6. beim Bundesministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Konsumentenschutz je einer 

 a) für die der Österreichischen Agentur für Gesundheit und 
Ernährungssicherheit GmbH zur dauernden Dienstleistung 
zugewiesenen Bundesbediensteten, 

 b) für die Bediensteten der Arbeitsinspektorate und 
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 c) beim Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen, 

 7. beim Bundesministerium für Finanzen fünf, und zwar je einer für die 
Bediensteten der der Steuer- und Zollkoordination unterstehenden 
Dienststellen in der 

 7. beim Bundesministerium für Finanzen sechs, und zwar je einer für die 
Bediensteten 

 a) Region Wien,  a) der der Steuer- und Zollkoordination unterstehenden Dienststellen in 
der Region Wien, 

 b) Region Ost (Burgenland und Niederösterreich),  b) der der Steuer- und Zollkoordination unterstehenden Dienststellen in 
der Region Ost (Burgenland und Niederösterreich), 

 c) Region Süd (Kärnten und Steiermark),  c) der der Steuer- und Zollkoordination unterstehenden Dienststellen in 
der Region Süd (Kärnten und Steiermark), 

 d) Region Mitte (Salzburg und Oberösterreich),  d) der der Steuer- und Zollkoordination unterstehenden Dienststellen in 
der Region Mitte (Salzburg und Oberösterreich), 

 e) Region West (Vorarlberg und Tirol).  e) der der Steuer- und Zollkoordination unterstehenden Dienststellen in 
der Region West (Vorarlberg und Tirol) und 

  f) des Amtes der Bundesimmobilien, 

 8. beim Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft im 
Bereich der Angelegenheiten der Wirtschaft zwei, und zwar je einer für 

 8. beim Bundesministerium für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort je 
einer 

 a) die Bediensteten des Amtes der Bundesimmobilien, der 
Burghauptmannschaft Österreich und der Bundesmobilienverwaltung 
und 

 a) für die Bediensteten der Burghauptmannschaft Österreich und der 
Bundesmobilienverwaltung sowie 

 b) die Bediensteten des Bundesamtes für Eich- und Vermessungswesen,  b) für die Bediensteten des Bundesamtes für Eich- und 
Vermessungswesen, 

 9. beim Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 
für die Bediensteten der Arbeitsinspektorate, 

 

 10. bis 13. …  10. bis 13. … 

 14. beim Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen.  

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

§ 13. (1) Am Sitz der Zentralstellen sind folgende Zentralausschüsse 
einzurichten: 

§ 13. (1) Am Sitz der Zentralstellen sind folgende Zentralausschüsse 
einzurichten: 

 1. …  1. … 

 2. beim Bundesministerium für Justiz vier, und zwar je einer für  2. beim Bundesministerium für Verfassung, Reformen, Deregulierung und 
Justiz vier, und zwar je einer für 

 a) bis d) …  a) bis d) … 
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 3. beim Bundesministerium für Bildung vier, und zwar je einer für  3. beim Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung 
sechs, und zwar je einer für 

 a) bis c) …  a) bis c) … 

 d) die beim Bundesministerium für Bildung und den nachgeordneten 
Dienststellen verwendeten Bundesbediensteten (ausgenommen die an 
Schulen und Schülerheimen verwendeten Bundeslehrerinnen oder 
Bundeslehrer und Bundeserzieherinnen oder Bundeserzieher und die 
an Pädagogischen Hochschulen und Einrichtungen gemäß § 4 des 
Hochschulgesetzes 2005 verwendeten Hochschullehrpersonen), 

 d) die beim Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung und den nachgeordneten Dienststellen verwendeten 
Bundesbediensteten (ausgenommen die an Schulen und 
Schülerheimen verwendeten Bundeslehrerinnen oder Bundeslehrer 
und Bundeserzieherinnen oder Bundeserzieher und die an 
Pädagogischen Hochschulen und Einrichtungen gemäß § 4 des 
Hochschulgesetzes 2005 verwendeten Hochschullehrpersonen), 

  e) die Universitätslehrerinnen und Universitätslehrer der Ämter der 
Universitäten, 

 f) die Bediensteten im Bereich der Angelegenheiten der Wissenschaft 
und Forschung, an den zugehörigen nachgeordneten Dienststellen und 
an den wissenschaftlichen Anstalten, Bedienstete der Ämter der 
Universitäten mit Ausnahme der Universitätslehrerinnen und 
Universitätslehrer, 

 4. beim Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 
drei, und zwar je einer für 

 a) die Universitätslehrerinnen und Universitätslehrer der Ämter der 
Universitäten, 

 b) die Bediensteten im Bereich der Angelegenheiten der Wissenschaft 
und Forschung, an den zugehörigen nachgeordneten Dienststellen und 
an den wissenschaftlichen Anstalten, Bedienstete der Ämter der 
Universitäten mit Ausnahme der Universitätslehrerinnen und 
Universitätslehrer, 

 c) die Bediensteten im Bereich der Angelegenheiten der Wirtschaft und 
der zugehörigen beigeordneten und nachgeordneten Dienststellen 
sowie Ämter, 

 

 5. …  4. … 

 6. …  5. … 

(2) Bei der Präsidentschaftskanzlei, bei der Parlamentsdirektion, bei der 
Volksanwaltschaft, beim Rechnungshof, beim Verfassungsgerichtshof, beim 
Verwaltungsgerichtshof, beim Obersten Gerichtshof, beim Bundesministerium 

(2) Bei der Präsidentschaftskanzlei, bei der Parlamentsdirektion, bei der 
Volksanwaltschaft, beim Rechnungshof, beim Verfassungsgerichtshof, beim 
Verwaltungsgerichtshof, beim Obersten Gerichtshof und bei der 
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für Familien und Jugend und bei der Datenschutzbehörde sind lediglich 
Dienststellenvertretungen mit der Maßgabe zu bilden, dass dem 
Dienststellenausschuss auch die Aufgaben des Zentralausschusses und dem 
Dienststellenwahlausschuss auch die Aufgaben des Zentralwahlausschusses 
zukommen. 

Datenschutzbehörde sind lediglich Dienststellenvertretungen mit der Maßgabe zu 
bilden, dass dem Dienststellenausschuss auch die Aufgaben des 
Zentralausschusses und dem Dienststellenwahlausschuss auch die Aufgaben des 
Zentralwahlausschusses zukommen. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 

§ 42t. … § 42t. … 

 Übergangsbestimmung anlässlich der Änderung von Aufsichtsbezirken von 
Arbeitsinspektoraten 

§ 42u. (1) Die Wahl des Personalvertretungsorgans, welches beim 
Arbeitsinspektorat für den 2. Aufsichtsbezirk (Wien West-Ost) in seiner ab 
1. November 2019 bestehenden Struktur einzurichten ist, erfolgt im Zuge der 
Bundes-Personalvertretungswahl 2019. Für die Durchführung dieser Wahl gilt die 
Personalvertretung beim Arbeitsinspektorat für den 2. Aufsichtsbezirk mit der 
Personalvertretung beim Arbeitsinspektorat für den 4. Aufsichtsbezirk als 
zusammengefasst im Sinne des § 4 Abs. 1. 

(2) § 24a ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass der 
Dienststellenwahlausschuss vom zuständigen Fachausschuss in sinngemäßer 
Anwendung der §§ 16 ff zu bestellen ist. 

§ 45. (1) bis (44) … § 45. (1) bis (44) … 

 (45) In der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2018, BGBl. I 
Nr. XXX/2018, treten in Kraft: 

 1. § 11 Abs. 1 Z 6 bis 8 und § 13 Abs. 1 und 2 sowie der Entfall der § 11 
Abs. 1 Z 9 und Z 14 mit 8. Jänner 2018, 

 2. § 42u samt Überschrift mit 1. Jänner 2019, 

 3. § 9 Abs. 3 lit. o mit dem der Kundmachung folgenden Tag. 

Artikel 16 

Änderung des Rechtspraktikantengesetzes 

§ 6. (1) … § 6. (1) … 

(2) Ab dem sechsten Ausbildungsmonat der Gerichtspraxis ist § 10 Abs. 1 (2) Rechtspraktikantinnen und Rechtspraktikanten können unter 
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RStDG sinngemäß anzuwenden. sinngemäßer Anwendung des § 10 Abs. 1 RStDG zur Durchführung von 

Vernehmungen herangezogen werden. 

(3) … (3) … 

§ 26. (1) … § 26. (1) … 

(2) In der Amtsbestätigung ist der wesentliche Inhalt des 
Ausbildungsausweises und der jeweiligen Beurteilungen hinsichtlich der 
absolvierten Ausbildungsstationen (§ 8) darzustellen. 

(2) In der Amtsbestätigung ist der wesentliche Inhalt des 
Ausbildungsausweises hinsichtlich der absolvierten Ausbildungsstationen (§ 8) 
darzustellen. 

§ 29. (1) bis (2l) … § 29. (1) bis (2l) … 

 (2m) § 6 Abs. 2 und § 26 Abs. 2 in der Fassung der 2. Dienstrechts-
Novelle 2018, BGBl. I Nr. XXX/2018, treten mit 1. Jänner 2019 in Kraft. 

Artikel 17 

Änderung des Prüfungstaxengesetzes 

§ 6. (1) bis (15) … § 6. (1) bis (15) … 

 (16) Anlage I Z I.2. in der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2018, 
BGBl. I Nr. XXX/2018, tritt mit 1. September 2019 in Kraft. 

Anlage 1 Anlage 1 
 

I. Allgemein bildende und berufsbildende Pflichtschulen 
 

 Euro 

 1. …  

 2. Externistenprüfungen für die Neue Mittelschule, 
die Hauptschule und die Polytechnische Schule 
(§ 42 SchUG): 

 

Vorsitzende/r (je Teilprüfung) 0,3 

Prüfer/in:  
für den mündlichen oder praktischen Teil 2,1 

für den schriftlichen Teil 2,8 

Schriftführer/in (je Teilprüfung) 0,3 

 3. bis 7. …   

 

I. Allgemein bildende und berufsbildende Pflichtschulen 
 

 Euro 

 1. …  

 2. Externistenprüfungen für die Neue Mittelschule 
und die Polytechnische Schule (§ 42 SchUG):  

Vorsitzende/r (je Teilprüfung) 0,3 

Prüfer/in:  
für den mündlichen oder praktischen Teil 2,1 

für den schriftlichen Teil 2,8 

Schriftführer/in (je Teilprüfung) 0,3 

 3. bis 7. …   
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